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Die Wahl — ein Rückschlag für uns alle
Die bürgerliche Rechte verankert ihre Maßstäbe in der Gesellschaft

In den Westländern erzielten der christliche Konservatis­
mus zusammen mit den Liberalen 54,7 Prozent, in den Ost­
ländern 56,8 Prozent. Dies ist nicht nur ein Triumph der 
bürgerlichen Ideologie, sondern auch der bürgerlichen Poli­

tik. Die kommende Regierungskoalition hat ein Mandat für 
eine Reihe reaktionärer Vorhaben, die im Wahlkampf 
ziemlich breit und eher konkret erörtert worden sind, wäh­
rend die Kritik von der Linken eher diffus blieb.

Eine Auswahl absehbarer Vorhaben: 
eine rechtlich und tatsächlich ausgebaute 
Polizei, die dem Besitzrecht des Wohl­
stands gegen soziale Bewegungen Gel­
tung verschafft. Der Bundesgrenzschutz 
wird innenpolitisch wirksame Polizei­
armee. Die Innenminister der Länder 
rechnen mit einem Schub sozialen 
Elends. Das zeigen ihre Forderungen 
nach Vollmachten im Kampf gegen or­
ganisiertes Verbrechen, das auf diesem 
Boden wächst.

Die Staatsaufsicht über die Frauen und 
Familien wird vertieft, der § 218 wird 
ausgedehnt. Seit das Bundesverfas­
sungsgericht die Ansätze für Ausländer­
wahlrecht verworfen hat, kann die BRD 
nicht mehr als zivilisierte Demokratie 
bezeichnet werden. Sie versteht sich 
offenbar als Blutsgemeinschaft. Außen­
politisch folgt daraus eine Schutzmacht­
rolle für alle Personen deutschen 
Stammes. Daraus ergibt sich der Bedarf 
einer Grundgesetzänderung zur Erleich­
terung von Kriegseinsätzen deutscher 
Truppen.

Diese Pläne wurden von den Wählern 
wohl mehr hingenommen als aktiv ge­
wünscht. Die hauptsächlich mit der 
Rechtswahl verbundenen Erwartungen 
sind wirtschaftlich. Dabei treibt nicht 
einfach Streben nach Auskommen und 
Wohlstand die Überlegungen an; die 
Anhänger der Regierung erwarten 
Wohlstand für sich und durchaus auf 

Demonstration: „Gleiches Wahlrecht für alle'.“

Am Tag vor den Bundestagswahlen demonstrierten ca. 1 500 
Laute, vorwiegend Kurden und Türken, in Köln für ein gleiches 
Wahlrecht für alle. Zahlreiche Organisationen hatten zu der

bundesweiten Demonstration aufgerufen. Mehrere Redner 
sprachen sich für die Abschaffung der Ausländergesetze und 
für eine Bleiberecht für Sinti und Roma aus. — (jöd; Bild: af/mz)

Kosten anderer. Die parallele Ausdeh­
nung von Armut und Reichtum war eine 
typische Erscheinung bereits der letzten 
zehn Jahre. Mit dem DDR-Anschluß 
wird sie zum prägenden Moment der 
Gesellschaft. Kohl verspricht nicht mehr 
Wohlstand für alle in der DDR; die neue 
Sprachregelung lautet: blühende Land­
schaften.

Der Zentralstaat und die Konzemwirt- 
schaft der BRD haben mit ihren Mög­
lichkeiten, in großem Stil Fakten zu set­
zen, die Linke — gemeint sind damit die 
Gruppierungen, die sich sozialen und 
emanzipatorischen Interessen verpflich­
tet sehen — überrumpelt und in einigen 
Fragen vor Rätsel gestellt, die beantwor­
tet schienen.

In der Propaganda der Grünen hat die 
drohende Klimakatastrophe aus gutem 
Grund einen hohen Rang. Die Forde­
rung nach sofortigem Abschalten der 
AKWs wurde zeitgleich eher flau. Die 
traditionelle Aufklärungsarbeit der Grü­
nen mündet in den Vorwurf, die Mächti­
gen in Staat und Wirtschaft handelten 
unbedacht und leichtsinnig. Die Abhilfe 
schien das Einfache, das nur schwer 
durchzusetzen ist — Abschalten. Inzwi­
schen wird fühlbar, daß der Lebenstil, 
die Daseinsweise der modernen Gesell­
schaft, zur Lösung der aufgeworfenen 
Fragen völlig umgewälzt werden müßte

Reformistischen Sozialdemokraten 

geht es um Gerechtigkeit, um soziale 
und politische Gleichberechtigung. 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit und 
gleiches Wahlrecht sind Beispiele. So­
zialdemokratische Grundwerte geraten 
in einen Zielkonflikt. Das Verbot des 
Ausländerwahlrechts durch das Verfas­
sungsgericht ist nicht hinzunehmen. Ur­
teile des Verfassungsgerichts sind hin­
zunehmen. Der Staat hat die Aufgabe 
des sozialen Ausgleichs. Im DDR-An­
schluß ist der Staat Initiator und Treiber 
der Deregulierung und Differenzierung

Die sozialistische Linke ist internatio­
nalistisch. Ihre Position im Nord-Süd- 
Konflikt war mit staatssozialistischen 
Entwicklungsvorstellungen verbunden, 
und auch die Unterstützung des Unab­
hängigkeitsstrebens der Dritten Welt 
war real auf die Existenz des sozialisti­
schen Lagers aufgebaut. Heute verbrei­
tet die imperialistische Propaganda 
einen dem brutalen Eigennutz nachfol­
genden Fatalismus gegenüber den Ver­
brechen des Imperialismus.

In diesem Wahlkampf ging es dauernd 
um die Glaubwürdigkeit. Dahinter 
steckt wohl weniger ein Problem der 
Darstellung politischer Ziele. Unklar ist 
doch viel eher, wie die Wünsche und 
Hoffnungen von Millionen im Rahmen 
der durch die Herrschenden gesetzten 
Verhältnisse sich entwickeln sollen. 
— (alk, maf)

Über 4000 Menschen beteiligten sich am 24.11. in Bonn an einer Demonstration ge­
gen den imperialistischen Aufmarsch am Golf. Aufgerufen hatte eine Aktionseinheit 
aus Pax Christi, Jusos, DKP, Grüne, PDS, IG Metall Jugend u.a. Forderungen waren 
u.a.: Schluß mit dem militärischen Aufmarsch am Golf, keine deutschen Soldaten an 
den Golf, Kündigung des WHNS-Abkommens, Verbot der Rüstungsexporte. Bild: p.b.

Tarifrunde 91: ÖTV fordert 10%
Zersplitterung erschwert Durchsetzung

Daß die Große Tarifkommission der 
ÖTV über ihren eigenen Diskussions­
vorschlag von 7,5 bis 9,5 Prozent hin­
ausgeht, deutet auf starken Druck aus 
der Mitgliedschaft hin. Gefordert wer­
den 10 Prozent, Erhöhung der Ausbil­
dungsvergütung um 250 DM und eine 
Laufzeit von 12 Monaten. Wie auch in 
den Vorjahren wird kein Mindest- oder 
Sockelbetrag gefordert, obwohl es dafür 
aus einigen Bezirken regelmäßig Voten 
gibt.

Das Forderungsvolumen wurde in der 
bürgerlichen Presse allgemein als zu 
hoch kritisiert. Regelrechte Hetztiraden 
blieben aber aus. Auf verschiedene Art 
und Weise wird jedoch Spaltung betrie­
ben. Z.B. soll die ÖTV auf die Schiene 
„Solidarität mit den Ostdeutschen“ ge­
bracht werden. Hier hatte Wulf-Mathies 
zwar erklärt, daß der öffentliche Dienst 
„keine Reservekasse für lohnpolitische 
Vereinigungsopfer“ sein dürfe, wohl 
aber zur Solidarität bereit sei. Dies wie 
auch die grundsätzliche Bereitschaft, fi­
nanzielle Argumente zu berücksichti­
gen, dürften aber Schwachpunkte sein.

Zudem steht die ÖTV derzeit in Ver­
handlungen über die schrittweise Über­
nahme (west-)bundesdeutscher Tarif­
verträge wie BAT und BMT-G auf das 
Gebiet der Ex-DDR. Wenn es ihr nicht 
in absehbarer Zeit gelingt, hier zu einem 
Abschluß zu kommen, besteht die Ge­
fahr, daß diese Verhandlungen gegen 
die Einkommenstarifrunde ausgespielt 
werden. Im Nacken sitzt auch noch die 
Androhung aus dem Bundesinnenmini­
sterium, per Rechtsverordnung die Hö­

he der Verdienste im öffentlichen Dienst 
der Ex-DDR auf ca. 35 Prozent eines 
vergleichbaren hiesigen Gehalts festzu­
setzen. Eine entsprechende Vorlage soll 
am 14.12.90 im Bundesrat behandelt 
werden.

Eine andere Spaltungslinie besteht da­
rin, für Teile der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst die Höhe der Forde­
rung als gerecht (oder eher noch be­
scheiden) anzuerkennen, z.B. gilt dies in 
bezug auf das Pflegepersonal. Aber auch 
die Tatsache, daß es vor kurzem einen 
Abschluß über neue Eingruppierungen 
für Arbeiter gegeben hat, daß zur Zeit 
solche Verhandlungen für Technische 
Angestellte geführt werden und ebenso 
über Höhergruppierungen im Erzie­
hungsdienst verhandelt wird, muß in die 
Diskussion um die Kampf-/Streikfähig­
keit einbezogen werden. Die Frage, ob 
all diese Tarifauseinandersetzungen 
durch die Einkommensrunde gestärkt 
und vorangetrieben werden oder ob sie 
sich gegenseitig behindern, ist durchaus 
offen. Aufgrund der hierarchisch aufge­
bauten Tarifstruktur ist eine Höhergrup­
pierung für viele Beschäftigte interes­
santer. Aber auch deshalb wäre eine 
Festgeldkomponente dringend notwen­
dig gewesen, denn für die untersten Ein­
kommensgruppen gibt es keine zusätzli­
che Verhandlungsrunde.

Die Presse jedenfalls vermerkte, daß 
die ÖTV zwar mit harten Verhandlun­
gen rechne, aber nicht von Streik gere­
det habe.
Quellen: div. Pressemeldungen vom 21./ 
22.11.90, ÖTV-Info „Aktion 91-1“ — har
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Brüssel: 20000 Bauern 
gegen Einkommenssenkungen

Etwa 20000 Bauern beteiligten sich am 
vergangenen Montag in Brüssel an einer 
Demonstration gegen neuerliche Ein­
kommenssenkungen. Sie wenden sich 
dagegen, daß die EG-Kommission bei 
den Verhandlungen über ein neues Welt­
handelsabkommen (GATT) einer Sen­
kung der Agrarzölle um 30% zustimmt. 
Die US-NahrungsmittelmonopoIe ver­
langen die Streichung dieser Zölle, um 
ihre Exporte in die EG zu steigern. Die 
Eroberung der Märkte in Osteuropa — 
auch als Lieferanten billiger Nahrungs­
mittel — reizt auch die EG-Konzeme, 
einer solchen neuerlichen Preissenkung 
zuzustimmen. — (rül)

Stahl: Scheitern der 
Tarifverhandlungen beantragt

Die Große Tarifkommission für die Ei­
sen- und Stahlindustrie NRW, Südwest­
falen und Bremen hat am 3.12. beim 
Hauptvorstand der IG Metall beantragt, 
„unverzüglich“ das Scheitern der Ver­
handlungen zu erklären und den Termin 
für eine Urabstimmung festzulegen. 
Auch in der fünften Tarifverhandlung 
letztes Wochenende setzten die Kapitali­

sten ihren Provokationskurs fort. Sie bo­
ten 5 % mehr Lohn und die 35-Stunden- 
Woche ab 1996. In einer Resolution der 
Tarifkommission heißt es: „Die Be­
schäftigten in der Eisen- und Stahlindu­
strie lassen sich weder von der Einkom­
mens- und Arbeitszeitentwicklung in der 
Metallindustrie abkoppeln noch üben sie 
angesichts der seit 1988 anhaltenden gu­
ten Gewinnsituation Lohnverzicht.“ 
Am 5.12. soll ein letzter Verhandlungs­
versuch stattfinden. — (wof)

Bundeskriminalamt ermittelt auf 
HDW in Kiel gegen DKP

Am 13.11. rückte das Bundeskriminal­
amt auf dem Werksgelände der HDW in 
Kiel an. Aber nicht etwa, um Blaupau­
sen zu suchen, sondern die Beamten 
„besuchten“ Jan Roschmann, Mitglied 
der DKP und IG Metall-Vertrauens­
mann. Der Grund: das BKA ermittelt 
gegen ihn und andere wegen angeblicher 
Vorbereitungen der DKP zu Sabotage 
und bewaffnetem Aufstand, es forscht 
nach einer „geheimen Militäroiganisa- 
tion“ der DKP. Das BKA durchsuchte 
den Arbeitsplatz und die Wohnung von 
Jan Roschmann, ohne etwas zu finden. 
Die DKP-Betriebszeitung für HDW Kiel 
erklärt dazu u.a.: „Die Kampagne gegen 

die DKP verfolgt den Zweck, die DKP 
in die Nähe von terroristischen Vereini­
gungen zu rücken, ihre Mitglieder zu 
verunsichern und die schwierige Lage 
der DKP auszunutzen und sie zu zerstö­
ren. In diesem »neuen« Großdeutschland 
soll saubergemacht werden.“ — (uld)

Kurdenprozeß: 
Meral Kidir ist frei

Im Düsseldorfer Kurdenprozeß wurde 
am 30.11. der Haftbefehl gegen Meral 
Kidir gegen 50000 DM Kaution außer 
Vollzug gesetzt. Damit sind von den 17 
Angeklagten nur noch vier — darunter 
der bereits vor Jahren rechtskräftig we­
gen Mordes verurteilte Ali Aktas — in 
Haft: Selahattin Erdem, Hasan Hayri 
Güler (den die türkische Presse schon zu 
Beginn der Verhaftungswelle Ende 1986 
als angeblichen „Mörder von Olaf Pal­
me“ verhaftet haben wollte) und Ali 
Haydar Kaytan. Die Bundesanwalt­
schaft hatte versucht, die Haftverscho­
nung für Meral Kidir zu verhindern, in­
dem der Haftbefehl — bisher nur wegen 
Mitgliedschaft in der PKK — auf 
„Mordverdacht“ wegen Beteiligung an 
einer Erschießung in einem PKK-Lager 
in Libanon ausgedehnt werden sollte. 
Das lehnte der BGH ab. - (rül)

IG Medien Hamburg: 
Kurdistan-Resolution

Die Mitgliederversammlung der IG Me­
dien Hamburg hat am 12.11. bei über 50 
Anwesenden ohne Gegenstimmen eine 
Resolution zu Kurdistan verabschiedet, 
in der es u.a. heißt: „Als Gewerkschaf­
ter können wir nicht hinnehmen, daß un­
ter dem Dach des vielbeschworenen .eu­
ropäischen Hauses1 ein regelrechter 
Völkermord legitimiert wird, und for­
dern deshalb die Bundesregierung auf, 
beim Europarat wegen des Entzugs der 
Menschenrechte und der Abschaffung 
der Pressefreiheit zu intervenieren, die 
Militärhilfe zu stoppen, sich in der UNO 
dafür einzusetzen, daß eine Kommission 
die Verhältnisse in Kurdistan überprüft 
und den kurdischen Befreiungskräften 
der Status einer Befreiungsbewegung 
zuerkannt wird. Besonders zu verurtei­
len ist ... der Versuch, die kurdische 
Opposition in der Bundesrepublik zum 
Schweigen zu bringen. Der Düsseldor­
fer Massenprozeß gegen zuerst 20, jetzt 
noch 16 PKK-Mitglieder und -Sympa­
thisanten und der neue Prozeß in Celle 
ist so ein Versuch ... Wir fordern die 
sofortige Einstellung des Prozesses ...“ 
Quelle: Mitteilungen der AG Medien in der Volks­
front, Nr. 25/90 — (rül)
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Aktuell in Bonn Konzerne fordern enteigneten Besitz zurück
„Sudetendeutsche“: Erpressung

Die revanchistische „Sudetendeutsche 
Landsmannschaft“ versucht, die tsche­
choslowakische Regierung zu erpres­
sen. Ende letzter Woche war CSFR-Mi- 
nisterpräsident Calfa in Bonn. Obwohl 
er ausdrücklich erklärt hatte, nur mit der 
Bundesregierung verhandeln zu wollen, 
erzwangen die „Sudetendeutschen“ ein 
„Gespräch“. Dabei erneuerten sie ihre 
Forderung nach Entschädigung für nach 
dem zweiten Weltkrieg zur Abgeltung 
faschistischer Kriegsverbrechen be­
schlagnahmte „deutsche Vermögen“. 
Sollte die CSFR dieser Forderung nicht 
nachkommen, werde die „Landsmann­
schaft“ jede „Wirtschaftshilfe“ der 
BRD für die CSFR verhindern, drohte 
der Sprecher der „Sudetendeutschen“, 
Neubauer (CSU).

NVA-Waffen-Exporte
Die Bundesregierung verhandelt mit der 
polnischen und der ungarischen Regie­
rung über Waffenexporte. Beide Regie­
rungen wollen Teile der NVA-Waffen- 
bestände kaufen. Die ungarische Regie­
rung hat schon eine ganze Liste übermit­
telt: 360 T-72-Panzer, 350 BMP-Schüt- 
zenpanzer, 72 Panzerhaubitzen, 50000 
Kalaschnikow-Sturmgewehre und Mu­
nition. Mit den Waffenverkäufen, die 
noch vom Bundeskabinett und Bundes­
sicherheitsrat genehmigt werden müs­
sen, schürt die Bundesregierung die Wi­
dersprüche zwischen den Balkan-Län­
dern weiter. Vor nicht allzu langer Zeit 
hatten ungarische Parteien offen territo­
riale Forderungen gegenüber Rumänien 
erhoben.

Bundeswehr: Post-Einsatz
Nach Verhandlungen mit dem Verteidi­
gungsministerium bestätigte Bundes­
postminister Schwarz-Schilling (CDU) 
am 27.11., daß die Bundeswehr noch im 
laufenden Jahr am „Notprogramm“ für 
den Telefonverkehr in der ehemaligen 
DDR beteiligt wird. Sie soll Montage­
trupps für Telefonleitungen stellen. Das 
Zusatzprogramm für die Telekommuni­
kation wird mit 1,8 Milliarden Mark für 
1991 veranschlagt. Das bedeutet eine 
Erhöhung der Investitionssumme in die­
sem Bereich von zunächst veranschlag­
ten 4,5 über 5,5 auf jetzt 7,3 Milliarden 
DM im nächsten Jahr. Die Überlegun­
gen zur Privatisierung von Telekom (mit 
Grundgesetzänderung) bezeichnete 
Schwarz-Schilling als eine für ca. 1995, 
wenn die anstehende „Herkulesarbeit“ 
bewältigt sei.

Euro-Bank
Am ersten Dezember-Wochenende ver­
handelten die EG-Finanzminister in Les- 
mo bei Mailand über den Entwurf eines 
Statuts für die europäische Notenbank. 
Den Vorsitz hatte Bundesbankchef Pöhl. 
Die Einrichtung soll „unabhängig“ im 
Interesse der „Geldwertstabilität“ han­
deln, was als Durchsetzung des BRD- 

Standpunkts gewertet wird. Fragen der 
Organisation und der Gewinnverteilung 
waren noch offen; die Beratungen wer­
den diese Woche in Brüssel abgeschlos­
sen. Der Entwurf bezieht sich auf die 
Endphase eines schrittweisen Über­
gangs.

DFF-Liquidierung
Der Rundfunkbeauftragte für die neuen 
Bundesländer der ehemaligen DDR, 
Rudolf Mühlfenzl (CSU), erklärte am 
26.11., daß der Deutsche Fernsehfunk 
(DFF) bis zum 15. Dezember nicht mehr 
bestehen soll. Eine der beiden DFF-Fre- 
quenzen soll die ARD kriegen, das ande­
re soll mit „neugestaltetem Programm“ 
— unter wessen Verantwortung und von 
wem verwaltet, blieb unklar — ausge­
strahlt werden. Das ZDF soll weiterhin 
mit einer zusätzlichen Frequenz überall 
in den neuen Bundesländern empfangen 
werden können. Die IG Medien hat Län­
dern der vormaligen DDR inzwischen 
geraten, gegen die Zerschlagung des 
DFF Verfassungsklage zu erheben.

Schengener Abkommen
Italien ist am 27.11. dem Schengener 
Abkommen (unter anderem zur Verein­
heitlichung der Abschiebung von 
Flüchtlingen, zu polizeilicher Zusam­
menarbeit und Datenaustausch) beige­
treten. Bisherige Unterzeichner waren 
die BRD, Frankreich und die Benelux- 
Länder. Portugal und Spanien waren mit 
Beobachtern dabei und stellten in Aus­
sicht, dem Abkommen ebenfalls in ab­
sehbarer Zeit beizutreten.

Nicht scharf genug?
Der Berater der Bundesregierung zur 
Überprüfung und Erfassung der Partei­
vermögen in der ehemaligen DDR, Vol­
ker Kähne, ist Ende November überra­
schend abgelöst worden. Kähne hatte 
kurz zuvor Ermittlungen über dubiose 
Geldtransaktionen der Ost-CDU in die 
Schweiz mitgeteilt. Außerdem hatte er 
sich gegen eine generelle Beschlagnah­
me aller PDS-Vermögen gewandt. Zeit­
gleich mit Kahnes Rückberufung berief 
die Bundesregierung sechs neue Mitglie­
der für die Kommission. Zum Leiter der 
um 162 Beamte verstärkten Kommission 
wurde der adlige Ministerialdirektor 
von Hammerstein aus dem Bundesin­
nenministerium ernannt.

Was kommt demnächst?
Vom 13. bis 15.12. berät in Rom der 
EG-Gipfel u.a. über eine schnellere 
Währungsunion und die politische 
Union der EG. Am 19.12. sollen nach 
dem ersten Zeitplan Kohls die Fraktio­
nen von CDU/CSU und FDP erstmals 
über die bis dahin vorliegenden Ergeb­
nisse der Beratung über das künftige Re­
gierungsprogramm beraten. Am 20.12. 
tritt der neugewählte Bundestag im Ber­
liner Reichstag zusammen. Am 20.1. 91 
sind Landtagswahlen in Hessen.

Sie setzen Enteignungen zwischen 1945 und 1949 unter „verfassungsrechtlichen“ Beschuß

Nach der Einverleibung der DDR versu­
chen BRD-Konzeme und Großgrundbe­
sitzer, auch die Enteignungen, die vor 
dem 7.10.1949 auf Grundlage des Pots­
damer Abkommens erfolgten, rückgän­
gigzumachen. Dabei stoßen sie auf poli­
tische und rechtliche Probleme. Um die 
Annexion der DDR vollstrecken zu kön­
nen, mußte sich die BRD am 15.6.90 
auf eine „Gemeinsame Erklärung“ mit 
der DDR einlassen, in der es (im Gegen­
satz zu Enteignungen nach 1949) u.a. 
heißt: „Die Enteignungen auf besat­
zungsrechtlicher beziehungsweise be­
satzungshoheitlicher Grundlage (1945 
bis 1949) sind nicht mehr rückgängig zu 
machen. Die Regierungen der Sowjet­
union und der DDR sehen keine Mög­
lichkeit, die damals getroffenen Maß­
nahmen zu revidieren. Die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland nimmt 
dies in Hinblick auf die historische Ent­
wicklung zur Kenntnis ..(1)

Diese Erklärung wurde Bestandteil 
des sog. Einigungsvertrages (Artikel 41, 
Absatz 1). Weiterhin verpflichtet sich 
die BRD in Artikel 41, Absatz 3, „keine 
Rechtsvorschriften (zu) erlassen, die der 
... genannten Gemeinsamen Erklärung 
widersprechen“. Verfassungsrechtlich 
wird diese Regelung durch den in das 
Grundgesetz neu eingefügten Artikel 
143 Abs. 3 abgesichert.

Gegen diese Festlegungen haben zahl­
reiche „Interessengemeinschaften“ von 
enteigneten Konzernen, Großgrundbe­
sitzern usw. bis zum 13.10.90 ihre Ei­
gentumsansprüche beim Bundesverfas­
sungsgericht geltend gemacht. Eine Ent­
scheidung des Gerichts liegt noch nicht 
vor. So erhebt beispielsweise die „IG

Farbenindustrie in Abwicklung“, als 
Rechtsperson immer noch existierender 
Nachfolger des vom Nürnberger Tribu­
nal der Organisierung des verbrecheri­
schen Raubkrieges und zahlreicher Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit über­
führten IG-Farben-Konzems, Ansprü­
che auf Unternehmen wie die Leuna- 
Werke, die Buna-Werke Schkopau und 
die Aluminiumwerke Bitterfeld, ferner 
auf Grundbesitz von 151 Millionen Qua­
dratmetern. Zum 31.12.1944, dem letz­
ten Bilanzstichtag des IG-Farben-Kon- 
zems, hatte das Vermögen auf dem Ge­
biet der späteren DDR einen Buchwert 
von 1 Mrd. Reichsmark. Die Aussicht 
auf evtl, doch noch durchzusetzende 
Ansprüche ließ den Kurs der IG-Farben- 
Aktie von 10 DM auf fast 30 DM hoch­
schnellen. (2)

In den Kreis der „namhaften Verfas­
sungsrechtler“ die gegen die „Rechts­
staatlichkeit“ von entschädigungslosen 
Enteignungen hetzen, hat sich auch Ex- 
Verteidigungsminister Rupert Scholz 
mit einem verfassungsrechtlichen Auf­
satz begeben. „Das sozialistische Sy­
stem leugnete das Menschenrecht auf 
Privateigentum. Willkürliche und vor 
allem entschädigungslose Enteignungen 
und Kollektivierungen waren die Folge 
... Es bleibt nur die Hoffnung, daß das 
Parlament von seiner Ermächtigung zu 
einer .abschließenden Entscheidung 
über etwaige staatliche Ausgleichslei­
stungen* Gebrauch macht. ... Die Op­
fer der Enteignungen vor dem 7. Okto­
ber 1949 müssen ebenfalls angemessen 
entschädigt werden. Es bedarf rasch 
einer klaren gesetzlichen Regelung.“ 
(1)

Kautschukproduktion im kriegswichtigen Leuna-Werk der IG-Farben. Wegen ihrer 
führenden Rolle bei der faschistischen Aggression wurde die IG-Farben im Nürnber­
ger Prozeß aufgelöst und enteignet. Heute verlangt die „IG Farben in Liquidation“ die 
Werke Leuna, Buna u.a. zurück.

Scholz führt aus, daß der neue Artikel 
143 GG den Art. 14 GG Abs. 3 (Aferbei 
entschädigungsloser Enteignungen) und 
Art. 3 GG (Gleichheitssatz) einschränki 
Für solche Fälle der ..innerverfassung- 
rechtlichen Kollision“ habe das Bundes 
Verfassungsgericht die rechtsstaatskon 
forme „Kollisionslösung“ vorgeschne 
ben. Hier könne man zumindest mit 
einer „staatlichen Ausgleichsleistung' 
den Einstieg (möglichst bis zur Höhe 
voller Entschädigung) finden.

Ungerührt macht Scholz aus Kriegs­
verbrechern wie dem IG-Farben-Kon- 
zem und seinen Direktoren „Opfer“ 
Weder das (1945 noch nicht und erst 
recht nicht auf DDR-Gebiet geltende) 
Grundgesetz der BRD noch die (nicht 
mehr gültige) Weimarer Verfassung 
können gegen die zu Zwecken von Bo­
denreform und „industrieller Abrüstung 
Deutschlands“ getroffenen Maßnahmen 
auf besatzungshoheitlicher Grundlage 
ins Feld geführt werden.

Im Potsdamer Abkommen vom 2.8.
1945 führten die Siegermächte unter 
„HI. Deutschland; A. Politische Grund­
sätze“ als „Ziele der Besetzung 
Deutschlands“ u.a. an: „Völlige Abrü­
stung und Entmilitarisierung Deutsch­
lands und die Ausschaltung der gesam­
ten deutschen Industrie, welche für eine 
Kriegsproduktion benutzt werden kann, 
oder deren Überwachung.“ — Unter 
„B. Wirtschaftliche Grundsätze“ heißt 
es weiter: „. . . 12. praktisch kürzester 
Frist ist das deutsche Wirtschaftsleben 
zu dezentralisieren mit dem Ziel der 
Vernichtung der bestehenden übermäßi­
gen Konzentration der Wirtschaftskraft, 
dargestellt insbesondere durch Kartelle, 
Syndikate, Trusts und andere Monopol­
vereinigungen. 13. Bei der Organisation 
des deutschen Wirtschaftslebens ist das 
Hauptgewicht auf die Entwicklung der 
Landwirtschaft und der Friedensindu­
strie für den inneren Bedarf (Verbrauch) 
zu legen . . .“ (3)

Auf der Moskauer Außenminister­
konferenz der vier Großmächte (10.3. 
bis 24.4.1947 „kamen die Außenmini­
ster zu folgenden Abmachungen: 1. bis 
Ende 1947 eine Bodenreform in Deutsch 
land durchzuführen; 2. bis zum 31. De­
zember 1948 alle Befestigungsanlagen 
in Deutschland zu zerstören; 3. bis zum 
30. Juni 1948 die Rüstungsfabriken der 
Kategorie 1 zu liquidieren.“ (4)

Gegen die völkerrechtlichen Verein­
barungen des Potsdamer Abkommens 
und in dessen Folge getroffene Maßnah­
men ist der von Scholz angeführte Art. 
46 Haager Landkriegsordnung von 1907 
(wonach Privateigentum auf militärisch 
besetztem Gebiet nicht eingezogen wer­
den darf) ein schwaches Schwert. Nach 
zwei entfesselten Weltkriegen mußten 
mit dem Potsdamer Abkommen neue 
Vereinbarungen des Völkerrechts ge­
schaffen werden.
Quellen: (1) Die Weh 30.10.90; (2) Mannbdmei 
Morgen 15. /16.9.90; (3) Dokumente und Bench 
te des Europa-Archivs Band 6; (4) Europa-Archiv 
Juli 1947 — (mio)

Mehrheit für mehr Differenzierung
Minderheit für Grundrecht auf Bildung

Streik bei der Reichsbahn
Bundesregierung drohte mit Bundeswehreinsatz

CDU / CSU und FDP halten an ihrem Konzept der Konkur- um ein Jahr verkürzen. SPD und Grüne sprechen sich dem- 
renzverschärfung im Bildungswesen fest und wollen die gegenüber für die Fortsetzung der Bildungsreform und für 
Sekundarstufe II durch Konzentration der Bildungsinhalte ein Grundrecht auf Bildung aus.

Der Schlußbericht der Enquete-Kom­
mission „Zukünftige Bildungspolitik — 
Bildung 2000“ liegt seit dem 5. Septem­
ber vor. Die Kommission war vor nun­
mehr drei Jahren auf Antrag der Grünen 
und der SPD vom Deutschen Bundestag 
eingesetzt worden.

Sie hat sich im Verlauf ihrer Arbeit in 
eine Mehrheit aus CDU/CSU und FDP 
und eine Minderheit aus SPD und Grü­
nen gespalten. Die beiden Gruppen ha­
ben in den entscheidenden Abschnitten 
des Schlußberichtes ihre unterschiedli­
chen Auffassungen in getrennten Beiträ­
gen dargelegt.

Die Mehrheit definiert vier Orientie­
rungspunkte einer zukünftigen Bil­
dungspolitik. Der erste Orientierungs­
punkt ist eine „breite allgemeine und be­
rufliche Bildung“. Breite allgemeine 
Bildung, weil der Produktionsprozeß in 
zunehmendem Maße Kommunikations­
fähigkeit und praktische Intelligenz von 
den Arbeitern erfordere. Breite berufli­
che Büdung meint eine berufliche Erst­
ausbildung, die ein höheres Maß an Ver­
allgemeinerungsmöglichkeit bietet und 

so von vornherein auch zur Umschulung 
qualifiziert.

Der zweite Orientierungspunkt ist 
eine „Werteerziehung als Sinnorientie­
rung“. Zentraler Begriff der Werteer­
ziehung soll natürlich die Freiheit sein, 
und zwar die, die den Menschen auf sich 
selbst stellt. Der junge Mensch soll die 
Probleme bei sich selber suchen und 
nicht in der Gesellschaft. Angewandt 
klingt das so: „Bildung und Ausbildung 
sind ein Angebot an den Menschen. Was 
der Mensch aus diesem Angebot macht, 
hat jeder selber zu verantworten.“

Orientierungspunkt drei ist die „Kon­
zentration der Bildungs- und Ausbil­
dungsinhalte und Straffung der gesam­
ten Verweildauer im Bildungssystem“. 
Die Sekundarstufe II soll sich auf die so­
genannten Kemfächer konzentrieren 
und um ein Jahr verkürzt werden. Die 
Zwischenprüfung an den Hochschulen 
soll als berufliche Qualifikation aner­
kannt werden und den Übergang ins Be­
rufsleben ermöglichen.

Orientierungspunkt vier ist der „Er­
halt der Pluralität in den Bildungsange­

boten“, womit gemeint ist, daß die Hier­
archie unter den Bildungseinrichtungen 
beibehalten und die Differenzierung im 
Sinne der Elitebildung fortgesetzt wer­
den soll.

Die Minderheit setzt den Bestrebun­
gen der Mehrheit eine Herangehenswei­
se entgegen, die in Bildung mehr sehen 
will als Qualifikation zur Berufstätig­
keit. Sie fordert ein „Grundrecht auf 
Bildung“ als Bestandteil einer neuen 
deutschen Verfassung und will der Ver­
kürzung der Sekundarstufe n nur zu­
stimmen, wenn im gleichen Zuge eine 
„einklagbare Garantie, lebenslang wie­
der Lernzeiten beanspruchen zu kön­
nen“, geschaffen wird. Um Bildung auf 
mehr Gleichheit zielen zu lassen, will sie 
„mehr Lernzeit in der Berufsausbildung 
als Regelfall“ und „mindestens ein 10. 
Schuljahr für alle“ durchsetzen.

Einige Anknüpfungspunkte also für 
einen grundlegenden Widerstand gegen 
die Elitebildung an den Schulen und fort­
schrittliche Forderungen z.B. nach ei­
nem einklagbarem Recht auf eine beruf­
liche Erstausbildung. — (dpe)

Vom 25. bis 28. November wurde der 
Personenfem- und Güterverkehr auf 
dem Gebiet der Ex-DDR und Ostberlins 
bestreikt. 97 % der 225000 GdED-Mit- 
glieder hatten für Kampfmaßnahmen vo­
tiert. Hauptforderungen waren die 
Übernahme des Rationalisierungsschut­
zes der Deutschen Eisenbahn (DB) so­
wie die Anhebung der Einkommen auf 
50 % bis 60 % des DB-Niveaus. Kommt 
kein Tarifvertrag zustande, endet der 
bisherige (DDR)-Rationalisierungs- 
schutz am 3112.90 im Nichts. Zusätz­
lich entfallt die bis dahin befristete 
Teuerungszulage von 300 Mark. Nach 
den Vorstellungen des Bundesverkehrs­
ministers, Zimmermann ist oberster 
Dienstherr, sind 68000 der 260000 Be­
schäftigten bei der Reichsbahn über­
flüssig.

Bereits nach einem Streiktag drohte 
die Bundesregierung mit dem Einsatz 
der Bundeswehr. Nach der Aushöhlung 
der Ihrifäutonomie durch den sog. Eini­
gungsvertrag ist dies ein weiterer schwe­
rer Angriff auf die Gewerkschaften. Die 
GdED hatte angekündigt, daß sie ggfs. 
den Streik auf den Personennahverkehr 
ausdehnen werde. Auch seien die Be­
schäftigten bei der Bundesbahn nur 
schwer von Solidaritätsaktionen abzu- 
halten. Dies zeigte Wirkung. Nach 

einem Tarifgespräch am 28.11., das als 
Ergebnis u.a. die Zusage zu Gesprächen 
über Kündigungs- und Rationaiisie- 
rungsschutz beinhaltet, wurde der Streik 
am 29.11. abgebrochen.

Das genaue Ergebnis der Verhandlun­
gen lautet: Noch im Januar werden Ver­
handlungen über einen „sozialvetnäg- 
lichen Personalabbau“ aufgenommen. 
die bis Ende März abgeschlossen sein 
sollen. Ebenfalls im Frühjahr beginnen 
Verhandlungen über neue Löhne und 
Gehälter. Diese sollen bis Mai abge­
schlossen werden. Die Deutsche Reichs­
bahn verpflichtet sich außerdem zu einer 
monatlichen Zahlung von 50 DM für je­
des unterhaltspflichtige Kind je Beschäf­
tigten. Ab 1. April 1991 gilt die 40-Stun- 
den-Woche. Ab 1. Januar 1991 wenden 
differenzierte Urlaubsregelungen emge 
führt mit Urlaubsansprüchen zwischen 
26 und 30 Tagen. Als Urlaubsgeld erhal­
ten alle am 30.10.90 bei der Reichsbahn 
Beschäftigten 300 DM. Zum Jahresende 
wird außerdem die in der früheren DDR 
übliche Jahresend-Pränue gezahlt.

Quelle: Einkommen und Arbeicbedinpugrii 
im öffentlichen Dienst, Beilage zu dec Pobiä*- 
tionen der AG für antifaschistische Bikfuappc- 
litik, der AG für Kommunalpolitik und der AG 
gegen reaktionäre Gesundheitspolitik. .Ausgabe 
som 6.12.90; Handelsblatt. 30.11. - (har. rW>
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Die Neuordnung der sowjetischen Gesellschaft 
ist unausweichlich. Aber wie wird sie ausfallen?

Päckchen-Spekulation

Die Weltmarktorientierung bietet keinen Weg aus der Krise, sondern führt zu Entsolidarisierung und Bürgerkrieg

het akute Versorgungsnotstand ist nur der schärfste Ausdruck einer tiefen Kri­
se, die alle gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Beziehungen in 
der Sowjetunion erfaßt hat. Die hochzentralisierte Planwirtschaft ist in ihren 
Grundfesten erschüttert, eine Neuordnung unausweichlich. Die US-Zeitung 
Washington Post“ hat nicht ganz unrecht, wenn sie schreibt, daß die von Gor-

batschow verhängte Roßkur Radikalmaßnahmen gleichkomme, die gewöhnlich 
Sieger einem besiegten Land auferlegen. Die Wirtschaftsreformen entfalten eine 
zerstörerische Wirkung, die nicht nur das Alte vernichten, sondern auch die Pro­
duzenten, die Arbeiter und Bauern, hindern soll, sich neu zu organisieren und 
auf die Entwicklungsrichtung der Gesellschaft Einfluß zu nehmen. — (maf, scc)

Über die Ursachen der 
Versorgungskrise

Lange ist die Getreideernte in der So­
wjetunion nicht mehr so gut ausgefallen 
wie in diesem Jahr. Kurz vor der Ernte 
erwarteten die Fachleute mit 260 bis 300 
Mia t (der Jahresdurchschnitt 1981-85 
betrug 180,3 Mio. t) eine neue Rekord­
ernte. Doch in den staatlichen Bäckerei­
en geht das Brot aus. Bis Mitte Juli hat­
ten die Kolchosen und Sowchosen erst 
10% der staatlich georderten Getreide­
mengen abgeliefert (1) und bis Ende 
September nicht einmal zwei Drittel. (2) 

Die Zunahme von Schiebereien, von 
Privat- und Schwarzmarkthandel ist eine 
düstere Begleiterscheinung der akuten 
Krise der Lebensmittelversorgung, kann 
sie aber nicht erklären. Ein großer Teil 
des Getreides verrottete auf den Fel­
dern. Ähnlich ist die Situation bei ande­
ren Agrarprodukten, vor allem bei Kar- 
toffelt) und Gemüse. Vermutlich wurde 
mehr als ein Drittel der gesamten mögli­
chen Ernte vernichtet.

Daß in der Sowjetunion ein Teil der 
Ernte durch Probleme von Transport 
und Lagerung verlorengeht, ist eine alt­
bekannte Tatsache. Sie hängt damit zu­
sammen, daß die landwirtschaftliche 
Produktion in der Sowjetunion aufgrund 
der klimatischen Unbilden extremen 
Schwankungen unterliegt, die die Pla­
nung erschweren, wenn nicht verun­
möglichen, und die Arbeitsorganisation 
stark belasten. Doch noch nie war das 
Mißverhältnis zwischen Emteerwartung 
und tatsächlicher Lieferung so drama­
tisch wie in diesem Jahr.

Im Sommer hatten sich Berichte über 
wachsende Unruhe unter den Kolchos­
bauern gehäuft, über die Bildung von 
Streikkomitees unter der Forderung 
nach besserer Ausrüstung der Kolcho­
sen (3), über Drohungen, die Agrarpro­
dukte zurückzuhalten, wenn sich die 
Lage nicht ändere. Unter hauptsächlich 
drei großen Problemen litten die Bau­
ern:

Erstens fehlten Erntemaschinen und 
Transportmittel. Da die Industrie weder 
ausreichend Ersatzteile noch ausrei­
chend neue landwirtschaftliche Maschi­
nen lieferte, konnten defekte Traktoren 
und Mähmaschinen nicht repariert, aus­
gemusterte nicht ersetzt werden. Zwei­
tens fehlte Benzin. Die sowjetische Erd­
ölproduktion ist 1990 drastisch gesun­
ken, nicht zuletzt infolge fehlender För­
derausrüstungen. Obwohl 7 Mio. t Öl, 
die die UdSSR vertraglich an andere 
RGW-Staaten hätte liefern müssen, in 
die Landwirtschaft umgelenkt wurden, 
konstatierte die Prawda dort eine „Ben­
zinlähmung“, in mehreren Kreisen gebe 
es überhaupt keinen Treibstoff mehr. (4) 
Drittens schließlich fehlten Arbeitskräf­
te. In allen Jahren zuvor waren hundert­
tausende Arbeiter und Studenten zur 
Erntezeit aufs Land geströmt, um die 
Ernte einbringen zu helfen. Erstmals 
weigerten sich in diesem Jahr die Betrie­
be, im Zuge der Reformen auf eigene 
Rechnungsführung umgestellt, Arbeiter 
freizustellen, oder Erntehelfer stellten 
so hohe Förderungen, daß sich die Kol­
chosen nicht in der Lage sahen, sie zu 
bezahlen.

Vor allem diese drei Faktoren sind für 
die Emtekatastrophe verantwortlich. 

Daran wird deutlich, daß die Ursache 
für die Vsrsorgungskrise nicht so sehr 

eine Krise der Landwirtschaft ist, son­
dern viel mehr eine Krise der Industrie, 
die die Beziehungen zwischen Industrie 
und Landwirtschaft, zwischen Stadt und 
Land und schließlich auch zwischen Ar­
beitern und Bauern empfindlich stört.

Umrisse einer wirtschaft­
lichen Katastrophe

Seit Anfang 1990 ist die industrielle Pro­
duktion erstmals seit Kriegsende rück­
läufig. Die von Gorbatschow seit 1986 
betriebene Forderung der Konsumgüter- 
industne hat nicht zu einer spürbaren 
Verbesserung der Versorgung geführt. 
(5) Die Betriebe unterschritten die Plan­
vorgaben erheblich und nutzten ihren 
vergrößerten Spielraum hauptsächlich

dazu, die Produktion billiger Güter ein­
zustellen und die Preise zu erhöhen. Die 
offizielle Preissteigerungsrate für Kon­
sumgüter kletterte auf 17 %. Auf der 
Grundlage anhaltender Knappheit ent­
wickelte sich ein riesiger Schwarz­
markt, auf dem alles zu haben ist, aber 
zu Preisen, die um ein Mehrfaches über 
den Preisen im staatlichen Einzelhandel 
liegen und die zwei Drittel der Bevölke­
rung von vielen Konsumgütem ganz 
ausschließen. „Der Schwarzmarkt ist so 
groß, daß die normalen Lieferbeziehun­
gen zwischen der legalen Produktion 
und dem legalen Handel für viele Er­
zeugnisse nicht mehr existieren“, zitiert 
die „Zeit“ ein ZK-Mitglied. (6) Tat­
sächlich sind in den Großstädten von 
1200 Konsumgütern nur 50 bis 60 regel­
mäßig über den staatlichen Einzelhandel 
zu bekommen. (7)

Der Wohnungsbau ist regelrecht ein­
gebrochen. Die Investitionen sind rück­
läufig, und zusätzlich blieben 1989 be­
gonnene Investitionen in Höhe von über 
150 Mrd. Rubel unvollendet. (8) Die 
Produktionsanlagen veralten beschleu­
nigt und zeigen hohe Störanfälligkeit. 
Die Betriebe, deren Selbständigkeit er­
weitert wurde, kommen seither ihren 
Liefer- und Zahlungsverpflichtungen 
immer schlechter nach; zunehmend leh-

blik-Grenzen hinweg gefährdet, schrei­
ben die „Nachrichten für Außenhan­
del“. (9) Mehrere Republiken haben die 
Ausfuhr von Konsumgütem in andere 
Republiken verboten. Einige Republi­
ken — die baltischen, Moldawien, Ar­
menien und Kirgisien — vereinbarten 
ihre Wirtschaftsbeziehungen direkt (6), 
unter Umgehung des Zentralstaats, aber 
eben auch auf Kosten der Beziehungen 
zu anderen Republiken. Aserbeidschan 
liefert dem Osten seit Monaten keine 
Anlagen für die Förderung von Erdöl 
mehr. Die Versorgung der Agrargebiete 
mit Benzin ist, wie gesehen, ins Stocken 
gekommen. Umgekehrt liefern ganze 
Agrargebiete ihr Getreide nicht in die 
Städte, sondern verkaufen es anderswo, 
wo sie mehr dafür bekommen. Autono­
me Gebiete im Norden der Sowjetunion 
drohten, Holz und Kohle zurückzuhal­
ten, wenn sie nicht zuverlässig mit Le­
bensmitteln beliefert werden. In der so­
wjetischen Presse wird seit Monaten 
heftig die Frage erörtert, welche Repu­
bliken auf wessen Kosten lebten und 
welche Republiken andere „ernährten“. 
(10)

Die Hauptursache dafür ist das Bestre­
ben starker Interessengruppen, die Aus­
tauschverhältnisse zukünftig an den 
Weltmarktverhältnissen zu orientieren.

Streikkomitee in Meschduretschensk

nen sie traditionelle Lieferverträge ohne 
Sonderbedingungen ab und verlangen 
auch im Binnenhandel Bezahlung in aus­
ländischen Währungen.

Schließlich ließen die steigenden Im­
porte, die durch die Krise der industriel­
len Produktion nötig wurden, die Au­
ßenhandelsbilanz der Sowjetunion 1989 
erstmals seit 1976 ins Negative rutschen 
und die Auslandsverschuldung enorm 
steigen. Zahlungsschwierigkeiten, bis­
lang unbekannt, führten dazu, daß die 
Sowjetunion Kredite nur noch zu härte­
sten Bedingungen bekommt und daß sie, 
um überhaupt Kredite zu bekommen, 
immer öfter ihre Goldreserven angreifen 
muß.

Weltmarkt und Krise
Es gibt starke Anhaltspunkte dafür, daß 
die Erscheinungen des wirtschaftlichen 
Zusammenbruchs in erheblichem Um­

fang auf marktwirtschaftliches Handeln 
und nicht etwa auf das Ausbleiben von 

Marktwirtschaft zurückzuführen sind.
Daß die Krise der alten Ordnung eine 

Neuorientierung, eine Neubestimmung 
der Produktions- und Lieferbeziehun­
gen, der Austauschverhältnisse zwi­
schen den verschiedenen Wirtschafts­
zweigen und den verschiedenen Regio­
nen zur unabdingbaren Notwendigkeit 
machte, ist eine Sache. Die andere Sache 
ist, in welchem Interesse und nach wel­
chen Maßstäben die Neubestimmung er­
folgt.

Die Auflösung der alten Produktions­
und Lieferbeziehungen und des darauf 
aufbauenden Finanzsystems vollzieht 
sich zuerst und am schärfsten in den Be­
ziehungen zwischen den Regionen und 
Republiken. Die Versorgung sei insbe­
sondere durch die Störung der Zuliefer- 
Abnehmer-Beziehungen über die Repu-

ge der Preisreform würde sich der Saldo 
der RSFSR im innersowjetischen Han­
del bei gleicher Produktenmenge um 70 
Mrd. Rubel verbessern; die RSFSR 
würde beim Austausch zu Weltmarkt­
preisen als einzige Republik im innerso­
wjetischen Handel einen Ausfuhrüber­
schuß erzielen. Die Bilanzen der trans­
kaukasischen und der meisten mittel­
asiatischen Republiken dagegen würden 
sich drastisch verschlechtern. (10)

Deshalb nimmt nicht wunder, daß die 
Bestrebungen, innerhalb der Sowjet­
union Weltmarktverhältnisse durchzu­
setzen, ihre stärkste Basis in der RSFSR 
haben, wo 80 % der sowjetischen Indu­
strie zusammengeballt sind. Demgegen­
über könnten im Kaukasus und in Mittel­
asien nur „Militärbehörden auf Befehl 
des Präsidenten die Wirkungskraft der 
Wirtschaftsreformen garantieren“, wie 
die Zeitschrift „Literaturnaja gasjeta“ 
schreibt. (11)

Über die ungleichen Austauschver­
hältnisse auf dem Weltmarkt werden den 
Ländern des Südens Jahr für Jahr große, 
ja wachsende Teile ihres gesellschaftli­
chen Mehrprodukts entrissen. In diesen 
Ländern herrschen aufgrund der über 
den Weltmarkt durchgesetzten Arbeits­
teilung Produktionszweige vor, in denen 
die Produktivkraft der Arbeit niedrig ist, 
vor allem Landwirtschaft und Bergbau. 
Der Tausch zwischen den Agrarproduk­
ten und Rohstoffen des Südens und den 
hochentwickelten Maschinen, Ausrü­
stungen, Transportmitteln etc. des Nor­
dens findet nicht zu den jeweiligen Wer­
ten statt, sondern ist bestimmt durch die 
höhere Produktivkraft der Arbeit in den 
Industrien der imperialistischen Länder. 
Deshalb können die unterdrückten Na­
tionen des Südens nur einen Teil des 
Werts ihrer Produkte realisieren, und je 
niedriger die Preise ihrer Produkte sind, 
um so höher sind die Extraprofite der 
imperialistischen Konzerne. Diese Ver­
hältnisse sind im Laufe von Jahrhunder­
ten mit Gewalt durchgesetzt worden, 
und sie werden durch Gewalt aufrechter­
halten. Terror, blutige Unterdrückung, 
Raubkriege sind die unverzichtbaren 
Begleiterscheinungen des imperialisti­
schen Weltmarktes.

Die Orientierung an den Weltmarkt­
beziehungen führt unweigerlich zu 
einem schroffen Nord-Süd-Konflikt in­
nerhalb der Sowjetunion. Die bisherige 
Umverteilung zugunsten der weniger 
entwickelten Regionen würde nicht nur 
beendet, sie würde umgekehrt zu einem 
Reichtumstransfer aus den ärmeren in 
die reicheren Republiken, d.h. vor allem 
in die RSFSR. Die Bestrebungen, dies 
durchzusetzen, hat binnen kurzem die 
Beziehungen, die bei allen Widersprü­
chen auf Solidarität gegründet waren, 
zutiefst erschüttert. Die gegenwärtige 
Konflikte sind Vorboten eines Bürger­
krieges, der unausweichlich scheint, 
wenn der Kurs der Weltmarktorientie­
rung sich durchsetzt.

Die westliche Presse gibt zu, daß die 
Preisreform bekämpft wird und die Ab­
lehnung von Marktwirtschaft und Priva­
tisierung erheblich ist. Ob und wie sich 
Gegenkräfte formieren, ob und wie sich 
vor allem die Arbeiterbewegung organi­
siert, ist aber von außen derzeit schwer 

erkennbar. Die Alternative zum Bürger­
krieg ist die Neubestimmung der Bezie­

Die Versorgungskrise in der UdSSR hat 
bei den offiziellen Stellen der BRD Be­
sorgnis ausgelöst. Alle Welt ruft auf, für 
die hungernden Sowjetbürger zu spen­
den. Staats-, Partei-, Medienpolitik wir­
ken zusammen, man will durch die Be­
völkerung große Mittel aufbringen las­
sen. Die Unruhe wegen des Hungers in 
der UdSSR muß erklärt werden, denn in 
anderen Staaten hungern auch Leute, 
seien es soziale Randgruppen oder ganze 
Völker, ohne daß eine vergleichbare tä­
tige Besorgnis entsteht. Denn: Hunger 
und Not, so lehrt die Wissenschaft, bie­
ten den Armen den Anreiz zu tätigem 
Leben. Hunger ist volkswirtschaftlich 
günstig. Er hält die Lieferantenpreise 
aus der Dritten Welt niedrig. Er setzt ein 
Überangebot an Arbeitskraft frei. Aller­
dings rechnet sich der Hunger nur so 
lange, wie die politische Ohnmacht der 
Opfer gewährleistet bleibt.

Der Hunger, der einem Sozialhilfesatz 
von unter 500,- DM auf dem Fuße folgt, 
trifft z.B. soziale Randgruppen, die poli­
tisch schon lange ins Abseits gedrängt 
wurden. Die Hungersnot in der UdSSR 
trifft eine Bevölkerung, die politisch 
handlungsfähig ist und ihre Notlage in 
Zusammenhang mit den Versuchen er­
lebt, Marktwirtschaft einzuführen.

Im Nachdenken der herrschenden 
Klassen erscheint der Hunger in der 
UdSSR als Gefahr für die Einführung 
der Marktwirtschaft. Dies um so mehr, 
als zu befürchten ist, daß der Regierung - 
Wille und Machtmittel fehlen, Hungern­
de niederzuhalten. Es kommt also darauf 
an, die Hungernden so zu bespenden, 
daß abflauende Neigung für die Markt­
wirtschaft neu belebt wird. Darauf 
kommt es an, nicht etwa darauf, daß ir­
gend jemand satt wird. Dazu wird die 
Päckchenhilfe nämlich nicht führen. 
Denn wie sehen die ökonomischen Wir­
kungen aus?

Der Ausgangspunkt der Versorgungs­
krise ist die Störung der Wirtschaftsbe­
ziehungen zwischen den Regionen, In­
dustriebereichen, zwischen Stadt und 
Land usw. Dies hemmt den Austausch in 
den bisherigen Bahnen. Der Rubel er­
fährt durch den Schwarzmarkt eine Art 
Inflation, zum offiziellen Kurs gibt’s 
nicht genug zu kaufen. Die Folge ist, 
daß alle jene, die nicht am Schwarz­
markt teilnehmen können, unterversorgt 
sind. Wer kann am Schwarzmarkt teil­
nehmen? Nur Leute, die irgendwie aus 
der Produktion oder Verteilung heraus 
was abzweigen können. Nicht die Alten, 
nicht die Kinder.

Die Päckchen, die bevorzugt als Form 
der Hilfe empfohlen werden, sollen an­
geblich diesen Bedürftigen zukommen. 
Nehmen wir einmal an, so wäre es, und 
die Entsolidarisierung, die die Gesell­
schaft erfaßt und den Schwarzmarkt her­
vorbringt, wirkte sich aus mysteriösen 
Gründen auf die Päckchenverteiler nicht 
aus, und die milden Gaben kämen an die 
Armen. Diese würden die ausländi­
schen, feinen Sachen als erstes auf den 
Schwarzmarkt tragen, um ausgiebigere 
Kost einzutauschen. Die Inflation des 
Rubels auf dem Schwarzmarkt würde 
verschärft. Eine Naturalwährung, ver­
gleichbar der tristen Zigarettenwährung 
nach dem zweiten Weltkrieg, würde ge­
fördert. Diese weitere Inflation des Ru­
bels Würde die Bedürftigen mit Sicher­
heit härter treffen und aus ihren Haus­
halten mehr Kaufkraft, d.i. Lebensmit­
tel, abziehen, als die Päckchen bringen.

Die Strategie der herrschenden Klasse 
geht nach den Erfahrungen besonders 
mit dem DDR-Anschluß davon aus, daß 
die in den Päcken enthaltenen Güter in 
der UdSSR einschlagen werden. Waren 
für den Konsum können komplexe poli­
tische Botschaften übermitteln. Zum 
Beispiel die Banane. In den 30er Jahren 
verflocht sich mit diesem Gut der Be­

griff der Bananenrepublik, der die Staa-

Dies kommt auch und vor allem in der 
Preisreform zum Ausdruck, die — nach 
mehrmaligen Anläufen, die bisher alle 
in starken Widerständen vor allem von 
Seiten der Gewerkschaften steckenblie­
ben — Anfang 1991 in Kraft treten soll. 
Ein großer Teil der umrissenen Störun­
gen dürfte als Reaktion auf die zu erwar­
tende Preisreform zu verstehen sein. 

Im Zuge der Preisreform werden nicht 
nur die staatlichen Subventionen z.B. 
für Grundnahrungsmittel gestrichen, so 
daß für Lebensmittel Preiserhöhungen 
zwischen 200 und 300 % anvisiert sind. 
(7) Bei einer durchschnittlichen Anhe­
bung der Großhandelspreise um 46 % 
sollen die Preise der wichtigsten Pro­
dukte dem Weltmarkt angepaßt und da­
mit die Preisverhältnisse zwischen den 
Produkten gründlich umgewälzt wer­
den.

Bisher trugen die Preise im innerso- 
wjetischen Austausch dem Interesse an 

Ausgleich in gewissem Umfang Rech-
'. nung. Dort nämlich lagen die Preise für hungen entsprechend den Interessen der ten Mittelamerikas meint, die im Sold 

Produkte der Landwirtschaft und der 
Leichtindustrie verhältnismäßig über, 
die Preise für Maschinen, Ausrüstun­
gen, Erdöl und Erdgas verhältnismäßig 
unter den Weltmarktpreisen.

Das bedeutete, daß Republiken, denen 
in der Arbeitsteilung der Sowjetunion 
die Rolle von Lieferanten für landwirt­
schaftliche Produkte zugewiesen war, 
durch Umverteilung Ressourcen aus sol­
chen Republiken erhalten haben, die 
hauptsächlich Maschinen etc. produ­
zierten. Konkret waren vor allem die 
weniger entwickelten Republiken Mit­
telasiens und Kasachstan begünstigt und 
mußten vor allem die Russische Soziali­
stische Föderative Sowjetrepublik 
(RSFSR), die Ukrainische SSR und die i 
Belorussische SSR umverteilen. Im Zu- 1

Produzenten; das heißt in diesem Zu­
sammenhang eine Neubestimmung der 

Austauschverhältnisse, die die Arbeits­
teilung zwischen den Regionen und Re­
publiken infragestellt und dazu beiträgt, 
sie zu überwinden, anstatt sie durch un­
gleichen Austausch zu vertiefen und zu 
verewigen.

Quellen: (1) Frankfurter Rundschau, 23.7,90; 
(2) Financial Times, 5.10.90; (3) Financial 
Times, 28.7.90; (4) nach: Spiegel, 13.8.90; 
(5) Neue Zürcher Zeitung, 15.8.90; (6) Zeit, 
12.10.90; (7) Bundesstelle für Außenhandels­
information, Juli 1990, UdSSR zur Jahresmitte; 
(8) Neues Deutschland, 17.8.90; (9) Nachrich­
ten für Außenhandel, 9.10.90; (10) Sowjet­
union heute, September 1990, Wer wird von 
wem ernährt? (11) nach: Zeit vom 12.10.90.

von US-Firmen, v.a. der berüchtigten 
United Fruit, durch bewaffneten Terror 

Bauern vertrieben, um Platz für die 
Großproduktion von Südfrüchten zu 
schaffen. Seither sind Bananen billig. Im 
deutschen Anschlußgeschehen markiert 
die Banane wortlos, aber deutlich eine 
Position im Nord-Süd-Konflikt.

Die Päckchenspende läßt sich als 
großangelegte und für die Nutznießer 
kostenlose Untersuchung der Empfäng­
lichkeit des sowjetischen Publikums für 
westliche Werte und Waren auswerten. 
Im übrigen wird, zusammen mit dem 
Schwarzmarkt, das Konsumverhalten 
der Sowjetbürger ausdifferenziert, die 
Hilfe überwindet Zollschranken, die ge­
forderte Mitwirkung bei der Verteilung 
eröffnet Einblicke. Geschäfte winken.

1
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Internationale Umschau

Am 15. Januar läuft das Ultimatum des UN-Sicherheitsrats gegenüber dem Irak zur 
Räumung Kuwaits aus. Die von Bush angeordnete Verdoppelung der Bodentruppen 
und der Marineeinheiten im Golf geht in vollem Tempo weiter. Die mit dem Irak verein­
barten gegenseitigen Besuche der Außenminister sollen Bush lediglich helfen, die 
Opposition im Innern gegen eine militärische Aggression zu schwächen. In der BRD 
propagiert Ex-Verteidigungs-Staatssekretär Lothar Rühl in der „Welt“ vom 1.12. Ter­
rorangriffe gegen den Irak: „Ein massives Bombardement der irakischen Stellungen 
im Frontgebiet, eine nachhaltige Unterbrechung der rückwärtigen Verbindungen und 
eine weitgehende Neutralisierung der irakischen Führungsanlagen wären geboten.“ 
Bild: US-Außenminister Baker bei US-Truppen in Saudi-Arabien. — (rül)

GB: Der neue Premier 
ist der „Favorit der City“

Der neue britische Premier Major gilt 
als „Favorit der City“. Major hat eine 
„aktivere Europapolitik“ angekündigt. 
So erwarten die britischen Konzerne von 
der Regierung eine baldige Zinssen­
kung. Das würde den Kurs des briti­
schen Pfundes weiter senken, was zwar 
Kapitalexporte erschwert, aber beim 
Warenhandel die Profite britischer Kon­
zerne im Innern (teurere Importe) wie im 
Ausland (billigere Exporte) verbessern 
soll. Thatchers Gegenkandidat Hesel- 
tine wurde — wie schon einmal unter 
Thatcher selbst — zum Minister für 
Umwelt und Gemeinden ernannt und 
soll nun die „Poll-Tax“ (Kopfsteuer) re­
formieren, vermutlich verbunden mit 
der Übernahme kommunaler Aufgaben 
(u.a. des Schulwesens) durch die Zen­
tralregierung. — (rül)

Sri Lanka:
Erfolg der „Tamil Tigers“

Die tamilische Befreiungsbewegung 
„Liberation Tigers auf Tamil Eelam“ 
hat einen Militärstützpunkt der Regie­
rung im Norden der Insel überrannt. 
Nach Angaben der Regierung werden 
150 der 500 Soldaten des Stützpunktes 
„vermißt“. Die Befreiungsbewegung 
griff mit 1000 Mann den Stützpunkt an. 
In den letzten Wochen hatte die Regie­
rung mit Terrorangriffen versucht, die 
Stellungen der Befreiungsbewegung zu 
zerstören und eine Einstellung des be­
waffneten Befreiungskampfes für einen 
eigenen tamilischen Staat zu erzwingen. 
— (rül)

CSFR-Gewerkschaften wollen 
für Mitwirkungsrechte streiken

Der Generalrat der Gewerkschaftsföde­
ration der CSFR hat mit umfassenden 
Streikaktionen gedroht, falls in den ge­
genwärtig vom Parlament erörterten 
Arbeits- und Wirtschaftsgesetzen nicht 
die gewerkschaftliche Mitwirkung fest­
geschrieben wird. Der Vorsitzende des 
Bürgerforums und Finanzminister Klaus 
will die Streichung des Teils in einem 
Vorschlag für ein neues Arbeitsgesetz­
buch, der die Teilnahme der Werktäti­
gen an der Leitung und Entwicklung der 
Betriebe betrifft. Zudem entwickelt die 
Konföderation der Gewerkschaftsdach­
verbände (CSKOS) zunehmend Vorstel­
lungen über notwendige soziale Min­
deststandards gegen die sich rasant ent­
wickelnde Verarmung eines großen 
Teils der Bevölkerung. Sie fordert, bei 
den derzeitigen Lebenshaltungskosten, 
einen Minimallohn von rund 1600 Kro­
nen. Die Reallöhne waren in den ersten 
neun Monaten dieses Jahres um 7,2 % 
gesunken, ab Januar werden schließlich 
alle Preise freigegeben, was nochmals 
erheblich auf die Reallöhne drücken 
wird. Am Ende des dritten Quartals lag 
die Teuerung bereits bei 14,4 % und die 
Arbeitslosenzahl bei 440000. Dies alles 
hatte in der jüngsten Zeit immer häufiger 
zu spontanen Streiks einzelner Berufs­
gruppen, wie z.B. der Bergleute, ge­
führt.
Quelle: Neues Deutschland, 27. und 28. No­
vember 1990 — (uga)

Polen: Linke 
gegen klerikale Reaktion

In der Berichterstattung der bürgerli­
chen Presse über das Ergebnis des ersten 
Wahlgangs zur Präsidentschaft in Polen 
steht das Abschneiden des dubiosen 
Exil-Polen und Millionärs Tyminski im 
Vordergrund, der nach Walesa (39 %) 
mit knapp 24 % die zweitmeisten Stim­
men erhielt. Genüßlich weisen westliche 
Blätter darauf hin, Tyminski beherrsche 
noch nicht einmal die polnische Sprache 
— vielleicht ein Zeichen, daß Polen wie­
der unter fremde Verwaltung muß? Tat­
sächlich hat die klerikale Reaktion das 
Land imperialistischer Einflußnahme 
weit geöffnet — und damit auch den Bo­
den bereitet für das Auftreten so gekauf­
ter Figuren wie Tyminski. Nur ganz am 
Rande finden sich Hinweise auf das Ab­
schneiden linker Kandidaten. Das frühe­
re Mitglied der inzwischen aufgelösten 
„Polnischen Vereinigten Arbeiterpar­
tei“, Wlodzimierz Cimoszewicz, hatte 
sich als „Kandidat der Linken“ zur Prä­
sidentschaft in seinem Programm auf 
den Widerstand gegen den immer weiter 
zunehmenden Einfluß der klerikalen 
Reaktion in Polen konzentriert und u.a. 
die auf Betreiben der Kirche verabschie­
deten Anti-Abtreibungsgesetze scharf 
kritisiert. Er erhielt im ersten Wahlgang 
immerhin 9,3% und damit das viert­
beste Ergebnis. Selbst die „Neue Zür­
cher Zeitung“ spricht von einem „Ach­
tungserfolg“.

Die noch amtierende Regierung Ma- 
zowiecki arbeitet derweil am Entwurf 
des Haushaltsplans für 1991. Dieser 
muß nach einer Vereinbarung des hoch­
verschuldeten Landes mit der Weltbank 
spätestens in diesem Monat vorliegen 
und weitere Schritte zur Festigung der 
„Marktwirtschaft“ in Polen vorsehen, 
die das Land in den letzten Jahren bereits 
so sichtlich ins Unglück gestürzt hat. 
Für den nächsten Wahlgang am 9. De­
zember hat Mazowiecki seine Anhänger 
zur Wahl Walesas aufgerufen. — (rül)

Die Befreiungsbewegung El Salvadors, die FMLN, hat am 26.11. erstmals einen Hub­
schrauber der Regierungstruppen mit Raketen abgeschossen (Bild). Bei dem an­
schließenden Gefecht zwischen Einheiten der FMLN und Truppen der Regierung 
kamen 14 Regierungssoldaten ums Leben, 21 wurden verwundet. Bereits am Freitag 
zuvor hatte die FMLN ein anderes Flugzeug der Regierungstruppen abgeschossen. 
Der honduranische Vizeaußenminister forderte nach dem Abschuß die UN-Beobach- 
ter in der Region (darunter auch BRD-Beobachter) auf, den „Waffenschmuggel" der 
FMLN zu unterbinden. Die FMLN selbst erklärte, sie verfüge bereits seit einem Jahr 
über sowjetische Boden-Luft-Raketen und US-Zielgeräte. — (rül)

EG weiter auf 
Ausdehnungskurs

Wenige Wochen vor dem nächsten EG- 
Gipfel in Rom, auf dem über einen wei­
teren Ausbau sowohl der Politischen 
Union wie der Währungsunion inner­
halb der EG beraten werden soll, meh­
ren sich die Anzeichen für eine weitere 
auch territoriale Expansion dieses west­
europäischen Monopolpaktes. Die 
„Dresdner Bank“ bringt in ihrem neue­
sten „Außenwirtschaftsbericht“ neue 
Beitrittskandidaten zum Europäischen 
Währungssystem EWS ins Spiel: Öster­
reich (dessen Währung faktisch schon 
seit Jahren fest an den Kurs der D-Mark 
angebunden ist) und die Schweiz seien 
„reif für einen Beitritt“. Kurz zuvor hat­
te die Sozialdemokratische Partei der 
Schweiz auch offiziell einen Beitrittsan­
trag der Schweiz bei der EG in die öf­
fentliche Diskussion gebracht. In 
Schweden will der Reichstag bereits am
10. Dezember über die Politik des Lan­
des gegenüber der EG beraten. Nach 
Presseberichten sollen sowohl die So­
zialdemokraten wie die bürgerlichen 
Parteien inzwischen für einen Beitritts­
antrag an die EG sein. Der schwedische 
Außenminister hat bereits verkündet, er 
rechne noch 1991 mit einem offiziellen 
Beitrittsantrag seines Landes bei der 
EG. Die EG-Kommission hatte zuvor 
jegliche Mitspracherechte von Efta-Mit- 
gliedem bei den Entscheidungen über 
den EG-Binnenmarkt in Verhandlungen 
mit der Efta strikt abgelehnt. Die großen 
Konzerne der Efta-Staaten — in Schwe­
den beispielsweise die Saab- und Volvo- 
Konzerngruppe, in der Schweiz Elektro­
konzerne wie BBC, der Nahrungsmittel­
konzern Nestle und die großen Banken 
— standen damit vor der Gefahr, bei die 
Konzemstrategie wesentlich beeinflus­
senden Entscheidungen der EG über in­
dustrielle Nonnen, öffentliche Aufträ­
ge, Außenhandelspolitik und ähnliches 
künftig im Gebiet der EG womöglich 
übergangen zu werden. Diese Drohung 
hat sie offenkundig bewogen, ihren Ein­
fluß auf die Parteien dieser Länder ein­
zusetzen, um einen Beitritt, zumindest 
aber eine noch engere wirtschaftliche 
Anbindung an die EG zu betreiben. Ein 
Beitrittsantrag Schwedens dürfte auch 
den Druck auf die finnische und norwe­
gische Regierung in Richtung EG-Bei­
tritt erheblich verstärken. Die norwegi­
sche Regierung hatte schon vor einigen 
Wochen eine Anbindung ihrer Währung 
an das EWS verkündet. — (rül)

Mosambik: Waffenstillstand 
im Beira-Korridor

Lediglich einen regional auf den Beira- 
und den Limpopo-Korridor und zeitlich 
bis Ende des Jahres beschränkten Waf­
fenstillstand will die Renamo einhalten, 
die seit mehr als zehn Jahren mit Unter­
stützung der südafrikanischen Rassisten 
gegen die mosambikanische Regierung 
kämpft. Das war ihre Antwort auf die 
Ankündigung der Regierung Chissano, 
im nächsten Jahr allgemeine und gehei­
me Wahlen durchzuführen. Die von der 
marxistischen, antikolonialen Befrei­
ungsfront Frelimo gestellte Regierung 
mußte gleichzeitig zustimmen, die zim- 
babwischen Truppen, die seit vier Jah­
ren beide Korridore vor Anschlägen si­
chern sollen, zurückzuschicken. Der 
Waffenstillstand soll von einer interna­
tionalen Kommission, der u.a. Portugal, 
Italien, die USA und die UdSSR angehö­
ren, überwacht werden. — (uld)

Kommunalwahlen in der CSFR
KPÖ legt zu, Bürgerforum verliert, Nationalisten schwach

Die KPC konnte bei den Kommunal­
wahlen ihre Stimmenzahl gegenüber den 
Nationalparlamentswahlen im Juni um 
rund ein Drittel steigern. In der Tsche­
chischen Republik errang sie 17.4%, in 
der Slowakei 14 %. Die Kalkulation der 
Regierungsparteien, die KPC durch die 
Kampagnen der letzten Wochen (Aus­
schluß ihres Vertreters aus dem Parla­
mentspräsidium, Drohung der Enteig­
nung usw.) zu isolieren, ist somit nicht 
aufgegangen. Die meisten Stimmen er­
hielt die KPC in Orten mit weniger als 
2500 Einwohnern; hier lag die Wahlbe­
teiligung sehr hoch, z.T. bei fast 100 % 
(Landesdurchschnitt rund 68 %). Das 
zeigt wohl, daß große Teile gerade der 
Landbevölkerung erhebliche Bedenken 
gegen die Einführung der Marktkonkur­
renz, Freigabe der Preise und somit eine 
entfallende Ausgleichspolitik zwischen 
Stadt und Land bzw. tschechischem und 
slowakischem Landesteil haben. Beru­
higend ist diesbezüglich auch die Tatsa­
che, daß die nationalistischen Parteien 
„Gesellschaft für Mähren und Schlesi­
en“ sowie die Slowakische Nationalpar­
tei mit 5 % bzw. 3 % weit weniger Stim­
men als erwartet erhielten. Ein erhebli­
cher Teil der Landbevölkerung sucht al­
so auf die Marktpolitik eher eine Ant­
wort, die von sozialen Widerstandsposi­
tionen ausgeht, als eine nationalistische.

Im umgekehrten Verhältnis erhielt das 
tschechische Bürgerforum, das nur noch

„Gladio“ in der Türkei
Zur Putschvorbereitung und im Spezialkrieg schon tätig

Die jetzt in einigen Nato-Ländem aufge­
flogene Nato-Geheimorganisation 
(„Gladio“, „Stay behind“ oder wie sich 
die geheime Militärorganisation auch 
immer nennt) ist in der Türkei schon län­
ger existent. Hier tauchte diese im Ge­
heimen tätige Organisation schon in der 
Vergangenheit immer wieder unter den 
Namen „Amt fiir Spezialkrieg“ oder 
kurz als „Contra-Guerilla“ auf.

Verschiedene Aktionen gehen auf das 
Konto dieser Terrorgruppen. Zum Bei­
spiel wurden am 1. Mai 1977 in Istanbul 
auf der größten Kundgebung in der Ge­
schichte der Türkei 34 Menschen von 
unbekannten Schützen, die das Feuer in 
die an der Maidemonstration teilneh­
mende Menge eröffneten, erschossen. 
Auch die bis heute nicht offiziell aufge­
klärten Massaker in Maras, Corum und 
Malatya Ende der 70er Jahre, bei denen 
Tausende von Menschen ermordet wur­
den, gehen auf das Konto dieser von Mi­
litär und Geheimdiensten gesteuerten 
Terrorbanden.

Verschiedene Parlamentarier und Ge­
neräle in der Türkei berichten jetzt nach 
dem offiziellen Auffliegen der Geheim­
organisation in der türkischen Presse,

Azania: Jugendliche fliehen weiter
Die Flucht schwarzer Jugendlicher aus Südafrika geht weiter

Trotz der Reformen verlassen noch im­
mer Hunderte von Jugendlichen Südafri­
ka. Sie gehen in die benachbarten Län­
der, um dort eine militärische Ausbil­
dung zu machen oder um dort zu studie­
ren oder auch einfach, weil sie Zuflucht 
suchen vor der Gewalt, die in den town- 
ships herrscht. „Das Exil ist besser, als 
zu Hause zu verkommen oder wie ein 
Tier gejagt zu werden,“ sagte Sibusiso 
Ndebele, ein ANC-Funktionär in Natal. 
Die Jugendlichen mögen einen Erfolg 
der politischen Reformen fiir möglich 
halten, aber sie fürchten, vorher getötet 
zu werden.

Regierung und Vertreter der Verein­
ten Nationen in Swaziland sagten, daß 
allein in diesem Jahr Hunderte von Ju­
gendlichen aus Südafrika gekommen 
seien. Die Jugendlichen kommen illegal 
in Gruppen von bis zu 60 Personen und 
ersuchen um Asyl. Viele von ihnen 
werden nach Zambia in Guerillacamps 
gebracht. Der Flüchtlingsstrom reicht 
wahrscheinlich jedoch weiter als 
Zambia oder Tanzania. die einzigen 
Frontstaaten, die in ihrem Land südafri­
kanische Guerillacamps zulassen. 
Botswana sagte, man habe in diesem 
Monat ein Lager der radikalen Black 
Consciousness Bewegung entdeckt und 
eine geheimgehaltene Anzahl von Leu­

35 % der Stimmen (gegenüber 50 %) er­
reichte. den Löwenanteil in den großen 
Städten, so etwa in Prag rund 60%. Ihr 
Klientel dürfte sich also immer mehr auf 
die großstädtische Intelligenz konzen­
trieren. Die Partei hat hier Elemente de- 
Ökologismus wie auch des Liberalismu-, 
aufgenommen und dabei noch die sozial 
demokratischen Parteien unbedeutend 
halten können. Dies deutet vordem Hin­
tergrund der deutlichen Rechtsentwick­
lung des Bürgerforums in den letzten 
Monaten auf Probleme bei der Formie­
rung einer fortschrittlichen Kraft unter 
der Intelligenz hin. Die slowakische 
Schwesterorganisation des Bütgerfb- 
rums. „Öffentlichkeit gegen Gewalt“ 
(VPN), fiel auf ganze 20%. An seinem 
rechten Rand verloren Bürgerforum 
bzw. VPN in beträchtlichem Umfang 
Stimmen an die Christdemokraten, die 
im slowakischen Landesteil 24 % und im 
tschechischen 17 % erhielten.

Unabhängige Kandidaten konnten lan­
desweit 10 % der Stimmen, jedoch 24% 
der Mandate erringen, was damit zusam­
menhängt, daß sie v.a. in den kleineren 
Wahlkreisen auf dem Land gewonnen 
haben. Dies könnte teilweise mit der 
oben vermuteten Tendenz in der Land­
bevölkerung zu tun haben, die treiben­
den Parteien der marktwirtschaftlichen 
Umgestaltung nicht zu wählen.
Quellen: taz. ND, F.A.Z.. NZZ v. 27. u. 
28.11.90— (uga)

daß diese Geheimorganisation auch bei 
den Vorbereitungen der Militärputsche 
in der Türkei (insbesondere des blutigen 
Putsches im September 1980) direkt be­
teiligt war.

Auch die nicht aufgeklärte Ermor­
dung des Journalisten Cetin Emec. der 
SHP-Politikerin Prof. Bayriye Ücök und 
des Journalisten Turan Dursun in diesem 
Jahr dürften auf das Konto dieser Ge­
heimorganisation gehen.

Die Zeitschrift „Yuzyil“ berichtet, 
die Geheimorganisation sei außerdem 
verantwortlich für nicht aufgeklärte 
Massaker in Kurdistan, für Vergewalti­
gung von Frauen und Ermordung von 
Frauen und Kindern, die der PKK in die 
Schuhe geschoben worden seien, wie 
z.B. das Massaker in Sete 1989. Diese 
seien in Wirklichkeit von den Contra- 
Einheiten begangen worden. Die Con­
tras operieren direkt unter der Regie des 
Generalstabs in Kurdistan.

Bereits 1984 hatte der Serxwebun- 
Verlag in einem Buch auf die Existenz 
dieser Geheimorganisation hingewie­
sen. Das Buch hieß: „Der Spezialkrieg 
in Kurdistan“.
Quelle: Kurdisian-Rundbriel 25/90 — (rill)

ten inhaftiert.
Benny Ntoele. PAC-Funktionär in Jo­

hannesburg, sagte, man suche intensiv 
nach Schulplätzen für Anhänger, die zu 
Hause keine Möglichkeit haben zu stu­
dieren, und daß die militärische Ausbil­
dung weitergehe. Mankahlana von 
SAYCO (South African Youlh Con- 
gress). einer dem ANC nahestehenden 
Organisation, sagte, daß eine militäri­
sche Ausbildung notwendig sei trotz der 
zeitweiligen Einstellung der 30jähngen 
bewaffneten Kampagne seitens des 
ANC. Auch Chris Hauni. militärischer 
Leiter des ANC, sagte, daß Hunderte 
von Jugendlichen beantragt haben, sich 
seinen Guerillas anzuschJießen. Aktivi­
sten im Land äußern, daß die politischen 
Veränderungen dieses Jahres wenig da­
zu beigetragen haben, den Exodus, der 
1976 begann, einzudämmen. Chikane. 
der für den ANC im Nordtransvaal und 
in einem Verbindungskomitee mit der 
Regierung arbeitet, sagte, wenn Jugend­
liche aus seinem Gebiet ermutigt trä- 
den, das Land zu verlassen, würde er un­
tersuchen. ob das im Interesse der Re­
formen sei. Der ANC organisiert derzeit 
die Rückkehr von mehr als 20000 
Exil lebenden ANC-Mitgliedem.
Quellenhinweis: Star. 31. 10 90, al. nach Ab 
nia-Nachnchten Nr. 12'90— (riill
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Mumia Abu-Jamal droht die Hinrichtung
Am 2. Oktober lehnte der Oberste Gerichtshof der USA den Antrag seiner Verteidigung für ein Berufungsverfahren ab

Durch eine Entscheidung des Obersten 
US-Gerichtshofs am 2. Oktober 1990 ist 
die Möglichkeit der Hinrichtung des 
schwarzen Journalisten und ehemaligen 
Black Panther Mumia Abu-Jamal in be­
drohliche Nähe gerückt. Mumia selbst 
schreibt dazu: „. . . Vor ein paar Stun­
den habe ich erfahren, daß das U.S. Su- 
preme Court meinen Antrag auf ein Be- 
rufungsverfahren gestern abgelehnt hat 
— am ersten 1hg nach der Rückkehr aus 
der Sommerpause. Das bedeutet, daß 
ich an der Schwelle zum Tode stehe — 
wo mich meine Feinde seit Jahren haben 
wollten. Es ist kein guter Platz, aber 
noch bin ich hier . . .“

Der Berufungsantrag war mit nur ei­
ner Gegenstimme und ohne weitere Be­
gründung abgelehnt worden.

Mumia Abu-Jamal ist der einzige der 
über 150 politischen Gefangenen in den 
USA, dessen Leben von der Todesstrafe 
bedroht ist. Sein Fall ist in mehrfacher 
Hinsicht ein Beispiel für die brutale 
staatliche Repression gegen den schwar­
zen Widerstand in den letzten 25 Jahren.

Mumia wuchs in den Ghettos der 
Großstadt Philadelphia auf und radikali­
sierte sich gegen Ende der 60er Jahre. 
Mit 16 Jahren wurde er Informations­
minister der Black Panther Party in Phi­
ladelphia. 1972 ging er ins Pänther- 
Hauptquartier nach Oakland in Kalifor­
nien und arbeitete dort an der Black Pan­
ther Zeitung. Zu diesem Zeitpunkt wa­
ren die Black Panther schon lange Ziel­
scheibe des staatlichen Aufstandsbe­
kämpfungsprogramms COINTELPRO 
geworden. Im Zeitraum von 1968 bis 
1974 wurden 30 Black Panther Aktivi­
stinnen von Polizisten teils auf offener 
Straße, teils im Schlaf erschossen. Hun­
derte von Panthers und Unterstützerin­
nen des schwarzen Befreiungskampfes 
wurden mit Hilfe einer rassistischen Ju­
stiz in die Gefängnisse gebracht. Noch 
heute werden ca. 30 Black Panther mit 
lebenslangen Haftstrafen in den Knästen 
festgehalten, wie z.B. Geronimo Pratt, 
der seit 21 Jahren mit kurzen Unterbre­
chungen in Isohaft sitzt.

Mumia, der Anfang der 70er Jahre im 
Rahmen der Repressionsprqgramme 
vom FBI im „Agitatoren-Index“ gespei­
chert wurde, wurde nach der Zerschla­
gung der Pänther durch COINTELPRO 
zu einem nationalweit bekannten Radio­
journalisten in Philadelphia. Aufgrund 
seiner kritischen und engagierten Be­
richterstattung wurde er auch von der 
bürgerlichen Presse als „Stimme der 
Unterdrückten“ bezeichnet. Zur Ziel­
scheibe der staatlichen Repression wur­
de Mumia allerdings nicht nur durch sei­

ne Mitgliedschaft bei den Panthers. 
1978 belagerte die Polizei von Philadel­
phia ein Haus der militanten Organisa­
tion MOVE, die seit 1971 in Philadel­
phias Ghettos alternative und autonome 
Lebensformen durchzusetzen versuchte. 
MOVE-Mitglieder — überwiegend 
schwarze Frauen und Männer, aber auch 
Weiße und Hispanics — lebten in Ge- 
meinschaftshäusem, ernährten sich ve­
getarisch und bauten ihre eigenen Nah­
rungsmittel an, weigerten sich, ihre Kin­
der in staatliche Schulen zu schicken und 
traten offensiv für das Recht auf bewaff­
nete Selbstverteidigung gegen rassisti­
sche Polizeiübergriffe ein. Bei der Bela­
gerung des MOVE-Hauses 1978 kam es 
zu einem Schußwechsel, bei dem ein Po­
lizist getötet wurde. Nach der Räumung 
des Hauses wurden 10 MOVE-Mitglie- 
der wegen angeblichen „gemeinschaftli­
chen Polizistenmordes“ zu 30 bis 100 
Jahren Knast verurteilt. Mumia berich­
tete in seinen Reportagen über den Pro­
zeß nicht nur die offizielle Version der 
Geschehnisse, sondern machte auch In­
terviews mit den MOVE-Gefangenen 
und dokumentierte die Folterungen der 
Polizei an den Gefangenen. Philadel­
phias damaliger Bürgermeister, Frank 
Rizzo, fühlte sich und seine Polizei­
macht durch Mumias Berichterstattung 
derart bedroht, daß er öffentlich ankün­
digte: „Diese neue Ausgeburt von Jour­
nalismus muß um jeden Preis beseitigt 
werden“. Vernichtet werden sollte auch 
MOVE — und aus der Rhetorik des Bür­
germeisters wurde im Mai 1985 mörde­
rische Realität, als Philadelphias Polizei 
ein MCVE-Haus aus der Luft mit Phos­
phorbomben bewarf. 11 Menschen — 
darunter 5 Kinder — starben in dem 
Flammeninfemo. Die einzige erwachse­
ne Überlebende, Ramona Africa, wurde 
zu 7 Jahren Knast wegen „Aufwiege­
lung zum Widerstand“ verurteilt.

Philadelphias Polizei intensivierte 
nach der Drohung von Frank Rizzo die 
Observation und Schikanen gegen 
Mumia. Trotzdem wurde er 1980 zum 
Präsidenten der schwarzen Journalisten­
vereinigung in Philadelphia gewählt. 
Philadelphias Polizeikräfte, die für ihre 
rassistische Brutalität U.S.-weit bekannt 
sind — alleine zwischen 1971 und 1981 
wurden in der Stadt 300 schwarze Män­
ner von Polizisten auf offener Straße er­
schossen, weitere 700 durch Polizeiku­
geln verletzt — warteten nicht lange, um 
den Befehl des Bürgermeisters in die Tat 
umzusetzen. Während einer nächtlichen 
Razzia gegen Schwarze mit Dreadlocks 
wurde Mumias Bruder aufgrund eines 
angeblichen Verkehrsverstoßes festge­

nommen. Mumia, der zufällig in einem 
Taxi vorbeifuhr, stieg aus, um seinem 
Bruder zu helfen. Mumias nächste Erin­
nerung ist, daß er mit einer lebensge­
fährlichen Bauchschußverletzung am 
Straßenrand lag. Darüber hinaus lag ein 
toter Polizist auf der Straße. Nachdem 
die Polizisten Mumias Identität festge­
stellt hatten, stand die offizielle Version 
fest, daß nur er den Polizisten umge­
bracht haben konnte. Mumia und seine 
Anwältinnen gehen davon aus, daß die 
Festnahme seines Bruders eigentlich 
schon Mumia selber gegolten habe, und 
daß der Polizist durch die Schüsse eines 
Kollegen getötet wurde.

Der anschließende Prozeß gegen 
Mumia wurde vom Richter und Staats­
anwalt in einen Schauprozeß gegen den 
schwarzen Widerstand umgewandelt. 
Mumias Wahlverteidiger wurde abge­
lehnt, die Geschworenenjury setzte sich 
aus 10 weißen und einem schwarzen Ge­
schworenen zusammen. Entlastungs­
zeuginnen der Verteidigung wurden 
nicht zugelassen, und Sonia Sanchez, 
eine bekannte schwarze Schriftstellerin, 
die zugunsten Mumias aussagte, wurde 
vom Staatsanwalt als „Terroristenfreun­
din“ beschimpft.

Bis heute hat die Staatsanwaltschaft 
noch nicht einmal eine angebliche Tat­
waffe als Beweismittel gegen Mumia 
präsentiert. Stattdessen befragte der 
Staatsanwalt Mumia zu politischen Er­
klärungen, die dieser während seiner 
immerhin fast 10 Jahre zurückliegenden 
Mitgliedschaft bei den Black Panthers 
gemacht hatte, um Mumia dann als „po­
tentiellen Polizistenmörder, der seit Jah­
ren nur auf eine Gelegenheit zum Mord 
gewartet habe“, zu bezeichnen. Auf Po­
lizistenmord steht in Pennsylvania auto­
matisch die Todesstrafe. Trotzdem be­
hauptete der Staatsanwalt gegenüber den 
Geschworenen, daß sie Mumia ruhigen 
Gewissens „schuldig“ sprechen könn­
ten, da er „eine Berufungsmöglichkeit 
nach der anderen“ haben würde und da­
her niemals tatsächlich hingerichtet wür­
de. Die Geschworenen folgten der Ar­
gumentation des Staatsanwalts, und 
Richter Albert Sabo — bekannt als der 
„Henker von Philadelphia“ aufgrund 
der 25 Todesurteile, die er in 15 Jahren 
Amtszeit ausgesprochen hat — verhäng­
te die Todesstrafe.

Seit jetzt mehr als 9 Jahren befindet 
sich Mumia im Todestrakt des Hochsi­
cherheitsgefängnisses von Huntingdon. 
einer Kleinstadt im ländlichen Pennsyl­
vania. Hier werden ca. 1500 Gefange­
ne, vor allem schwarze Männer aus den 
Großstädten Philadelphia und Pitts­

burgh festgehalten. Die Stadt wird vom 
faschistischen Ku-Klux-Klan kontrol­
liert, der öffentlich verbreitet, daß „in 
Huntingdon nichts ohne die Zustim­
mung des Klan geschehen kann“. Auch 
die Mehrheit der Schließer sind im Ku- 
Klux-Klan organisiert und für ihre Bru­
talität gegen die Gefangenen bekannt. 
Im Knast von Huntingdon befindet sich 
auch der größte Todestrakt im Bundes­
staat Pennsylvania mit 68 Gefangenen.

Todestrakt bedeutet Isohaft: 22 Stun­
den täglich Einschluß in der Zelle, Hof­
gang nur in einem speziellen Gitterkäfig 
sowie Anwaltsbesuche und Besuche von 
Angehörigen nur mit Trennscheibe und 
optischer Überwachung, wobei der Ge­
fangene während des gesamten Besuchs 
mit Handschellen gefesselt ist und vor 
und nach dem Besuch Körperdurchsu­
chungen unterworfen wird.

Für Mumia sind diese Haftbedingun­
gen noch zusätzlich verschärft worden, 
weil er sich weigert, seine Dreadlocks, 
die seine Identität als African American 
und als MOVE-Mitglied symbolisieren, 
abzuschneiden. Er darf kein Radio- oder 
Fernsehgerät haben, seine Post wird 
zensiert, die regulären zweimonatlichen 
Telefongespräche mit der Familie sind 
gestrichen, Journalistinnen erhalten kei­
ne Interviewerlaubnisse mehr, er darf 
nur Bücher mit religiösen oder juristi­
schen Inhalten erhalten, und Besuchser­
laubnisse werden willkürlich entzogen 
oder erteilt. Bis heute sind alle seine An­
träge auf einen Berufungsprozeß abge­
lehnt worden. Der Antrag vor dem Su- 
preme Court war Mumias letzte direkte 
Berufungsmöglichkeit. Seine Anwältin­
nen haben angekündigt, noch einmal 
einen Antrag beim Supreme Court auf 
ein neues Verfahren zu stellen in der 
Hoffnung, Zeit für einen Revisionsan­
trag vor einem niedrigeren Gericht in 
Pennsylvania zu gewinnen. Allerdings 
schätzen die Anwältinnen die Möglich­
keiten, Mumias Hinrichtungen auf juri­
stischem Weg zu verhindern, eher pessi­
mistisch ein. In Pennsylvania werden al­
le Richter in allgemeinen Wahlen für 
eine 10-jährige Amtszeit gewählt. Das 
bedeutet de facto, daß sie genauso wie 
z.B. der Gouverneur von Pennsylvania 
auf die Unterstützung der einflußreichen 
Polizeigewerkschaft angewiesen sind. 
Deren Vorsitzender hat im Sommer die­
ses Jahres bei einer Kundgebung Mu­
mias sofortige Hinrichtung gefordert. 
Die letztendliche Entscheidung über die 
Hinrichtung liegt bei Gouverneur Ro­
bert Casey, der sich noch nicht öffent­
lich zu Mumias Fall geäußert hat. Casey 
hat in den letzten 4 Monaten 9 Hinrich­

tungsbefehle unterschrieben, und die er­
ste Hinrichtung in Pennsylvania seit 
1962 ist für Dezember dieses Jahres an­
beraumt worden. Damit liegt Pennsylva­
nia im allgemeinen „law and Order“ 
Trend, der in allen Bundesstaaten im 
letzten Jahr zu vermehrten Hinrichtun­
gen geführt hat. Insgesamt befinden sich 
in den U.S. Todestrakten 2 347 Gefange­
ne, die zu über 50 % Schwarze sind.

Eine breite, internationale Solidari­
tätskampagne mit Mumia hat dazu ge­
führt, daß inzwischen über 30000 Peti­
tionen mit der Forderung nach Mumias 
sofortiger Freilassung oder zumindest 
der Aufhebung der Todesstrafe gegen 
ihn beim Gouverneur eingegangen sind. 
Diese Kampagne soll in den nächsten 
Monaten international eskaliert werden, 
um Mumias Hinrichtung zu verhindern, 
indem ausreichender öffentlicher Druck 
auf den Gouverneur ausgeübt werden 
soll. — (H.K.; Bilder: AGIPA-Press)

Informationen und Petitionen zu Mu­
mias Fall sind bei AGIPA-Press, 
Eichenbergerstr. 53, 2800 Bremen 1, 
Tel. 0421 -354029 erhältlich.

Mumia freut sich über Post (er kann 
auch Photos und Kopien bekommen): 
Mumia Abu Jamal AM-8335 
Huntingdon SCI 
Drawer R
Huntingdon, PA 16652 
USA

Telegramme und Briefe an: 
Gouverneur Robert Casey 
Main Capitol Building Room 225 
Harrisburg, PA 17120
USA

Bremen: Demonstration am 11. November 1989

Menschenrechtskonferenz in den USA
Vom 7. bis 10. Dezember 1990 wird in 
New York eine internationale Men­
schenrechtskonferenz stattfinden. Es 
soll ein Tribunal werden, das sich in 
der Tradition der Russell-Tribunale in 
den 70er Jahren versteht. Den inhalt­
lichen Schwerpunkt stellt die Situation 
der politischen Gefangenen in den 
USA dar (und zwar indianische, 
schwarze, mexikanische, puertorika- 
nische und weiße antiimperialistische 
politische Gefangene sowie einige Ge­
fangene aus europäischen Nationalitä­
ten, die dort in den USA inhaftiert 
sind). Das Tribunal selbst basiert auf 
Symposien, die es hierzu bereits gab 
bzw. geben wird, wie eines in Manhat­
tan am 28. April 1990, an dem mehr als 
300 Menschen teilnahmen, eines in 
New York am 28. Juli 1990, das sich 
hauptsächlich mit „religiösen Füh­
rern“ der verschiedensten Konfessio­
nen befaßte (anwesend waren 45 „reli­
giöse Führer“), und eines, das am 24. 
Oktober stattfand. Letzteres war eine 
literarische Sitzung in Solidarität mit 
den politischen Gefangenen, zu der 
Schriftsteller aus der 3. Welt und aus 
Nordamerika geladen waren. Die Er­
gebnisse dieser Symposien sollen ge­
druckt und veröffentlicht werden und 
so z.B. von Lehrern und Professoren 
im Unterricht und von Menschen­
rechtsorganisationen anderweitig ver­
wendet werden.

Den Abschluß soll nun das oben er­
wähnte Tribunal bilden, das wiederum 

in verschiedene Phasen aufgegliedert 
ist, zuerst Definition „politischer Ge­
fangener“, dann Menschenrechtsver­
letzungen gegen politische Gefangene 
in den USA und deren Haftsituation. 
Das Tribunal findet in New York im 
Hunter College vom 7. bis 10. Dezem­
ber statt, wobei am letzten Tag, dem 
internationalen Menschenrechtstag, 
eine Pressekonferenz stattfinden wird. 
Die Ergebnisse des Tribunals sollen in 
eine dynamische Kampagne zur Frei­
lassung aller politischen Gefangenen 
münden. Sie werden gedruckt und Mit­
gliedern des US-Senats und des Reprä­
sentantenhauses sowie der UNO und 
deren Menschenrechtsorganisationen 
und der Presse gegeben. Sie sollen fer­
ner als Arbeitsbasis für die UNO-Men- 
schenrechtskommission in Genf, die 
Menschenrechtskommission der Orga­
nisation Amerikanischer Staaten und 
die internationale Menschenrechtskon­
ferenz in Moskaü 1991 dienen. Letzt­
endlich soll alles in Buchform 'veröf­
fentlichtwerden. Die Info-Büros in der 
BRD und andere Interessierte sind 
herzlich'zur Teilnahme eingeladeh, für 
Unterkunft wird gesorgt.

Interessierte wenden sich an den Ko­
ordinator:
Dr. Louis Niever Falcon 
Human Rights Conference 
24 East 116th Street 
New York, NY 10029 
Telefax: 212-860-4101 
Tel. 212-860-4101
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Komponenten (im Bild Kotflügel von Motorrädern) werden von BMW immer häufiger 
an Zulieferer zum Fertigen gegeben.

EG-Binnenmarkt und der Konkurrenzkampf 
in der Automobilindustrie

Dokumentiert: Beiträge gegen den Binnenmarkt der Europäischen Gemeinschaft

Im Rahmen des antiimperialistischen Kongresses hatte sich 
bei BMW eine Arbeitsgruppe gebildet, um eine Veran­
staltung gegen den EG-Binnenmarkt vorzubereiten, bei der 
das Interesse der BMW AG an der EG geklärt werden soll­
te. Insgesamt wurden drei Punkte für diese Veranstaltung 
vorbereitet. Es stellte sich heraus, daß die Debatte in der 
Arbeitsgruppe über die Themen stärker war als erwartet

und daß eine Vereinheitlichung nicht zustande kam. Damit 
schien eine gemeinsame Veranstaltung in der geplanten 
Weise nicht durchführbar. Die folgenden geplanten Rede­
beiträge geben daher nur die Meinung der einzelnen Auto­
ren wieder. Der Beitrag über den Zusammenhang von EG, 
Drittes Reich und einem Großkonzern wie BMW felgt in 
einer der nächsten Ausgaben dieser Zeitung. — (tnu)

Bei BMW bleiben insbesondere sehr kapitalintensive Fertigungen. Das Bild zeigt 
Arbeiten im Werk Regensburg.

Lage der Zulieferindustrie
Der BMW-Konzern will die Fertigungstiefe senken

Das Ziel von BMW ist es, die Ferti­
gungstiefe bis 1995 um ca. 13 % zu sen­
ken. Das bedeutet, daß immer weniger 
Teile in Eigenfertigung produziert wer­
den. Die Aufträge sollen nur noch an 
zwei Zulieferer vergeben werden, wobei 
die Verträge mit festgeschriebenen 
Preissenkungen abgeschlossen, die 
Wareneingangskontrolle zum Zulieferer 
verlegt wird, und BMW natürlich auch 
den Preis selbst bestimmt. Damit sind 
die Zulieferer von einzelnen Werken ab­
hängig und können nahezu beliebig ge­
drückt werden, geliefert wird im Just- 
in-time — Prinzip.

Bei BMW wird zunehmend personal­
intensive Eigenproduktion abgebaut. So 
laufen bestimmte Teile nur noch im Ver­
such bis zur Serienreife und werden 
dann zur Produktion an Zulieferer ver­
geben. Damit soll für die Zukunft er­
reicht werden, daß bei den Herstellern 
eine privilegierte Stammbelegschaft 
bleibt und die Arbeitsplatzrisiken auf die 
Zulieferer abgewälzt werden.

Weil die Rationalisierung von Ferti­
gung, Lagerhaltung und Einkauf von 
den Herstellern konsequent vorangetrie­
ben wird, sind die Zulieferer zur Anpas­
sung gezwungen und trimmen die eigene 
Fertigung auf einen Höchststand an 
Automation und Flexibilisierung. Bei 
Bosch ist die Fertigung von Kleinteilen 
derart effizient, daß kein Billigangebot 
aus Fernost mithalten kann.

Ausländische Zulieferer haben die 
Qualität ihrer Produkte wesentlich ver­
bessert und können teilweise ihre Wäh- 
rungs- und Kostenvorteile gegenüber 
deutschen Zulieferern ausspielen. 
Durch Einkaufsbüros der Hersteller in 
der ganzen Welt sichert man sich jeder­
zeit den Zugriff zu solchen Zulieferern 
und kann natürlich damit das internatio­
nale Angebot optimal nutzen. Die Zulie­

ferer bauen ihrerseits ein System von 
Sublieferanten auf und operieren längst 
international.

Die Hersteller vergeben zunehmend 
Versuchs- und Entwicklungsaufträge. In 
Zukunft wird es nicht mehr so sein, daß 
ein Werk zahllose Einzelteile bezieht, 
sondern es werden nur noch vormontier­
te einbaufertige Baugruppen, wie 
Türenverkleidung samt Fensterheber, 
komplettte Armaturentafeln oder Ge­
triebe geordert. Die Zahnradfabrik z.B. 
hat einen Auftrag erhalten, ein komplet­
tes Getriebe zu entwickeln. Der Zuliefe­
rer, der sich als Systemführer einer Bau­
gruppe empfiehlt, gewinnt doppelt: Er 
erhöht seine Wertschöpfung und sichert 
seinen Absatz. Die Lieferung erfolgt im 
Just-in-time Prinzip. Dies hat zur Folge, 
daß nur kapitalkräftige Zulieferer, die 
sich den enormen Aufwand für For­
schung und Entwicklung, sowie mo­
dernste Fertigungstechniken leisten 
können, überleben werden.

Der Vorsprung in der Technologie hat 
für einen Zulieferer einen immer höhe­
ren Preis, denn die Modell-Zyklen wer­
den immer kürzer, die Chance, über 
große Stückzahlen den Aufwand herein­
zuholen, verringert sich. Zulieferer mit 
einem Aufwand von 1 - 3 % vom Umsatz 
für Forschung und Entwicklung werden 
nicht überleben, 8-10% werden erfor­
derlich sein.

Große Konzerne wie Thyssen, Bayer, 
BASF oder Siemens bauen ihre Position 
aus. Siemens hat in Regensburg sieben 
Motorenprüfstände und eine rechner­
gesteuerte Fertigungshalle für Auto­
elektronik eingerichtet. Kooperationen 
deutscher Konzerne mit ausländischen 
Zulieferern sind bereits perfekt, weitere 
sind geplant, um die internationale Prä­
senz und damit auch die Absatzmärkte 
zu sichern.

Bis 1990 soll es eine weltweite Produk­
tionskapazität von 47 bis 51 Millionen 
Autos geben. Die Nachfrage beträgt 
aber nur ca. 42 Millionen Autos. Die 
Überkapazität von neun Millionen 
Autos — davon etwa sechs Millionen in 
den USA und rund zwei Millionen in der 
EG — werden den schon seit den 80er 
Jahren verschärften Konkurrenzkampf 
noch weiter zuspitzen. Abgesehen von 
der Sowjetunion sind alle führenden 
imperialistischen Länder Autoprodu­
zenten. Es zeichnen sich drei Blöcke in 
der Automobilindustrie mit drei 
Schwerpunktmärkten ab: Japan mit dem 
asiatischen Raum, die USA und Europa. 
Europa ist der größte Produzent mit dem 
größten Markt, denn ca. 40 % der Autos 
werden in der EG gebaut. Die sich ins­
gesamt ungleichmäßig entwickelnden 
imperialistischen Blöcke führen zur 
wirtschaftlichen und machtpolitischen 
Verschiebung, die sich auch im Konkur­
renzkampf der Automobilkonzeme 
widerspiegelt: Japan und insbesondere 
Deutschland aufsteigend, die USA ab­
steigend. Zwischen den drei Blöcken 
gibt es erhebliche Unterschiede in den 
Wachstumsraten und in den gegenseiti­
gen Exportquoten.

Der EG-Binnenmarkt soll die Aus­
gangsposition in diesem Kampf ver­
bessern. Einerseits kann der Markt 
abgeschottet werden, andererseits sind 
die besseren Möglichkeiten in ihm das 
Sprungbrett für die Eroberung des 
Weltmarktes. Über diese beiden Rich­
tungen läuft seit längerem ein Streit 
zwischen Italien und Frankreich einer­
seits und Deutschland andererseits.

Trotz des schon verschärften Konkur­
renzkampfes in den 80er Jahren, gehö­
ren die Automobilkonzeme zu den stärk­
sten und profitabelsten Konzernen der 
Welt. Nach Ermittlungen der IGM lagen 
die Gewinne der deutschen Konzerne 
1987 um 255 % höher als 1980. Viele 
nur auf Autoproduktion beschränkte 
Konzerne steckten einen Teil ihrer Pro­
fite in andere Bereiche, insbesondere in 
die Rüstung. Die Ursachen dieser enor­
men Gewinnsteigerung liegen einerseits 
in einer rasanten Produktionssteigerung 
durch Roboter- und Computertechnik 
und andererseits in der damit verbunde­
nen verschärften Ausbeutungsoffensive. 
Lt. Gewerkschafter 1/90 sind seit 1979 
400000 Automobilarbeitsplätze in 
Westeuropa vernichtet worden, vor 
allem in Italien, Frankreich und Eng­
land. Der verschärfte Konkurrenzkampf 
wird auf dem Rücken der Beschäftigten 
ausgetragen. In immer kürzerer Zeit 
muß sich das investierte Kapital rentie­
ren, gleichzeitig wachsen die Investitio­
nen für neue Anlagen und Modelle auf­
grund der rasanten technischen Ent­
wicklung in immer größere Dimensio­
nen. Von 1987-89 investierten allein die 
fünf größten Konzerne 24 Mrd. DM. 
Nach „Ludvigsen-Report“ der EG- 
Komission stieg der Umsatz pro Be­
schäftigten in den EG-Autokonzernen 
von 1982-87 um 85 %. Für die 90er Jah­
re sind noch größere Wachstumsraten 
geplant. Weitere Flexibilisierung und 
Lohnabbau wird die Folge sein! Ferner: 
Rationalisierung durch den weiteren 
Einsatz von Computern und Robotern, 
Verringerung der Fertigungstiefe, an­
dere Arbeitsorganisation und Durch­
forsten der Facharbeiterabteilungen, 
Ausdehnung der Maschinenlaufzeiten 
und schleichender und offener Lohnab­
bau. Der verschärfte Konkurrenzkampf 
drückt sich auch in Aufkäufen, Kartell­
absprachen, strategischen Allianzen und 
Kapitalverflechtungen aus.

Wer im Konkurrenzkampf den Haupt­
gewinn kassieren will, muß mit den 
neuen Modellen der erste sein. Immer 
neuere Anlagen werden gebraucht, die 
aber immer schneller veraltem. Riesige 
Kapitalsummen müssen in kürzester 
Zeit verwertet werden. Dies erfordert 
größere Stückzahlen und erhöhte Kapa­
zitäten. Dieser Thnz treibt dfe Autoin­
dustrie in die nächste Überproduktions­
krise hinein. In der BRD ist jeder sechste

Arbeitsplatz vom
zeichnete sich auch die Weltwirtschafts­
krise Anfang der 80er Jahre ab, als die 
Automobilindustrie in Absatzschwierig­
keiten geriet. Von der damaligen Über­
produktionskrise waren die westdeut­
schen Autokonzerne nicht so sehr be­
troffen, da Daimler, BMW und Audi 
teure Autos bauen. Deren Käuferschich­
ten waren von der Wirtschaftskrise weit 
weniger betroffen, als die Arbeiter, po­
tentielle Käufer der Kleinwagen. In den 
letzten Jahren hat sich aber die Situation 
verändert. Auch im Bereich der teuren 
Modelle werden in einem harten Kon­
kurrenzkampf neue Kapazitäten aufge­
baut. Gleichzeitig drängen andere Auto­
konzerne in diesen Bereich, da sie sich 
dort höhere Gewinne versprechen. Vor 
allem in den USA tobt bei den Luxus­
autos ein enormer Kampf. Selbst BMW 
hat die Preise in den ÜSA bis zu 500 
Dollar gesenkt. Obwohl der Absatz­
rückgang in den USA durch eine Offen­
sive in den westeuropäischen Ländern 
und in Japan wieder ausgeglichen wur­
de, hat der US-Markt für BMW eine 
Vorreiterrolle. Neben der Globalisie­
rung der Verkäufe hat BMW den Kampf 
um den US-Markt als „Labor für die 
Welt“ eingeschätzt. Die „Vorbereitung 
auf den härtesten Wettbewerb“, so 
Kuenheim auf der Aktionärsversamm­
lung am 31.4.90, läßt für die BMW- 
Beschäftigten nichts Gutes erwarten. 
Lagen die jährlichen Investitionen bei 
BMW gegen Ende der 70er Jahre bei 800 
Millionen DM, so stiegen sie in den 80er 
Jahren auf 2 Mrd. DM an. Lt. Capital 
9/88 gibt es keinen Autokonzem, der so 
wenig Kapital — bezogen auf seinen 
Umsatz — durch Lagerhaltung oder 
Kredite bindet, wie BMW. Auch hin­
sichtlich der Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten („Regensburger Arbeits­
zeiten“) und der Einbindung in die 
just-in-time der Zulieferer ist BMW ein 
Vorreiter.

Die Entwicklung im Ostblock eröffnet 
neue Absatzmöglichkeiten. Schätzungs­
weise wird sich die Automobilproduk­
tion in Osteuropa bis zum Jahr 2000 von 
3,0 auf 5,7 Millionen Einheiten fast ver­
doppeln. Die westdeutschen Autokon- 
zeme haben bei der Erschließung dieses 
Marktes die Nase vom. Ihre auf Grund­
lage modernster Anlagen konzipierten

Auto abhängig. So Werke dort werden die Überkapazitäten 
weiter steigern, weil ein Teil der Pro­
duktion in die Schlacht um andere Märk­
te geworfen wird. Auch wenn teure 
Autos in Osteuropa nicht in Mengen ver­
kauft werden, verspricht sich BMW eine 
„Sogwirkung“, weil der Gebraucht­
wagenmarkt von „Ostiem“ leer gefegt 
ist. Der Bedarf in Osteuropa kann zwar 
eine neue Überproduktion hinauszo- 
gem, aber nicht verhindern. In einer 
neuen Krise werden die Auto-Konzerne 
noch stärker betroffen sein. Für die USA 
erwarten Beobachter, daß bis 1992 von 
81 Montagewerken 15 schließen müs­
sen. Nach Industriemagazin 4/90 sei 
eine zweite Chrysler-Sanierung nach 
dem Muster der 80er Jahre ausgeschlos­
sen. Was in den letzten 15 Jahren die 
Stahlindustrie erschüttert hat, wird jetzt 
auf die Automobilarbeiter zukommen. 
Praktisch herrschen schon bei allen 
westdeutschen Automobilherstellem 
seit zwei bis drei Jahren Einstellungs­
stopp und Kostensenkungsprogramme.

Wir Anti-Imperialisten haben die Auf­
gabe, in dieser Auseinandersetzung die 
politischen Zusammenhänge zum EG- 
Binnenmarkt herzustellen, so daß die 
Automobilarbeiter zu einer führenden 
Kraft im Kampf gegen eine europäische 
Supermacht unter deutscher Führung 
werden. Im Geschäftsbericht von BMW 
heißt es dazu unter „Aufwind für 
Europa“: „Die . . . Welt hat sich seit 
Herbst 89 verändert. Alle Thesen, wo­
nach sich die Zentren des wirtschaftli­
chen Geschehens von Europa über 
Amerika in den pazifischen Raum ver­
schieben, sind überholt.“ .. . „Die eu­
ropäische Industrie hatte frühzeitig die 
Vision eines politisch und wirtschaftlich 
vereinten Europas entwickelt und sich 
mit wachsender Dynamik auf diesen 
größten Markt der Welt vorbereitet." 
Über die Rolle des vereinten Deutsch­
land heißt es: „. . . Seine zentrale Lage 
verleiht ihm eine besondere Verantwor­
tung für das Zusammenwachsen West­
europas mit den Ländern des früheren 
Ostblocks. Eingebettet in die Partner­
schaft Amerikas eröffnet sich für Europa 
die Chance, eine prägende Stellung in 
der Welt weit über die Jahrtausend­
wende hinaus zu behalten.“ Das ist — 
schön verpackt — der dritte Anlauf zur 
Eroberung der Welt!

Wirtschaft aus erster Hand

manager

mbmanacement uwmuMAjurrc
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Die Wirtschaftszeitungen sagen in den letzen Monaten immer häufiger eine Krise* 
Automobilindustrie voraus.
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Kurdistan Solidaritätstage
Die Nachrichtensperre

Mit den insgesamt acht Ver- 
astaltungen haben die beteiligten Grup­
pen ihr Ziel — Information von mög­
lichst vielen Menschen über die Lage in 
Kurdistan und die Rolle der BRD zu ver­
breiten — weitgehend erreicht. Die 
Sachnchtensperre wurde durchbro- 
.fen. In zwei Artikeln berichtete die 
größte Tageszeitung „Neue Westfäli­
sche Zeitung“ über die Veranstaltungen 
tmt Hella Schlumberger (siehe unten) 
und Claudia Roth. MdE, Die Grünen. 
Unierder Überschrift „Menschenrechte 
gelten nicht mehr“ und „Das kurdische 
Volk vor dem Exodus“ wurden die Re­
ferentinnen wörtlich zitiert. Über eine 
Pressekonferenz des Kurdistanzentrums 
wurde ebenfalls objektiv berichtet, ohne 
die Aussagen der Vertreter des Kurdi­
stan-Zentrums zu verfälschen. Die anti- 
feschistische, grün-alternative Stadtteil­
zeitung „Schlag nach“, die in einer Auf­
lage von 20000 vertrieben wird, bot 
dem Kurdistan-Zentrum zum ersten Mal 
die Gestaltung einer ganzen Seite an.

Der organisatorische Zusammenhang 
zwischen den Leuten, die sich in Biele­
feld um das Thema kümmern, wurde
verbessert. Es bildete sich ein Koordina­
tionsausschuß, der ein- oder zweimal die 
Vfoche Vor- und Nachbereitungsgesprä­
che durchführte. Ihm gehören Leute von 
den Grünen, SJD — die Falken, Kurdis­
tan-Zentrum, Autonome Nahostgruppe, 
Volksfront, VSP, BWK, und Rote Hilfe 
an. DIDF, Bielefeld, und EKIM waren 
ebenfalls meistens anwesend. Sie unter­
stützen die Aktionen und riefen in ihren 
eigenen Publikationen zusätzlich auf. 
DIDF, EKIM und die Ortsgruppe der 
ERNK machten zusammen ein Flugblatt 
zur Lage der Menschenrechte in Nord­
west-Kurdistan.

Es ist nicht gelungen, die DKP und 
den Flüchtlingsrat zur Unterstützung zu 
gewinnen. Die DKP reagierte gar nicht. 
Noch immer bezeichnen sozialdemokra-

wurde durchbrochen

tische Mitglieder im Flüchtlingsrat die 
PKK als „terroristisch.“ Grüne Mitglie­
der des Flüchtlingsrates haben da eben­
falls noch Probleme, bezeichneten aber 
die um die Veranstaltungen herum ge­
führten Gespräche als nützlich. Auf ver­
schiedenen Versammlungen und Sitzun­
gen, z.B. beim Kreisvorstand der Grü­
nen oder der VSP, sowie bei den Falken, 
erhielten Leute vom Kurdistan-Zentrum 
die Möglichkeit, zu sprechen und zu dis­
kutieren.

Die Veranstaltungen waren unter­
schiedlich besucht. 200 Leute, darunter 
viele Kurdinnen und Kurden, waren bei 
der Veranstaltung des Kurdistan-Zen­
trums, 100 bei der Veranstaltung der 
Grünen mit C. Roth und Medico Inter­
national; nur 30 waren bei der Veran­
staltung zum Düsseldorfer Prozeß. Die 
wenigsten westdeutschen Besucher wa­
ren bei der Veranstaltung zur drohenden 
Vollstreckung der Todesurteile in der 
Türkei, auf der der Türkei-Verantwort­
liche von amnesty international sprach.

Bei den zahllosen Gesprächen und auf 
den Veranstaltungen äußerten viele den 
Wunsch, die als Abschluß der Kurdi­
stan-Tage geplante Demonstration als 
Demonstration „Gegen den imperialisti­
schen Krieg im Nahen Osten“ mit 
Schwerpunkt auf die Solidarität mit dem 
Befreiungskampf des palästinensischen 
und kurdischen Volk durchzuführen. 
Diese Demonstration findet jetzt am 
Samstag, den 8. 72. statt. Der Demon­
strationsaufruf enthält auch die Forde­
rungen: , .Schluß mit dem Krieg gegen 
das kurdische Volk! Stop der Militärhilfe 
an die Türkei! Wehrpflichtige, verwei­
gert den Kriegsdienst! Einstellung der 
129a Verfahren gegen Kurdinnen und 
Kurden in der BRD! Freilassung!“ Es 
rufen u.a. auf: Die Grünen, ERNK, 
EKIM, DIDF-Bielefeld, Radikale Lin­
ke, Ausschuß für Internationales an der 
kirchlichen Hochschule Bethel. — (stb)

trum derzeit In Bielefeld und Umge­
bung.

Helfe Schlumberger hatte eigentlich 
eine Informationstour geplant, bl» sie 
echlleBlich verhaftet wurde. Der Grund: 
Ine Gästebuch der Vogelzuchtsiation 
hatte sie geschrieben ....... für eine
freie Türkei mit einem gleichberechtig­
ten Kurdistan, nieder mit den VoUe- 
ren". in der Türkei Jedoch existiert Kur­
distan seit langem offiziell nicht mehr, 
gpaashe und Schrift sind verboten. 
Jedwede Berichterstattung über des 
Gebiet wM von der Regierung unter-

•ter das Wort Kurdistan dennoch 
«Mpricht oder gar aufschreibt und — 
te wetoher Weis» auch immer — verbf- 
fezäßoht, muß mit empfindliohen Qe- 
«gyifeeli »lau rechnen. So wurde auch 
Ttife Sohtumbarger nach Paragraph 
i®.d« Wridaohen Strafgeettztauches 
eagskfegt, dar zum Beiepiei für dto 
MaMaung dec tOrWaohen Nationalgo-

Demonstration zum 
Jahrestag von Conny’s Tod

Göttingen. 8000 haben nach Angaben 
des Juzi-Antifa-Plenums am 17.11. in 
Göttingen zum Jahrestag des Todes von 
Conny demonstriert. Die Demonstration 
forderte die Wiederaufnahme des Ver­
fahrens, die Auflösung des Zivilen Strei­
fenkommandos der Polizei, die Einstel­
lung aller Verfahren gegen Antifaschi­
sten. Über Göttingen war ein Ausnah­
mezustand verhängt, wie er in den letz­
ten 20 Jahren ohne Beispiel ist. Den 
Autonomen wurde „Tötungsbereit­
schaft“ vorhergesagt. Den Schulen wur­
de freigestellt, schulfrei zu geben, Ge­
schäfte vernagelten die Scheiben, die 
Bevölkerung wurde aufgerufen, die In­
nenstadt zu meiden. Die Demonstration 
gestaltete sich durch mehrere Reihen 
Polizei rechts und links mehr zum Ge­
fangenentransport. Trotzdem nahmen 
viele teil, eine Isolierung der autonomen 
Antifaschisten gelang nicht. — (kek)

US-KdV-Organisationen 
wenden sich an GIs

Stuttgart. Das „Military Counseling 
Network“ hat sich zusammen mit der 
DFG/VK mit einem Flugblatt „You 
have the Right to leave the Army“ an die 
US-Truppen gewandt. Das Flugblatt 
regt die GIs zum Nachdenken an und er­
läutert die Rechtslage: „Ein Krieg braut 
sich im Persischen Golf zusammen. 
Viele der Szenarien, die Du geübt hast, 
werden Wirklichkeit. . . . Vielleicht 
denkst Du das erste Mal in Deinem 
Leben darüber nach, jemanden aktuell 
töten zu müssen. Vielleicht stellst Du dir 
folgende Fragen: Kann ich einen ande­
ren Menschen umbringen, nur weil er 
zum ,Feind' erklärt worden ist? Kann 
ich Befehlen Folgen leisten, auf zivile 
Ziele wie Schulen, Krankenhäuser oder 
Ölraffinerien zu schießen? Kann ich an 
einem Konflikt teilnehmen, der viel­
leicht durch den Gebrauch von chemi­
schen und / oder Atomwaffen dazu führt, 
daß Tausende, wenn nicht Millionen von 
Menschen getötet werden?“ (eig. 
Übers.) — (zem)

Kritik an Informationspflicht 
des neuen Ausländergesetzes

Hamburg. Der Hamburger Daten­
schutzbeauftragte hat Kritik an den Be­
stimmungen des neuen Ausländergeset­
zes geübt. Die ausländischen Mitbürger 
seien auf den Schutz ihrer persönlichen 
Daten besonders angewiesen, weil ihre 
„Lebensplanung“ in hohem Maße da­
von abhänge, welche Informationen die 
Verwaltung über sie erhält. Insbesonde­

re kritisierte er, „daß alle öffentlichen 
Stellen auf eigene Initiative die Auslän­
derbehörde unterrichten müssen, wenn 
sie von einem möglichen Ausweisungs­
grund erfahren“. Der Arbeitskreis Kin­
der- und Jugendarbeit forderte inzwi­
schen eine Dienstanweisung, die die öf­
fentlichen Stellen von der Informations­
verpflichtung entbindet. — (scc)

Golfkriegsvorbereitungen 
in Baden-Württemberg

Stuttgart. Seit zwei Monaten laufen in 
der I. Luftlandedivision (LLDiv) ver­
schiedene Vorbereitungen für den 
Kriegseinsatz im Irak. Die I. LLDiv um­
faßt die Luftlandebrigaden (LLBrig) in 
Calw, Nagold, Saarlouis, Leebach, 
Merzig, Iserlohn, Wildeshausen. In 
Sanitätskursen werden ausführlich die 
Folgen des Einsatzes chemischer Waf­
fen behandelt, die mit Unterstützung 
zahlreicher BRD-Firmen hergestellt 
werden. Da den Giftgasgranaten Blau­
säure beigemischt wird, welche die 
Atemschutzmaske zerfrißt, gibt es für 
die Soldaten keine Überlebenschance. 
Ihnen wird beiläufig empfohlen, sich in 
einem solchen Fall sofort die Kugel zu 
geben. Teile der Fallschirmjägerbatail­
lone (die sog. Key-Companies) werden 
Anfang Januar 1991 zu einem Großma­
növer in die Türkei verlegt. Bei einem 
Krieg im Grenzgebiet des Irak ist im 
nachhinein schwer festzustellen, ob die 
Bundeswehreinheiten sich noch im Rah­
men des vom GG gezogenen Aktionsra­
dius bewegt haben oder nicht. Teile des 
Fallschirmspringerkaders sind geradezu 
geil auf einen Einsatz im Golfgebiet. Sie 
stellen sich die Sache als kurzes Aben­
teuer vor und glauben, den irakischen 
Truppen bzgl. der technischen Ausrü­
stung und dem Ausbildungsstand haus­
hoch überlegen zu sein und einen ent­
hauptenden Erstschlag landen zu kön­
nen. Gegenteilig die Stimmung bei den 
W 12ern, die fürchten, in einen Kriegs­
einsatz am Golf — v.a. nach dem UN-Si- 
cherheitsbeschluß vom 29.11. —
hineingezogen zu werden. Es kommt 
deshalb vereinzelt zu Kriegsdienstver­
weigerungen und zur Verweigerung von 
Springerübungen, um nicht kriegsein­
satzfähig zu werden. — (sim)

Stuttgart. „Er wird für die Wüste geimpft" und „Fußlahm in den Golfkrieg" schreibt 
die Stuttgarter Zeitung am 22.11.90 unter diese Bilder. Es folgt eine fast lustige Dar­
stellung, wie Soldaten Testamente erstellen, Lebensversicherungen abschließen 
usw. Die Kriegsvorbereitungen werden derzeit in den bürgerlichen Blättern als nor­
mal, der Krieg selbst als notwendig und als Abenteuer geschildert. — (evo)

Skin-Terror in Burgdorf, 
reaktionäre Rechnung scheiterte 
Burgdorf. Seit Monaten randalieren 
Skin-Head-Banden in Burgdorf und 
greifen vorzugsweise auf Festen Linke 
und Ausländer an. Ein weiteres Ziel war 
das Jugendzentrum, wo sie gerade bei 
Rock-Konzerten Besucher terrorisier­
ten. Bei einem der letzten Konzerte wur­
den die Skins verprügelt. Die Stadtver­
waltung verbot bis auf weiteres Rock- 
Konzerte im Haus der Jugend. Darauf­
hin wurde von verschiedenen antifaschi­
stischen Initiativen eine Demonstration 
in Burgdorf gegen den Skin-Head-Ter- 
ror und für eine selbstbestimmte Jugend­
arbeit organisiert. Die Demonstration 
wurde ein großer Erfolg, die von den 
konservativen Kräften gewünschten 
Auseinandersetzungen blieben aus. Die 
Stadtverwaltung bot daraufhin Gesprä­
che mit dem Ziel der Wiederaufnahme 
der Rockkonzerte an. — (a,b,c)

Alternativer Juristentag: 
Kritik der Freiheitsstrafe

Hannover. 250 Teilnehmer des Alter­
nativen Juristentages, u.a. von der AG 
Sozialdemokratischer Juristen, dem Re­
publikanischen Anwältlnnenverein, der 
AG Demokratie und Recht der Grünen, 
der Humanistischen Union organisiert, 
kritisierten in einer fast einmütig verab­
schiedeten Resolution die Freiheitsstrafe 
als „weder legitimierbare noch geeigne­
te Reaktion auf strafbares Verhalten“. 
Da sie Menschen zerstöre, müsse sie ab­
geschafft werden. Als ersten Schritt da­
hin forderten sie Abschaffung der le­
benslänglichen Freiheitsstrafe, der Si­
cherheitsverwahrung, Schließung aller 
Isolierstationen und -trakte, Wegfall der 
Mindeststrafen und mehr Möglichkeiten 
für Bewährungsstrafen. — (scc)

Kulturwochen „Gegen — Gewalt“ Gleiche Rechte — Wahlrecht
Großer Erfolg trotz Angriffen von Reaktion und Faschisten Aktionen gegen rassistischen Wahlkampf

Rotenburg/Wümme. „Alle demokratischen Kräfte müssen 
den Anfängen von Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus 
und Rassismus entgegentreten“, so begründete der Stadt­
rat die Kulturwochen „Gegen — Gewalt“. Unmittelbarer

Anlaß „waren die sehr konkret gewaltandrohenden Aktio­
nen der FAP und ihrer Sympathisanten in Rotenburg, das 
relativ gute Abschneiden der REPs bei der Europawahl“, 
heißt es in dem Aufruf.

Zu „Kunst und Aktionen gegen Rassis­
mus", von September bis November 90, 
trugen so verschiedene Organisationen 
und Einrichtungen bei, wie DFG/VK, 
Bundeswehr, amnesty international, Ro­
tenburger Anstalten, Volkshochschule, 
Künstler, Arbeitskreis Asyl, Jugendzen­
trum und kommerzielles Kino. Gegen 
die CDU beschlossen SPD, Grüne und 
der ehern. DKPler im Stadtrat die 
Schirmherrschaft und einen Zuschuß 
von 36000 Mark. Während der Bundes­
präsident noch alles Gute wünschte, for­
mierte sich die Reaktion.

Die Theatergruppe des Ratsgymna- 
siums durfte nicht in der eigenen Schule 
auftreten. Der Oberkreisdirektor wandte 
die Satzung an, die politische Veranstal­
tungen in kreiseigenen Räumen verbie­
tet. Der Stadtdirektor „vergaß“ die 30 
Veranstaltungen im städtischen Termin­
kalender zu veröffentlichen. Dem Kan­
tor der Stadtkirche wurde die Mitarbeit 
untersagt.

Der Sprecherin der Kulturwochen, ei­
ner SPD-Ratsfirau, wurden Hakenkreuze 
ans Haus geschmiert. „Grauwölfe“, 
örtliche Jung-Faschisten, standen mit 
Nazi-Fahne vor ihrem Haus herum. Mit 

Hitlergruß und Rufen wie, „wir wollen 
Gewalt“, versuchten sie, ein Theater­
stück über den Mord am oppositionellen 
Bischof in El Salvador, Öscar Römern 
zu stören. Sie schlugen mehrfach Schü­
ler zusammen und besuchten die Redak­
tion der Rotenburger Rundschau, um zu 
erfahren, wer in der Zeitung gegen sie 
geschrieben hatte.

Wegen ihrer Androhungen wurde das 
Theater der Gymnasiasten „Von der 
Weimarer Republik zum Nationalsozia­
lismus“ polizeilich geschützt.

Die REPs wollten nicht im Aufruf zu 
den Kulturwochen mit der FAP in einen 
Topf geworfen werden. Sie terrorisier­
ten die Sprecherin von „Gegen-Gewalt“ 
telefonisch, forderten von ihr eine Reha- 
bilitieningserklärung und drohten mit 
einer Strafanzeige.

CDU-Kreise polemisierten dagegen, 
daß zur Eröffnung der Kulturwochen 
300 Menschen für etwa tausend Mark 
aus der Stadtkasse türkischer und viet­
namesischer Imbiß gereicht wurde. Ih­
nen wurde geantwortet, daß sie sich 
wohl nicht so billig abspeisen lassen 
würden.

Daß ausgerechnet der sozialistische 

Ratsherr und ehemalige DKPler mit wei­
teren Genossen zum Thema „Ein Roten­
burger Mahnmal für die Opfer des Na­
tionalsozialismus. Wer waren die Op­
fer?“ vortrug — und das obendrein am 
9. November — rief den besonderen 
Haß der Rotenburger Kreiszeitung (RK) 
hervor.

CDU und Rotenburger Kreiszeitung 
waren ohnehin der Meinung, daß die 
Kulturwochen sich besser mit „Mord, 
Folter und Unfreiheit“ des SED- 
Regimes beschäftigen sollten. Während 
sich überregionale Medien der Kultur­
wochen annahmen, betrieb die Roten­
burger Kreiszeitung einen weitgehenden 
Boykott.

Nahezu alle Veranstaltungen waren 
gut besucht. So die Ausstellung der Bun­
deswehr zum militärischen Widerstand 
gegen Hitler oder die Bilder von ehemals 
verfolgten Behinderten. In den Kultur­
wochen wurde das rassistische Auslän­
dergesetz angegriffen, forderten Chri­
sten die Verteidigung des Asylrechts, 
wurde das Verhältnis von Frauen- und 
Fremdenfeindlichkeit diskutiert und die 
neue Verpackung des Rassismus der 
Neuen Rechten vorgestellt. — (ebn) 

Berlin. Am 1. Dezember demonstrier­
ten rund 1500 Menschen gegen die ras­
sistische Wahlkampagne, für gleiche 
Rechte, einschließlich Wahlrecht und 
gegen das Ausländergesetz. Ein Bündnis 
antifaschistischer Gruppen und Auslän­
derorganisationen hatte aufgerufen. Er­
neut richtete sich der polizeiliche Ein­
satz auf Provokationen (Spalier, ständi­
ges Fotografieren, Versuche einzele 
Leute aus den Reihen zu holen). Das ge­
schlossene Vorgehen der Demonstration 
verhinderte, daß Innensenator Pätzold 
erneut mit Knüppelorgien sein Buhlen 
um rechte Wähler fortsetzen konnte. Bei 
mehreren Kundgebungen in Kreuzberg 
und Neukölln erreichten die Beiträge 
gegen Asylverhinderung, gegen das 
Ausländergesetz und das Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts viele Menschen.

In der Woche vorher waren über 5000 
Plakate verklebt worden. CDU- und 
REP- Wahlständer hatten eine andere 
Aussage bekommen. Über 20000 Flug­
blätter waren an Ständen und Verteil­
aktionen in der Stadt verbreitet worden. 
Eine Veranstaltung mit 30 Teilnehmern 
befaßte sich mit dem Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts.

Das Bündnis richtete sich gegen den 
REP- und CDU-Wahlkampf, der extrem 
gegen die ausländische Bevölkerung 
gerichtet war. Ausländer wurden in den 
Zusammenhang von Kriminalität 

(„Ausländische Straftäter, Drogenhan­
del, Jugendbanden, Schwarzarbeit, 
Asylmißbrauch“) gerückt.

Bei den Republikanern strotzte die 
Wahlwerbung von Ausländerhetze 
(„Hilfe, die Polen kommen“). Sie ver­
breiteten zu ihrer Hetze u.a. das (Feind ) 
Bild eines türkischen Antifaschisten, 
aufgenommen bei einer REP-Gegende- 
monstration. Mit einem Zwangsgeld 
von 500000 DM bekamen sie dies ge­
richtlich untersagt. Ihr Fernseh-Wahl- 
spot war erneut mit „Spiel mir das Lied 
vom Tod“ unterlegt. Gezeigt wurden 
bettelnde Roma im Zusammenhang mit 
der Entleerung zweier Mülltonnen. 
„SOS-Rassismus“ stellte Anzeige we­
gen Volksverhetzung, weil der Spot 
Flüchtlinge verächtlich macht, unter­
stellt werde: „Sie sind Dreck und gehö­
ren in den Müllwagen.“

In der aufgeheizten Stimmung werden 
immer öfter nichtdeutsche Einwohner 
angegriffen. Bei einem Vorfell wurde 
ein aufgehetzter Ostberliner Jugend­
licher durch einen Messerstich tödlich 
verletzt. Die Republikaner bezeichneten 
ihn als ihr Mitglied. Die Anheizer von 
gewalttätigen Angriffen versuchen jetzt, 
aus dem Toten Kapital zu schlagen. In 
einer Abgeordnetenhaussitzung erschie­
nen sie mit schwarzen Armbinden und 
versuchten, eine Schweigeminute 
durchzusetzen.— (ani)
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Wieder wurde Geld verschenkt!
Tarifabschluß bei den Banken unbefriedigend

Druck auf kranke Arbeiter
Personalabbau beim Hamburger Aluminiumwerk beabsichtigt

Frankfurt. Aus dem bunten Strauß der 
Gewerkschaftsforderungen suchten sich 
die Bankarbeitgeber wie im Vorjahr die­
jenigen heraus, die ihren Geschäftsbe­
dürfnissen entsprachen sowie diejeni­
gen, wo sie echten Druck von Beschäf­
tigtengruppen verspürten. Dies war zum 
einen die prozentuale Lohnforderung.

Hier endete die Tarifrunde mit sechs 
Prozent, für den Mindestbetrag wurde 
von Seiten der HBV überhaupt nicht 
mehr verhandelt, geschweige denn dafür 
öffentlich mobilisiert. Auch für die Aus­
zubildenden gab es keine Festbeträge. 
Der Mindestbetrag von DM 300 ist da­
mit allein für die Tarifgruppe 9 durchge­
setzt.

Daß öffentlich bekundete Forderun­
gen von Beschäftigtengruppen auch zu 
tariflichen Teilerfolgen führen können, 
beweist die Erhöhung der Schichtzula­
gen im 3- bzw. 2-Schichtbetrieb auf 475 
DM (bisher 380 DM) und 220 DM (bis­
her 170 DM). Die HBV Fachgruppe 
Frankfurt sammelte noch innerhalb ei­
ner Woche die Unterschriften fast aller 
in Frankfurter Großrechenzentren Be­
schäftigten für diese Tarifforderung.

Die Laufzeit des Tarifvertrages be­
trägt 14 Monate bis zum 31.12.1991. 
Zum Ausgleich dafür gibt es im Novem­
ber und Dezember 1990 jeweils noch 
250 DM für alle. Dies darf aber nicht als 
Zugeständnis der Arbeitgeber an die 

Mindestforderung gewertet werden, 
sondern als Arbeitserleichterung für die 
Personalabteilungen. Mit der verlänger­
ten Laufzeit schaffen sich die Arbeitge­
ber zudem das Problem vom Hals, kurz 
vor Jahresende Änderungen in der 
Lohnbuchhaltung durchführen zu müs­
sen, und können in Zukunft gemütlich in 
den Januar hinein verhandeln.

Der Anspruch auf Vorruhestand wur­
de bis Ende 1993 verlängert. Dies 
kommt den Rationalisierungsabsichten 
der Banken zwecks Schaffung olympia­
reifer Mannschaften entgegen.

Ohne jeglichen Widerstand von HBV 
wurde der Geltungsbereich der Bankta­
rifverträge auf das Gebiet der Bundesre­
publik und Westberlins in den Grenzen 
vor dem 3.10.1990 beschränkt.

Dies straft diejenigen Lügen, die sich 
von einem Anschluß der Gewerkschaf­
ten aus dem ostdeutschen Kolonialgebiet 
an die westdeutsche HBV eine Stärkung 
der dortigen Gewerkschaftsbewegung 
erhofft hatten. HBV unterstrich in der 
ersten Verhandlungsrunde am 12. 10. 
„die Wichtigkeit, die Einkommens- und 
Arbeitsbedingungen für die Bankange­
stellten in den neuen fünf Bundesländern 
möglichst zügig an die in der bisherigen 
BRD üblichen anzupassen.“ (Protokoll 
der ersten Verhandlungsrunde). Eine 
Forderung zu diesem Thema wurde aber 
nicht gestellt.— (gst)

Hamburg. Seit Jahren führt der Betriebsrat im Hamburger 
Aluminiumwerk eine Auseinandersetzung mit der Ge­
schäftsführung, um die Entlassung kranker Arbeiter zu 
verhindern. Jetzt hat die Geschäftsführung einen neuen

Vorstoß unternommen. Personalabbau soll durch Senkung 
des Krankenstandes durchgesetzt werden. Einen im „euro­
päischen Maßstab“ vergleichbaren Krankenstand will 
HAW durchsetzen.

Auf der Betriebsversammlung Anfang 
Oktober dieses Jahres erklärt der Ge­
schäftsführer der Belegschaft, der hohe 
Krankenstand gefährde den Bestand des 
Unternehmens. Wenn HAW in der euro­
päischen Konkurrenz bestehen wolle, 
müsse auch der Krankenstand im euro­
päischen Maßstab vergleichbar sein. 
Hinter diesem offen vorgetragenen An­
griff, der sich bemüht, die Belegschaft in 
Kranke und Gesunde zu spalten, steht 
die Absicht, Personalabbau zu betrei­
ben. Die Geschäftsführung von HAW 
rechnet wie jedes Unternehmen: Kön­
nen die Fehlzeiten um eine bestimmte 
Quote gesenkt werden, dann kann um 
diese Quote auch der Personalstand ge­
senkt werden.

Es gibt gegenwärtig keine Anzeichen, 
daß die Belegschaft sich spalten ließe. 
Zu offensichtlich ist, daß der Kranken­
stand mit den Arbeitsbedingungen zu­
sammenhängt: Kontischichtarbeit, Bela­
stungen durch Staub und Hitze vor al­
lem. Unter diesen Bedingungen arbeiten 
viele nun schon seit 15 Jahren. Ein Blick 
auf die Altersstruktur zeigt, daß viele 
Arbeiter über 45 Jahre alt sind. Es ist al­
len klar, daß man krank werden muß, 

wenn man in diesem Alter Tag für Tag 
diesen Arbeitsbedingungen unterworfen 
ist. Und sei es nur, weil einfach die Kraft 
fehlt.

Doch die Auseinandersetzung ist nicht 
einfach. HAW ist fest entschlossen, den 
Personalstand zu senken. Fieberhaft ar­
beitet die Geschäftsführung an der 
Durchführung eines Investitionspro­
gramms, daß die Energiekosten senken 
und gleichzeitig die Produktion erhöhen 
soll. 1995 stehen der HAW neue Strom­
preise bevor. Der Strompreisvertrag mit 
der HEW läuft nach 20jähriger Laufzeit 
aus. Die Extraprofite aufgrund des ver­
gleichsweise sehr niedrigen Stromprei­
ses (2,7 Pf/KWh) drohen dahinzu­
schmelzen. Dies will HAW durch bruta­
le Senkung des Krankenstands z. T. wie­
der reinholen. Senkung des Kranken­
stands kann aber nur heißen: Entlassung 
von kranken Arbeitern und Verschär­
fung des Drucks auf die Belegschaft. 
Dies soll mit der Drohung erreicht wer­
den, daß die Existenz des Betriebes 1995 
auf dem Spiel stünde, wenn der Kran­
kenstand nicht sinkt.

Arbeitsbedingungen, die der Arbeiter 
auch bis zum Rentenalter durchhalten 

kann und dann auch noch einige Jahre 
lebt — dieses einfache menschliche Er­
fordernis tritt den Ansprüchen der west 
deutschen Konzerne an die menschliche 
Arbeitskraft immer schärfer entgegen 
Es kann in den betrieblichen Auseinan­
dersetzungen mit den Mitteln des Be­
triebsrats gar nicht vollständig verteidigt 
oder durchgesetzt werden. Dennoch 
müssen Belegschaften und ihre Betriebs­
räte diese Auseinandersetzungen auf­
nehmen und auch dafür sorgen, daß die 
Forderungen öffentlich erhoben wer­
den.

Jetzt im Dezember führt HAW vor 
dem Arbeitsgericht einen Prozeß gegen 
den Betriebsrat. Das Unternehmen will 
durchsetzen, daß wieder sogenannte 
„Krankengespräche“ geführt werden 
dürfen. Der Betriebsrat hatte in einer 
Einigungsstelle durchgesetzt, daß diese 
Art Gespräche untersagt sind. Es dürfen 
lediglich Untersuchungen des Betriebs­
arztes durchgeführt werden. HAW will 
die „Krankengspräche“, um Druck aus­
üben zu können. Am 17. Dezember ist 
der erste Termin vor dem Arbeitsge­
richt. Es wird mit Sicherheit eine öffent­
liche Auseinandersetzung. — (güt)

IG-Medien-Mitglieder gegen 
Golfkrieg und Vorbereitungen

Stuttgart. Am 27.11.1990 beschloß die 
Mitgliederversammlung IG Medien ein­
stimmig: „Die Mitgliederversammlung 
sieht mit großer Sorge Bestrebungen, 
die Verfassung abzuändern, um welt­
weite Einsätze von Soldaten der Bundes­
wehr zu ermöglichen. — Wir wenden 
uns gegen alle Versuche, deutsche Sol­
daten in einem Krieg im Nahen Osten 
und in der Golfregion einzusetzen und 
lehnen auch alle Vorbereitungen dazu 
ab. — Aus Sorge um den Erhalt des Frie­
dens appellieren wir an die Soldaten und 
Rekruten der Bundeswehr: Wenn Ihr 
den Befehl bekommt, in einen Krieg ir­
gendwo auf der Welt zu gehen, dann sagt 
nein und verweigert den Wehrdienst.“ 
Eine Unterstützung der Grünen gegen 
die staatliche Verfolgung wegen Aufrufs 
zur Fahnenflucht fand keine Mehrheit.
- (ulk)

Kurzzeitbeschäftigung 
von Nicht-EG-Bürgern 

Karlsruhe. Ab Januar 1991 kann das 
Hotel- und Gaststättengewerbe nach ei­
ner neuen Rechtsverordnung Arbeits­
verträge über drei Monate mit ausländi­
schen Arbeitskräften aus Nicht-EG- 
Staaten abschließen. Dies teilte die Bun­
desregierung auf eine parlamentarische 
Anfrage des Baden-Badener FDP-MdB 
Feldmann mit. In Baden-Württ. will der 
Hotel- und Gaststättenverband 15000 
bis 25000 dieser Verträge abschließen, 
allein in Karlsruhe 700. Der Verband 
fordert Saisonarbeitsverträge ähnlich 
dem „Schweizer Modell“ für sechs, 
besser sieben Monate, die Beschleuni­
gung der Visa-Erteilung und die Be­
schäftigungserlaubnis von Asylbewer­
bern. — (rub)

Stuttgart. Für die Umsetzung der 36-Stundenwoche ab 1. April 1993 hat die Bosch- 
Geschäftsführung Arbeitskreise eingerichtet. Die erste Schicht am Samstag dürfe 
kein Tabu mehr sein. Zwei mal Neun-Stunden-Schichten sollen in der Fertigung Ein­
zug halten. Schranken wie das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen würden neue 
Schicht-Rhythmen erfordern. Bild: „Frauenarbeit“ Scheinwerfermontage. — (rkw)

Uberstundenkampagne 
bei der Jungheinrich AG

Hamburg. Der Umzug der Fertigungs­
linie der Gabelstapler-Großgeräte ETX 
in diesem Sommer von Norderstedt nach 
Hamburg-Wandsbek hat zu erheblichen 
Lieferrückständen geführt, die nach 
Meinung der Firma im normalen Zeit­
rahmen nicht mehr aufzuarbeiten waren. 
Nun hatten es die Betriebsräte von Jung­
heinrich in den vergangen zwei Jahren 
gerade geschafft, den Überstunden­
durchschnitt auf 1,5 bis 2 Prozent einzu­
regulieren. Daher berief der BR für die­
sen Ausnahmefall eine Abteilungsver­
sammlung in der Fertigung ein. Dort 
wurden die Grundsätze folgender Ver­
einbarung zwischen Vorstand und Be­
triebsrat festgelegt: Der Betriebsrat 
stimmt einer Uberstundenkampagne bis 
Januar 1991 mit maximal 40 freiwilligen 
Überstunden pro Mitarbeiter (maximal 
zwei Überstunden pro Tag) jeweils für 
die Monate November, Dezember und 
Januar 1991 zu. In diesem Überstunden­
volumen sind je zwei Samstage enthal­
ten. Die Beschäftigten können tarif­
gemäß sechs Monate lang Freizeitaus­
gleich für die geleistete Mehrarbeit neh­
men. Zuzüglich zu den geleisteten Über­
stunden werden 20 Prozent der Stunden­
zahl als Aufwandsstunden, die mit 
einem Zuschlag von 50 Prozent vergütet 
werden, bezahlt. Jeder, der zur Sam­
stagsschicht antritt, erhält DM 150- 
brutto, davon werden DM 100- bar bei 
Schichtbeginn ausgezahlt. Die abzuar­
beitenden Fahrzeuge werden mit Kun­
dennummer, letztmöglichem Lieferter­
min und dem Betrag der angedrohten 
Konventionalstrafe aufgelistet. Ab Fe­
bruar 1991 wird der Betriebsrat keinen 
Überstunden wegen Umzug und Liefer­
verzügen zustimmen. — (hei)

IG Chemie protestiert 
gegen den DEA-Erlaß

Köln. Die Betriebsführung des DEA- 
Mineralölkonzems hat einen „internen 
Erlaß“ über die Pflichten der Beschäf­
tigten herausgegeben. Dazu soll nicht 
nur gehören, die im Arbeitsvertrag fest­
gelegten Tätigkeiten ordentlich zu erfül­
len, sondern die Leute, die bei der DEA 
arbeiten, sollen zu faschistoiden Spitzel­
diensten verpflichtet werden: „Jeder 
Mitarbeiter ist verpflichtet, vermutete 
Unregelmäßigkeiten unverzüglich sei­
nem unmittelbaren Vorgesetzten oder 
einem Vorgesetzten seines Vertrauens 
zu melden.“ Zu den zu meldenden, ver­
muteten „Unregelmäßigkeiten“ sollen 
u.a. gehören: „die Schlechterfüllung 
vertraglicher Pflichten“, „das Ver­
schweigen eindeutiger Verdachtsmo­
mente“ und die „Verletzung der Gehor­
samspflicht". Die IG Chemie lehnt dies 
ab. im Kölner DEA-Werk fanden Pro­
testversammlungen statt. — (uld)

IGM Vertrauenskörper Grau 
für 300 DM Festgeld

Heidelberg. Der IGM-Vertrauenskör- 
per Grau hat am 30.11.90 folgenden Ta­
rifforderungsvorschlag beschlossen: 
„1. Erhöhung der tariflichen Monats­
löhne und Tarifgehälter um einheitlich 
300 DM! 2. Anhebung der Ausbil­
dungsvergütungen um 300 DM bzw. 
den Betrag der Ecklohngruppe VI! 3. 
Laufzeit: Zwölf Monate! Erläuterun­
gen: Die amtliche Preissteigerungsrate 
lag im Oktober in Bd.-Wttbg. bei 3,7%. 
1989 waren bereits 1,2 Mio. bundes­
deutsche Haushalte überschuldet ... 
300 DM als Festbetrag entspricht im Vo­
lumen einer Prozentforderung von 
9,6%. Die Verteilung erfolgt hier am 
gerechtesten und der Einkommenssprei- 
zung wird am ehesten entgegengewirkt. 
Auch eine mögliche Strukturforderung 
von z.B. 200 DM festem Sockelbetrag 
plus 3 % würde unsere Unterstützung 
finden .. .“ Die Ortsverwaltung hat sich 
am 3.12. geeinigt, der Delegiertenkon­
ferenz am 5.12. als Forderung 230 DM 
+ 3 % vorzuschlagen. — (aro, has)

Resolution gegen den Golfkrieg 
der HBV-Delegiertenkonferenz

München. Auf der Delegiertenkonfe­
renz am 28.11. wurde auch ein Initiativ­
antrag zur Kriegsvorbereitung am Golf 
verabschiedet: „. . . Die BRD, die Mili­
tärs und das Verteidigungsministerium 
betonen ihre „Bündnispflichten“. Das 
Grundgesetz soll so geändert werden, 
daß Bundeswehrsoldaten weltweit ein­
gesetzt werden können . . . Wir wollen 
eine friedliche Lösung des Konflikts im 
Interesse aller beteiligten Völker . . . 
Wir wollen: — kein militärisches Ein­
greifen am Golf, — keine deutschen 
Soldaten in die Türkei und an den Golf,
— keine Ausweitung des Einsatzberei­
ches von NATO und Bundeswehr,
— keine Änderung der Verfassung.“
— (dar)

Hannover als Europa-Region
Die Industrie- und Handelskammer macht mobil

Hannover. Kaum ist der Anschluß der 
ehemaligen DDR vollzogen, meldet sich 
die Industrie- und Handelskammer zu 
Wort und stellt ihre wirtschaftspoliti­
schen Forderungen an die Landesregie­
rung. „Neben der Beseitigung von 
Hemmnissen in Ostdeutschland muß 
aber auch die Landesregierung den Weg 
freimachen“, heißt es in einem Papier 
der IHK: „Die Europa-Region Hanno­
ver im vereinten Deutschland“. Wir 
wollen die Leser im folgenden über die 
Forderungen der in der Industrie- und 
Handelskammer vereinigten Kapitali­
sten aufklären, sowie Anhaltspunkte 
bieten, welche Auswirkungen ihre 
Durchsetzung auf die arbeitende Bevöl­
kerung hätte. Man darf dabei nicht aus 
den Augen verlieren, daß diese Forde­
rungen die SPD/GRÜNE-Regierung 
unter Druck setzen werden, da sie zum 
Teil deutlich gegen erklärte Wahlaussa­
gen und Teile des Regierungspro­
gramms gesetzt sind.

Ausbau des Schienen-Verkehrs hat 
sich die SPD/GRÜNE-Regierung auf 
die Fahnen geschrieben. Die IHK hält 
dagegen: „Wie sollen z.B. Güter von 
Halle nach Holzminden mit zeitlich en­
gen Just-in-Time-Vorgaben auf der 
Schiene transportiert werden? Wie sol­
len gefährliche Güter in Kesselwagen 
abseits der Hauptstrecken transportiert 
werden, wenn Bahnlinien stillgelegt 
werden?“ Und weiter: „Die Kammer 
vermißt ein in sich geschlossenes Ver- 
kehrskonzept des Landes. Mit der politi­
schen Wwgabe einer einseitigen Förde­
rung des Schienenverkehrs lassen sich 
die starken Vterkehrsströme nicht bewäl­
tigen ...“ Die Forderungen, die die 
Kammer erhebt, sind deswegen: Schlie­
ßung der Autobahnlücke Halle - Magde­
burg, Bau einer vierspurigen Fernstraße 
von Holzminden über Seesen, Nordhau­
sen nach Halle sowie nach Fhderbom, 
vierspuriger Ausbau der B 6 zwischen 
Neustadt und Nienburg, der B 217 Han­
nover - Hameln und die Anbindung 
Holzmindens.

Die Gründe für diese Forderungen 
sind oben genannt: Just-in-Time Pro­
duktion. Transport gefährlicher Güter. 
Verlagerung des Ersatzteillagers auf die 
Straße (VW, Conti) und flexiblere sowie 
schlechter zu kontrollierende Abfellbe­
seitigung: Das ist es also, was das Kapi- 
talisten-Herz bewegt und wofür „vier­
spurige Feinstraßen“ nach Osten und 
Westen gebaut werden sollen. Das ist es 
auch, was jährlich tausende von Men­
schenleben auf den Feinstraßen kostet 
und wofür Erholungslandschaften geop­
fert werden. Umweltschutz hat sich die 
,,rot“-grüne Regierung auf die Fahnen 
geschrieben. Die IHK hält dagegen: 
„Umwelt und Abfellentsorgung von 
ideologischem Ballast befreien! Auch 
die niedersächsische Umweltpolitik 
muß zur Kenntnis nehmen, daß Nieder­

sachsen keine Insel der Glückseligkeit 
werden kann. Es ist kontraproduktiv, 
den Betrieben in Niedersachsen die Ab­
fellentsorgung und den Kommunen die 
vernünftige Müllentsorgung zu verweh­
ren. Man zwingt damit nur zur Produk­
tionsverlagerung an Standorte, an denen 
Umweltpolitik sich nicht an der Ideolo­
gie ausrichtet.“

Konsequent fordert die Kammer die 
Müllvetbrennung von Haus-, Gewerbe- 
und Sonderabfellen, die die Landesre­
gierung bisher ablehnt, den Ausbau der 
Abfiallentsorgung im Bereich der Nukle­
artechnologie sowie eine klare Aussage 
zur Deckung des künftigen Energiebe­
darfs ohne die „schwärmerische Befür­
wortung der Wind- oder Sonnenenergie 
als Alternative“. Man mag - zu Recht • 
nicht viel von sozialdemokratischer 
Umweltpolitik halten, jedoch wirft die­
ser Passus aus dem Rapier der IHK ein 
noch deutlicheres Licht auf die Men­
schenverachtung. mit der sich die nie­
dersächsische Wirtschaft an die Durch­
setzung ihrer Interessen macht. Denn 
den Widerspruch zwischen wirtschaftli­
chen Interessen der Kapitalisten einer­
seits und dem Recht auf integre Lebens­
bedingungen der Werktätigen anderer­
seits in die obige Formel von der „Insel 
der Glückseligkeit“ zu fassen, ist in sei­
ner Menschenverachtung auf demselben 
Niveau, wie der Ausspruch eines be­
kannten NS-Generals: „Hunde, wollt 
ihr ewig leben?“ Denn die Häufung von 
Leukämie-Fällen in der Nähe der Depo­
nie Münchehagen sind nicht zu überse­
hen. Des weiteren spricht sich die Kee­
mer für einen Abbau von Subvention 
im Bereich der Landwirtschaft, der Koh­
le und der Werften aus. Die hierbei ge­
sparten Steuermittel sollen einmal ar 
Finanzierung der Reform der UnSenwb- 
menssteuem dienen (diese sollen näm­
lich ab 91 /92 gesenkt werden, und das 
ist auch der Grund, warum sich CDU/ 
FDP gegen eine generelle Steuererhö- 
hung aussprechen). Originalton der 
Kammer: „Ein Verzicht auf die Reform 
der Unternehmenssteuern kommt indes 
nicht in Frage, weil das gerade der ver­
kehrte Weg ist. macht doch erst efoe 
Senkung der U nternehmenssteuer Mihel 
für die von allen gewünschten Investitio­
nen frei.“ Zum anderen zur Anschabfi 
nanzierung für Wagnisse in der ebemah- 
gen DDR. Die Kammer macht teer 
Druck auf die Landesregierung and 
möchte deren Zustimmung zur Einfih- 
rung einer Maut-Gebühr, die vor alles 
die Werktätigen finanzieren werden.

Alles in allem ist das Papier der Kam­
mer ein Aufruf zu hemmungsloser 
Marktwirtschaft und steht in vielen 
Punkten in erklärtem Gegensatz zu for­
mulierten Grundsätzen der Landesregie­
rung. Man wird sehen, wie diese sich 
hierbei bewegt und welche Interessen » 
wirklich wahrnimmt. — (abc)
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Hannover. 250 Wohnungslose demonstrierten Anfang November durch die hanno- 
verache Innenstadt, um auf ihre hoffnungslose Lage aufmerksam zu machen. In der 
Nacht vom 5. auf den 6. November erfror der Wohnungslose Nils K. bei einer Tempe­
ratur von minus zwei Grad in der Eilenriede. 12000 Wohnungssuchende gibt es in 
Hannover, 400 Leute übernachten ständig auf der Straße, die Notunterkünfte sind 
hoffnungslos überfüllt und unzumutbar. Am 16.11. besetzten Wohnungslose ein leer­
stehendes Haus in der Elisenstraße. Die Stadt droht mit Räumung. — (rec)
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Aus Ländern und Gemeinden

Gesetzentwurf der Grünen 
NRW zum Ausländerwahlrecht

Köln. Am 16.10. brachten die Grünen 
einen Gesetzentwurf zum kommunalen 
Ausländerwahlrecht in den Landtag ein. 
Der Entwurf sieht ein aktives und passi­
ves kommunales Wahlrecht für Auslän­
derinnen und Ausländer vor, die seit drei 
Jahren in der BRD leben und orientiert 
sich dabei an anderen europäischen Län­
dern, die ein solches Wahlrecht seit Jah­
ren praktizieren. Da aufgrund des Ur­
teils des Bundesverfassungsgerichts bei 
der ersten Lesung im November die Ge­
fahr bestand, daß der Gesetzentwurf ab­
gelehnt wurde ohne inhaltliche Debatte, 
zogen die Grünen ihn zurück. Verab­
schiedet wurde von SPD und Grünen ein 
Antrag, der Erleichterungen beim Er­
werb der deutschen Staatsbürgerschaft 
fordert und eine Bundesratsinitiative zur 
Grundgesetzänderung. — (u.b.)

Untersuchungsausschuß 
über MBB-Geschäfte?

München. Die bayerische FDP fordert 
wegen der „mutmaßlichen Verwicklung 
von MBB“ in die Giftgasproduktion des 
Irak die Einrichtung eines parlamentari­
schen Untersuchungsausschusses. Die 
Begründung des Landesvorsitzenden 
Grünbeck: „Nach zuverlässigen Infor­
mationen sollen Tochtergesellschaften 
von MBB — man spricht von insgesamt 
80 — am Export von Know-how und 
Personal zur Giftgasproduktion in den 
Irak beteiligt gewesen sein.“ Außerdem 
will die FDP, daß der Freistaat seine Be­
teiligung von 17 Prozent an MBB ab­
stößt und sich generell nicht mehr an 
Rüstungsgeschäften beteiligt. — (chl)

Polizei löst Kundgebung 
kurdischer Kinder mit Gewalt auf
Nürnberg. Seit mehreren Wochen be­
finden sich Hunderte von Kurden in ver­
schiedenen Städten Europas im Hunger­
streik, um ihre Empörung und Trauer 
über die Suspendierung der Menschen­
rechte in Kurdistan kundzutun. Aus die­
sem Anlaß fand am 17. 11.90 in Nürn­
berg am Plärrer eine Solidaritätskund­
gebung von 20 kurdischen Kindern im 
Alter von 6-12 Jahren statt. Diese 
Kundgebung sollte darauf aufmerksam 
machen, daß auch Kinder Opfer des fort­
schreitenden Völkermordes in Kurdi­
stan sind. Nach kurzer Zeit schon trafen 
mehrere Funkstreifen ein, die den Ver­
kehr noch mehr behinderten als die Kin­
der. Die Kinder wurden von der Polizei 
befragt, fotografiert und angepöbelt, 
wenn sie nicht die richtige Antwort ga­
ben. Ein Student aus München, der die 
Polizeibeamten darauf hinweisen woll­
te, daß sich ihre Gewalt gegen Kinder 
richte und ein älterer Kurde, der bei den 
Umstehenden um Verständnis plädierte, 
wurden dabei angegriffen. Der Student, 
den der Einsatzleiter der Polizei wie von 
Sinnen gewürgt hatte, erlitt „nur“ Prel­
lungen und eine Gehirnerschütterung, 
der ältere Kurde liegt noch mit einem 
Herzinfarkt und einem gebrochenen 
Handgelenk auf der Intensivstation. Sol­
che Übergriffe verdeutlichen, auf was 
sich die Kurden in der BRD gefaßt ma­
chen können, wenn das neue Ausländer­
gesetz, eines der Gesetzespakete, die auf 
die Entmündigung kritisch denkender 
und handelnder Menschen in der BRD 
gerichtet ist, in Kraft tritt.
Ausführlicher Artikel in den Lokalberichten 
München Nr. 24 und den Antifaschistischen 
Nachrichten Nr. 25.— (jew)

Ein unmenschliches Gefängnisregime
Die Bundesanwaltschaft will Widerstand der Gefangenen mit allen Mitteln brechen

Auflösung des 
„Vertriebenen“ beirats I

Essen. Die Fraktion der Grünen hat in 
der letzten Ratssitzung die Auflösung 
des Kreisbeirates für „Vertriebenen“- 
fragen gefordert. Ein entsprechender 
Antrag wurde abgelehnt, von der Mehr­
heitspartei SPD aus formalen Gründen, 
da ein solcher Beirat für Landkreise und 
kreisfreie Städte gesetzlich vorgeschrie­
ben ist. ln det Begründung, für den An­
trag wies die GAL darauf hin, daß sich 
der Beirat fast ausschließlich mit der 
„Integration deutscher Übersiedler“ be­
faßt hat. Der Grenzvertrag mit der Re­
publik Polen müsse zur Folge haben, 
„daß Gremien aufgelöst werden, die 
rechtlich wie auch symbolisch einen Ge­
bietsanspruch auf ehemals deutsche Ge­
biete jenseits von Oder und Neisse re­
präsentieren.“ Die Versorgung von 
Flüchtlingen solle — „ungeachtet einer 
bestimmten Staats- oder Volkszugehö­
rigkeit“ — einem neu zu bildenden 
Flüchtlingsausschuß des Rates übertra­
gen werden, der u.a. vom Ausländerbei- 
rat beschickt wird. Möglichkeiten, den 
„Vertriebenen“beirat formal korrekt 
einzuschläfern und auf eine Änderung 
der gesetzlichen Lage hinzuwirken, 
wurden bisher nicht erörtert. — (wof)

GEW gegen Berufsverbotepraxis 
in der ehemaligen DDR

Karlsruhe. Die GEW-Kreisdelegierten- 
versammlung beschloß am 19.11.90: 
„Die KDV fordert den Landesvorstand 
auf, beim Bundesvorstand, bei den Kul- 
lusbehörden und den GEW-Gliederun- 
gen der ehemaligen DDR-Länder dafür 
einzutreten, daß es nicht zu einer neuen 
Welle und Neuauflage der Berufsverbo­
tepraxis, die sich auf den Ministerpräsi­
dentenbeschluß von 1972 beruft, 
kommt." In der Begründung des An­
trags heißt es: „Es sollte niemand auf­
grund seiner Zugehörigkeit zu einer po­
litischen Partei von der Ausübung seines 
Berufes ausgeschlossen sein.“ Die KDV 
verweist darauf, daß „Lehrer(innen) 
generell für ihre ehemalige SED-Zuge­
hörigkeit und/oder ihre PDS-Mitglied­
schaft abgestraft werden . . — (tua)

Steuern von Kapitalisten sinken, 
Gebühren für Müll steigen

Stuttgart. Der Gemeinderat der Stadt 
Stuttgart hatte im letzten Jahr eine 
Gewerbesteuererhöhung auf 430 Punkte 
beschlossen, die jetzt in Kraft tritt. Den­
noch bleiben die Einnahmen aus dieser 
Steuer weit hinter den Erwartungen zu­
rück. Die weitere Expansion von Daim­
ler-Benz (mehr Umsatz außerhalb Stutt­
garts), der geänderte Finanzausgleich 
zwischen den Kommunen und die erhöh­
te Abführung für den Fonds deutsche 
Einheit veranlaßten OB Rommel von 
einem Haushalt mit Risiken zu sprechen. 
Weitere Gewerbesteuererhöhungen 
lehnt die Mehrheitsfraktion von CDU 
und Freien Wählern ab. Auf der Einnah- 
menseite soll vor allem durch steigende 
Gebühren von den Lohnabhängigen­
haushalten ein Ausgleich geschaffen 
werden: 47 Millionen Mark sollen 
hauptsächlich durch um 15 bis 41 % stei­
gende Abgaben für Abfall und Abwasser 
aufkommen; auch die Gebühren für die 
städtische Kinderversorgung und die 
Mieten in städtischen Wohnungen sollen 
angehoben werden. Die Grünen, die 
zwar für die Besserstellung städtischer 
Beschäftigter eintreten, erheben hier­
gegen keinen Protest. — (alle)

Hamburg. Die vorhandene und durch 
die Unruhen manifestierte Unzufrieden­
heit der Gefangenen in den Fuhlsbütteler 
Strafanstalten bilde, so hatte der Senat 
der Bürgerschaft im Juli mitgeteilt, ein 
„ständiges Gefahrenpotential ... wenn 
darauf nicht entsprechend reagiert 
wird“. Ende Mai hatten, wir berichteten 
darüber, bis zu 250 Gefangene in der 
Anstalt II und ca. 50 in der Anstalt VIII 
gegen die Haftbedingungen rebelliert. 
Seither haben die Justizbehörden „ent­
sprechend reagiert“ und etliche Maß­
nahmen ergriffen, um des „Gefahrenpo­
tentials“ Herr zu werden:

24 Gefangene wurden, entgegen den 
Zusagen von Justizsenator Curilla, in 
andere Gefängnisse verlegt. Zahlreiche 
Gefangene wurden zeitweilig 23 Stun­
den am Tag isoliert, einigen sogar der 
Hofgang gestrichen. Die Besuche wur­
den erschwert, die Postkontrolle und 
-Zensur verschärft. Nach einer weiteren 
kurzen Rebellion im Oktober wurde in 
der Anstalt VIII der täglich mehrstündi­
ge Aufschluß auf eineinhalb Stunden alle 
drei Tage zusammengestrichen und da­
mit die Möglichkeit der Gefangenen, zu­
sammenzukommen, zu duschen oder 
andere notwendige Dinge zu erledigen.

Während die Unterdrückung der Un­
zufriedenen angezogen wurde, blieben 
die Ursachen der Unzufriedenheit unan­
getastet. Nach einigen ergebnislosen 
Zusammenkünften stellten die Justizbe­
hörden die verbindlich zugesagten Ge­
spräche mit Gefangenenvertretern ein. 
Keine einzige der von den Gefangenen 
erhobenen Forderungen — sei es gegen 
Isolationsmaßnahmen, nach besserem 
Essen, besserer ärztlicher Versorgung, 
besserer Bezahlung, gegen die besonde­
re Unterdrückung der Gefangenen aus­
ländischer Nationalität — wurde erfüllt.

Dabei kamen vor dem inzwischen ein­
berufenen Untersuchungsausschuß

Stuttgart. Die Diskussion um den schul­
freien Samstag hat sich in Baden-Würt­
temberg zu einer größeren gesellschafts­
politischen Diskussion entwickelt. Viele 
Fürsprecher des freien Samstags haben 
sich zu Wort gemeldet, so die großen 
Lehrerverbände, die Gewerkschaften, 
Teile der Kirchen, viele Eltern und 
natürlich die direkt Betroffenen, Schüler 
und Lehrer. Zunächst hatte es den An­
schein, daß auch die CDU mitzieht. Dies 
wäre ein Gewinn fürs Familienleben, 
meinte im Frühjahr noch die Staats­
sekretärin im Kultusministerium 
(CDU). Doch bald setzte in der CDU ein 
Meinungsumschwung ein. Der Landes­
elternbeirat, eine von der CDU be­
herrschte landesweite Eltemvertretung, 
setzte eine tendenziöse Umfrage an den 
Schulen in Gang. Vor Verteilung der 
Fragebögen sprach sich die Vorsitzende 
des LandeseiItembeirats, Frau Renate 
Heinisch (CDU), im Namen dieses Gre­
miums gegen den freien Samstag aus 
und in der Umfrage wurde mit mehr 
Nachmittagsunterricht gedroht.

Soviel Parteiliches mußte auf breite 
Kritik stoßen. In Stuttgart organisierte 

„Versagen im Hamburger Strafvoll­
zug“ auch die Anstaltsleiter nicht um­
hin, wenigstens einige katastrophale Zu­
stände zuzugeben, z.B. beim Essen und 
der medizinischen Versorgung. So ist 
für über 600 Gefangene in vier Anstalten 
nur stundenweise ein Arzt anwesend, 
zum Teil sogar nur zweimal in der Wo­
che ! Trotzdem konnte sich Justizsenator 
Curilla, im Ausschuß befragt, keinen 
anderen Grund für die Rebellion denken 
als — Nachahmung. Die Gefangenen 
hätten wohl Bilder von den Gefangenen­
aufständen in Großbritannien und Bul­
garien im Fernsehen gesehen, gab er zy­
nisch zu Protokoll, da hätte sich dann im 
Unterbewußtsein festgesetzt, „daß man 
so etwas ja auch mal machen könnte“.

Die Rebellion der Gefangenen hat 
Licht auf das soziale Elend geworfen, 
das die bürgerliche Gesellschaft in den 
Gefängnissen wegsperrt. Aus den Ant­
worten, die der Senat im Gefolge der 
Rebellion auf verschiedene Große An­
fragen gab, geht hervor:

Zwei Drittel der insgesamt knapp 
2400 Untersuchungs- und Strafgefange­
nen in Hamburg hat keinen Schulab­
schluß. Die Zahl der drogenabhängigen 
Gefangenen steigt sprunghaft an. Der 
Anteil der Gefangenen ausländischer 
Nationalität wächst seit Jahren konti­
nuierlich und hat inzwischen 27 % er­
reicht. Im Untersuchungsgefängnis liegt 
sie sogar bei fast 50%. Wer kann die 
Zusammenhänge übersehen ? Konkur­
renz und Unterdrückung stoßen Men­
schen aus der Gesellschaft aus, ermögli­
chen ihnen nicht, ein auskömmliches 
Leben zu führen, rauben ihnen von früh 
an jede Hoffnung. Der Senat bringt den 
hohen Anteil von Gefangenen ausländi­
scher Nationalität mit der wachsenden 
sogenannten Drogenkriminalität in Ver­
bindung. Einen Zusammenhang damit, 

Stimmung für samstags schulfrei
Gelingt es, den Widerstand der CDU zu brechen?

die Elternvertretung eine eigene Umfra­
ge. Ergebnis der landesweiten, tenden­
ziösen Umfrage, wobei viele Eltern aus 
Protest die Fragebögen nicht ausgefüllt 
hatten: Trotz aller Meinungsvorgaben 
sprachen sich 43,6 Prozent der Eltern 
für den freien Samstag aus, 56,4 Prozent 
für die Beibehaltung der geltenden Re­
gelung. Vor vier Jahren hatten sich 
landesweit noch 66 Prozent der Eltern 
für den Schulsamstag ausgesprochen. 
Ergebnis der alternativen Stuttgarter 
Umfrage: 65 Prozent der Eltern stimm­
ten für den schulfreien Samstag. Die 
19000 Stuttgarter Fragebögen sind 
allerdings bei der landesweiten Erhe­
bung nicht berücksichtigt worden. Und 
die Schüler selbst konnten in beiden Um­
fragen ihre Meinung nicht äußern.

Das Kultusministerium nahm das Um­
frageergebnis zum Anlaß, die Förde­
rung nach dem freien Samstag vom 
Tisch zu wischen. Der Unmut unter den 
Eltembeiräten über das parteiliche Vor­
gehen des Landeseltembeirates wuchs 
daraufhin: Die Arbeitsgemeinschaft 
Eltembeiräte an den Gymnasien Nord- 
württembergs setzte Renate Heinisch als 

daß Flüchtlingen in der BRD Arbeits­
verbot auferlegt und ihnen damit sogar 
die erbärmliche Freiheit des Lohnarbei­
ters genommen ist, sich ausbeuten zu 
lassen, um leben zu können, stellt er 
nicht her.

Das Gefängnis dann, wohin das sozia­
le Elend weggesperrt wird, ist, auch dar­
auf warf die Gefangenenrebellion ein 
grelles Licht, ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Ganz beiläufig teilt der 
Senat mit, daß die Einzelzellen, in die 
„gelegentlich“ auch zwei Gefangene 
eingesperrt werden, z.T. weniger als 10 
qm groß sind. Über 400 Gefangene sind 
zu mehr als vier in einer Zelle mit durch­
schnittlich 7 bis 9 qm pro Person. Die 
meisten Gefangenen arbeiten, und zwar 
in solchen Tätigkeiten, in denen sie 
außerhalb des Gefängnisses einen zum 
Leben halbwegs reichenden Lohn be­
kommen. Im Gefängnis bekommen sie 
dafür monatlich 195,11 DM, etwas wird 
an die Arbeitslosenversicherung über­
wiesen, rentenversichert sind sie nicht, 
so daß sie im Alter doppelt bestraft sind. 
Dazu das schlechte Essen, die mangeln­
de ärztliche Versorgung, unhygienische 
Zustände, die nach einem ausgeklügel­
ten System von Belohnen und Strafen 
verhängten Schikanen bis hin zu streng­
ster Isolation . . .

Vor wenigen Tagen wurde bekannt, 
daß nicht nur die Hamburger Staatsan­
waltschaft gegen die Gefangenen ermit­
telt. Die Bundesanwaltschaft hat sich 
eingeschaltet. Sie wittert in dem Ver­
such der Gefangenen, ihren Anspruch 
auf erträgliche und menschenwürdige 
Lebensbedingungen auch im Gefängnis 
kollektiv zu artikulieren und durchzuset­
zen: „Nötigung eines Verfassungsor­
gans“ nach § 105 StGB. Die Strafandro­
hung beträgt bis zu zehn Jahren Gefäng­
nis! — (scc)

Vorsitzende ab. Weshalb geht die CDU 
auf Konfrontation zu den Eltern?

Das Wirtschaftsministerium und das 
Sozialministerium drängen auf flexible­
re Arbeitszeiten. Die Industrie verlangt 
die Ausweitung der Maschinenlaufzei­
ten, besonders im Hinblick auf den 
EG-Binnenmarkt und auf die Umset­
zung der Arbeitszeitverkürzung in der 
Metallindustrie ab 1. April 1993. Kon­
zerne wie Bosch wollen Arbeitszeit­
modelle wie von BMW Regensburg ein­
führen, das heißt zwei Neun-Stunden- 
Schichten täglich und regelmäßige 
Samstagsarbeit und zum Zeitausgleich 
größere Freizeitblöcke. Daimler-Benz 
arbeitet weiter an seinem Flexi-II-Mo- 
dell. Das Wochenende und vor allem der 
Samstag soll auf Verlangen der Konzer­
ne in die Arbeitszeitverteilung einbezo­
gen werden. Gelänge es der Schüler- 
und Eltembewegung, den schulfreien 
Samstag tatsächlich zu erkämpfen, dann 
wäre dies ein Argument gegen Sams­
tagsarbeit im Betrieb und ein Schlag ge­
gen Konzerninteressen. Und die Interes­
sen der Lohnabhängigen würden ge­
stärkt werden, —(ros)
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Verfassungspläne der Reaktion
Die zentrale Staatsmacht soll weiter gestärkt, die Verfassung noch stärker völkisch-großdeutsch gestaltet werden

Er sei gegen eine totale Grundgesetzrevision, aber fiir eine „Ge­
neralüberholung“. Dieser Beitrag des ehemaligen baden-würt­
tembergischen CDU-Innenministers und jetzigen Präsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts, Prof. Roman Herzog, am 2. Dezem­
ber im „Deutschlandfunk“ (siehe auch den Bericht der „FAZ“ 
vom 3.12.) ist der bislang letzte Vorstoß einer umfangreichen 
Grundgesetzdiskussion, die keineswegs auf die Linke begrenzt ist, 
sondern auch auf der politischen Rechten schon vor Monaten be­
gonnen hat. Das Ziel der Rechten ist, durch Verfassungsänderun­
gen den Staatsorganen mehr Handlungsspielraum fiir die Unter-

Bundeswehreinsatz 
außerhalb der NATO

In der von der militaristischen „Gesell­
schaft fiir Wehrkunde“ herausgegebe­
nen „Europäischen Wehrkunde“ wird 
dieses Vorhaben so propagiert: „Kann 
sich Deutschland — durch seine Bin­
dung an den Westen geborgen und von 
der Drohung aus dem Osten befreit — 
sein bisherigen Verhalten fürderhin lei­
sten, also Partner des Paktes die Kasta­
nien aus den Flammen holen lassen, 
wenn ein Konflikt jenseits des NATO- 
Raumes deutsche Interessen berührt? 
. . . Der Zuwachs an Größe und Ge­
wicht, den unser Staat auch seinen Alli­
ierten verdankt, bringt die Verpflich­
tung zur Verantwortung.“ (Wolfram 
von Raven, Oberst der Reserve und 
Chefredakteur des Blattes, in der Aus­
gabe 9/90). Bisher hat sich die BRD 
zumeist indirekt militärisch engagiert — 
durch Militärhilfe fiir Belgien und 
Frankreich fiir deren Militäreinsätze in 
Afrika, Portugal wurde bei seinem Ko­
lonialkrieg in Angola, Mozambique und 
Guinea-Bissao in den 60er Jahren unter­
stützt, die USA im Vietnam-Krieg, das 
türkische Militärregime gegen den kur­
dischen Befreiungskampf, das weiße 
südafrikanische Kolonialregime gegen 
die schwarze Bevölkerung des Landes. 
Nun soll die Bundeswehr direkt interve­
nieren, z.B. in Osteuropa, in Kurdistan 
. . . Die entsprechende Verfassungsän­
derung wurde im August von Kohl ange­
kündigt. Die Zeitung „Die Welt“ be­
richtete am 21.8.: „Er (Kohl, d. Red.,) 
erörterte am Abend mit Parteichef Vogel 
und Kanzlerkandidat Lafontaine von der 
SPD sowie den Vorsitzenden der CSU 
und FDP, Theo Waigel und Otto Graf 
Lambsdorff, die Möglichkeit einer Ver­
fassungsänderung. Mit dabei waren die 
Minister Genscher, Seiters und Stolten­
berg.“ Unmittelbar nach den Wahlen 
soll der Antrag auf eine entsprechende 
Verfassungsänderung im Bundestag ein­
gebracht werden, hat Kohl angekündigt.

Im Augenblick lauten die entspre­
chenden Passagen des Grundgesetzes:

Artikel 87 a, Abs. 2: „Außer zur Ver­
teidigung dürfen die Streitkräfte nur ein­
gesetzt werden, soweit dies Grundgesetz 
es ausdrücklich zuläßt.“

Art. 24 (Kollektives Sicherheitssy­
stem): „(1) Der Bund kann durch Gesetz 
Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche 
Einrichtungen übertragen. (2) Der Bund 
kann sich zur Wahrung des Friedens ei­
nem System gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit einordnen . . .“

Als letzteres gilt z.B. die Nato.

Umweltschutz als Staatsziel
Die von allen Parlamentsparteien pro­
pagierte Aufnahme des Umweltschutzes 
als Staatsziel ins Grundgesetz ist in der 
letzten Legislaturperiode gescheitert. 
Von Unions- und FDP-Seite war eine 
Zusatzklausel verlangt worden: „Das 
nähere regeln die Gesetze“. Weil die 
SPD dieser Einschränkung nicht zustim­
men wollte, verfehlte der Antrag der 
Regierung die Zweidrittelmehrheit. Die 
Anträge der SPD (Umweltschutz als 
Staatsziel ohne Einschränkung) und der 
Grünen (Umweltschutz als Staatsziel 
und individuell einklagbares Grund­
recht) scheiterten ebenfalls.

Asylrecht
Hier liegt seit Oktober ein Antrag der 
baden-württembergischen Landesregie­
rung auf Verfassungsänderung im Bun­
desrat vor (Bundesratsdrucksache 684/ 
90). Danach soll in Artikel 16 GG der 
Satz: „Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht“ durch folgende Zusätze ein­
geschränkt werden: „Durch Bundesge­
setz können die Voraussetzungen gere­
gelt werden, unter denen die Bundesre­
gierung durch eine Rechtsversordnung 
Staaten benennen kann, in denen nach 
allgemeiner Überzeugung keine politi­
sche Verfolgung stattfindet.“ Flüchtlin­
ge aus solchen behördlich fiir „freiheit­
lich“ erklärten Staaten sollen bereits an 
der Grenze zurückgewiesen oder sofort

drückung von Opposition im Innern und zur Expansion nach au­
ßen zu verschaffen. Damit will die Reaktion der erheblichen terri­
torialen Ausdehnung der BRD durch die Annexion der DDR und 
der damit einhergehenden Umwälzung der Gesellschaft in Rich­
tung Kolonialregime Rechnung tragen. „Deutsche Volksgrup­
penrechte“ fiir den Aufbau fünfter Kolonnen in Osteuropa, Bun­
deswehreinsatz im Ausland, keine Schranken gegen faschistische 
Organisationen, Strafverfolgung von Abtreibungen auch auf dem 
Gebiet der früheren DDR sind nur einige der angestrebten und 
z.T. bereits erreichten Änderungen. Für diese Änderungen benö­

tigen Union und FDP die Zustimmung der SPD. Zu verhindern, 
daß die SPD den von den Reaktionären gewünschten Änderungen 
zustimmt, beim Asylrecht, beim Bundeswehreinsatz im Ausland, 
ist damit eine der Aufgaben der nächsten Zeit. Der „Rote Tisch' 
hat auf seiner Konferenz in Leverkusen im Oktober nach Fertig­
stellung der Broschüre mit sozialistischen Positionen zur Merfas- 
sungsdiskussion die Diskussion über die Vorhaben der Rechten 
begonnen. Diese Diskussion soll auf der nächsten Tagung im Ja­
nuar fortgesetzt werden. Die folgende Dokumentation ist ein er­
stes Ergebnis dieser Diskussion. — (jöd, nU)

abgeschoben werden können. Zusätz­
lich soll für Asylbewerber der Rechts­
weg (gerichtliche Klage gegen ableh­
nende Asylbescheide) aufgehoben wer­
den. Das Asylrecht, Schutzrecht gegen 
staatliche Willkür, wäre in sein Gegen­
teil verkehrt: In staatliches Willkür- 
Recht gegen Flüchtlinge.

Ausländerrecht, deutsch­
völkisches Staatsbürgerrecht 

Hier operieren die Reaktionäre mehr­
gleisig. Erstens direkt über das Auslän­
derrecht. Mit der Entscheidung des Bun­
desverfassungsgerichts, selbst ein kom­
munales Wahlrecht für Ausländer sei 
mit dem Grundgesetz nicht vereinbar, ist 
der völkisch-deutsche Grundzug der gel­
tenden BRD-Verfassung bekräftigt. Die 
Rechtlosigkeit von über 4 Millionen 
Ausländem in der BRD soll fortgelten, 
um den BRD-Konzemen auch künftig 
die Extraprofite aus der Ausbeutung die­
ser Lohnabhängigen zu sichere.

Gleichzeitig gilt Artikel 116 des 
Grundgesetzes fort. Er definiert „Deut­
sche“ in direkter Anknüpfung an die 
N S-Volksgruppenpol itik:

„(1) Deutscher im Sinne dieses 
Grundgesetzes ist vorbehaltlich ander­
weitiger gesetzlicher Regelungen, wer 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt 
oder als Flüchtling oder Vertriebener 
deutscher Volkszugehörigkeit oder als 
dessen Ehegatte oder Abkömmling in 
dem Gebiete des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 Aufnahme gefunden hat ...“

Das auf Grundlage dieser völkisch­
großdeutschen Staatsbürgerschaft noch 
heute geltende „Vertriebenengesetz“ 
unterscheidet weiter zwischen „Reichs­
deutschen“ und „Volksdeutschen“. Als 
„Heimatgebiete“ von „Volksdeut­
schen“ nennt dieses Gesetz sämtliche 
Gebiete in Osteuropa und der UdSSR, in 
die sich die BRD einmischen will: „die 
zur Zeit unter fremder Verwaltung ste­
henden deutschen Ostgebiete, Danzig, 
Estland, Lettland, Litauen, die Sowjet­
union, Polen, die Tschechoslowakei, 
Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Jugosla­
wien oder Albanien“. Als Kriterium der 
Zugehörigkeit zu „Volksdeutschen“ 
genügt ein sichtbares Bekenntnis zur 
deutschen Sache.

Auf Grundlage dieser völkischen De­
finition der Staatsbürgerschaft bean­
sprucht die Bundesregierung für ihre 5. 
Kolonnen in anderen Staaten eine „Ob­
hutspflicht“. Diese „Obhutspflicht“ 
verstößt direkt gegen Grundsätze des 
Völkerrechts, insbesondere den der 
Nichteinmischung in innere Angelegen­
heiten fremder Staaten.

Völkisch-großdeutsche Einmischung 
in benachbarte Staaten — die Vertriebe- 
nenverbände verlangen u.a. massive 
Entschädigungen für die Beschlagnah­
me reichsdeutschen Besitzes nach der 
Niederschlagung des Hitlerfaschismus 
in diesen Ländern, Wahlrecht von 
„Volksdeutschen“ in Polen und der 
CSFR bei den Wahlen zum Bundestag 
usw. — und rassistische Unterdrückung 
aller „fremdvölkischen“ Ausländer im 
Inneren — diese zwei Seiten der Expan­
sionspolitik der BRD will die Bundesre­
gierung EG-weit absichern. Kanzler­
amtsminister Stavenhagen (CDU) pro­
pagierte auf dem Kongreß des (christde­
mokratischen) Parteienbündnisses „Eu­
ropäische Volkspartei“ (EVP) im Okto­
ber in Dublin eine „europäischen Staats­
bürgerschaft“. Gemeint ist eine EG- 
Staatsbürgerschaft, die durch Addition 
der bestehenden Staatsbürgerschaften 
der Einzelstaaten entstehen soll. Der 
Streit um das Wahlrecht wäre EG-intem 
aufgehoben, da jeder EG-Staatsbürger 
EG-weit wählen dürfte. Für Türken, 
Kurden, Jugoslawen, also die Masse der 
ausländischen Lohnabhängigen in der 
BRD, würde die Verweigerung des 
Wahlrechts und anderer politischer 
Rechte fortgelten. Drittens wäre die völ­
kisch-großdeutsche Staatsbürger­
schafts-Bestimmung der BRD EG-weit 
abgesichert, die Vertriebenenverbände 
und andere Revanchisten könnten sich 
bei ihrer aggressiven Förderung von 

„volksdeutschen“ 5. Kolonnen in Ost­
europa künftig auf die EG berufen.

„Neuordnung der Länder“
Die Diskussion darüber wurde im Vor­
feld der DDR-Annexion von den 
Unionsparteien, aber auch der SPD (Se­
nator Gobrecht aus Hamburg) losgetre­
ten. Ihr gingen längere Polemiken u.a. 
durch Vorstandssprecher der Deutschen 
Bank gegen „Kleinstaaterei“ voraus. 
Dabei geht es den Konzernen und ihren 
politischen Parteien u.a. um eine Neu­
fassung von Artikel 29 GG („Neuglie­
derung des Bundesgebiets“), der für 
eine solche Neugliederung ein Bundes­
gesetz mit Zustimmung der betroffenen 
Länder und einen Volksentscheid zwin­
gend vorschreibt. Die Reaktionäre be­
trachten diese Bestimmung für die 
Schaffung größerer Länder, in denen sie 
bei Investitionsentscheidungen ungehin­
derter als bisher operieren wollen, als 
„Sperrklausel“ und wollen sie aufhe­
ben. Ihr Ziel ist eine weitere Zentralisa­
tion der Staatsmacht und eine weitere 
Unterhöhlung kommunaler und länder­
bezogener Rechte.

EG-Binnenmarkt
Der EG-Binnenmarkt soll 1992 in Kraft 
treten. Von reaktionärer Seite ist ver­
schiedentlich darauf hingewiesen wor­
den, daß damit Verfassungsänderungen 
verbunden sein können. Um nur die 
wichtigsten zu nennen: Im Falle einer 
EG-Währungsunion ginge die Wäh­
rungshoheit an die geplante EG-Zentral­
bank „Eurofed“ über, diese soll jeder 
Kontrolle durch die Parlamente der Ein­

Verfassungsänderungen und Vorhaben 
im „Einigungsvertrag“ und „2 + 4“-Vertrag

I. Änderungen und Pläne 
im sog. „Einigungsvertrag“ 

»Artikel 4
Beitrittsbedingte Änderungen 

des Grundgesetzes 
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland wird wie folgt geändert:
1. Die Präambel wird wie folgt gefaßt: 
„Im Bewußtsein seiner Verantwortung 
vor Gott und den Menschen,
von dem Willen beseelt, als gleichbe­
rechtigtes Glied in einem vereinten Eu­
ropa dem Frieden der Welt zu dienen, 
hat sich das Deutsche Volk kraft seiner 
verfassungsgebenden Gewalt dieses 
Grundgesetz gegeben.
Die Deutschen in den Ländern Baden- 
Württemberg, Bayern, Berlin, Branden­
burg, Bremen, Hamburg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nieder­
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein­
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt, Schleswig-Holstein und Thürin­
gen haben in freier Selbstbestimmung 
die Einheit und Freiheit Deutschlands 
vollendet. Damit gilt dieses Grundge­
setz für das gesamte Deutsche Volk.“
2. Artikel 23 wird aufgehoben.
3. Artikel 51 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wird wie folgt gefaßt:
„(2) Jedes Land hat mindestens drei 
Stimmen, Länder mehr mehr als zwei 
Millionen Einwohnern haben vier, Län­
der mit mehr als sechs Millionen Ein­
wohnern fünf, Länder mit mehr als sie­
ben Millionen Einwohnern sechs Stim­
men.“
4. Der bisherige Wortlaut des Artikels 
135 a wird Absatz 1. Nach Absatz 1 wird 
folgender Wortlaut angefügt:
„(2) Absatz 1 findet entsprechende An­
wendung auf Verbindlichkeiten der 
Deutschen Demokratischen Republik 
oder ihrer Rechtsträger sowie auf Ver­
bindlichkeiten des Bundes oder anderer 
Anstalten des öffentlichen Rechts, die 
mit dem Übergang von Vermögenswer­
ten der Deutschen Demokratischen Re­
publik auf Bund, Länder und Gemein­
den im Zusammenhäng stehen, und auf 
Verbindlichkeiten, die auf Maßnahmen 

zelstaaten entzogen sein. Faktisch ist 
geplant, daß die Bank sich nur mit den 
Vorständen der größten EG-Monopole 
abstimmen muß. Bisher gelten auf die­
sem Gebiet u.a. Artikel 88 („Der Bund 
errichtet eine Währungs- und Noten­
bank als Bundesbank“) sowie Art. 73 
(die sogenannte „ausschließliche Ge­
setzgebung“ des Bundes über „4. das 
Währungs-, Geld- und Münzwesen"). 
Mögliche weitere Verfassungsfolgen 
könnte eine Neuordnung der Steuere 
sein. Von reaktionärer Seite wird hier 
u.a. die Beseitigung der (kommunalen) 
Gewerbesteuer verlangt. Tangiert hier­
von wären u.a. die Artikel 106f. GG, in 
denen die Gewerbesteuer direkt genannt 
wird und Bestimmungen zur Finanzver­
teilung zwischen Bund und Ländern ent­
halten sind. Die Zentralisation der 
Staatsmacht im Zuge der DDR-Anne­
xion und der „Neugliederung der Län­
der“ soll so mit einer Zentralisation der 
Steuerhoheit und der staatlichen Finanz­
mittel einhergehen. Weitere Entrech­
tung der Gemeinden und weitere Aus­
schaltung von öffentlicher Einflußnah­
me auf ihre wirtschaftlichen Entschei­
dungen ist das Ziel der Konzerne.

Verbot der Faschisten
Im Gebiet der DDR ist das Verbot fa­
schistischer Organisationen schon im 
Vorgriff auf die Annexion beseitigt wor­
den. Bisher gab es in der antifaschisti­
schen Bewegung der BRD einen breiten 
Konsens, für ein Verbot faschistischer 
Organisationen nach Artikel 139 GG 
einzutreten. Dieser lautet: „Die zur .Be­
freiung des deutschen Volkes von Natio- 

der Deutschen Demokratischen Repu­
blik oder ihrer Rechtsträger beruhen.“
5. In das Grundgesetz wird folgender 
neuer Artikel 143 eingefügt:

„Artikel 143
(1) Recht in dem in Artikel 3 des Eini­
gungsvertrags genannten Gebiet kann 
längstens bis zum 31. Dezember 1992 
von Bestimmungen dieses Grundgeset­
zes abweichen, soweit und solange in­
folge der unterschiedlichen Verhältnisse 
die völlige Anpassung an die grundge­
setzliche Ordnung noch nicht erreicht 
werden kann. Abweichungen dürfen 
nicht gegen Artikel 19 Abs. 2 verstoßen 
und müssen mit den in Artikel 79 Abs. 3 
genannten Grundsätzen vereinbar sein.
(2) Abweichungen von den Abschnitten 
II, VHIa, IX, X und XI sind längstens 
bis zum 31. Dezember 1995 zulässig.
(3) Unabhängig von Absatz 1 und 2 ha­
ben Artikel 41 des Einigungsvertrags 
und Regelungen zu seiner Durchführung 
auch insoweit Bestand, als sie vorsehen, 
daß Eingriffe in das Eigentum auf dem in 
Artikel 3 dieses Vertrags genannten Ge­
biet nicht mehr rückgängig gemacht 
werden.“
6. Artikel 146 wird wie folgt gefaßt:

„Artikel 146
Dieses Grundgesetz, das nach Vollen­
dung der Einheit und Freiheit Deutsch­
lands für das gesamte deutsche Volk gilt, 
verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an 
dem eine Verfassung in Kraft tritt, die 
von dem deutschen Volke in freier Ent­
scheidung beschlossen worden ist.“

Artikel 5
Künftige Verfassungsänderungen

Die Regierungen der beiden Vertrags­
staaten empfehlen den gesetzgebenden 
Körperschaften des vereinten Deutsch­
lands, sich innerhalb von zwei Jahren 
mit den im Zusammenhang mit der deut­
schen Einigung aufgeworfenen Fragen 
zur Änderung oder Ergänzung des Grund­
gesetzes zu befassen, insbesondere:
— in bezug auf das Verhältnis zwischen 
Bund und Ländern entsprechend dem 
Gemeinsamen Beschluß der Minister­
präsidenten vom 5. Juli 1990, 

nalsozialismus und Militarismus' erlas­
senen Rechtsvorschriften werden von 
den Bestimmungen dieses Grundgeset­
zes nicht berührt.“ Damit waren von der 
Anti-Hitler-Koalition fixierte Nonnen 
wie das Verbot faschistischer Propagan­
da, faschistischer Organisationen u.a. 
gemeint. Nach der Aufhebung der noch 
verbliebenen Rechte der Vier Mächte 
bezüglich Deutschland als Ganzes ist 
dieser Artikel 139 GG — ganz abgese­
hen davon, daß die Reaktionäre ihn 
schon lange für ungültig erklärt hatten — 
nun tatsächlich gegenstandslos gewor­
den. Die Forderung nach Verbot faschi­
stischer Organisationen kann sich recht­
lich nur noch auf Normen des internatio­
nalen Rechts stützen, beispielsweise auf 
Beschlüsse der UNO.

Immerhin hat die Sowjetunion im 
„2 + 4"-Vertrag die Bundesregierung 
zu einem Briefwechsel veranlaßt, der 
Bestandteil des Vertrags ist und in dem 
es heißt: „Sie (die sog. „freiheitlich-de­
mokratische Grundordnung“, d. Verf. i 
bietet die Gewähr dafür, daß Parteien 
. . . sowie Vereinigungen, die sich ge­
gen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder den Gedanken der Völkerverstän­
digung richten, verboten werden kön­
nen. Dies betrifft auch Parteien und Ver­
einigungen mit nationalsozialistischen 
Zielsetzungen.“ Hervorhebung v. d. 
Verf.) Für die antifaschistischen Kräfte 
in der BRD enthält dieser Vertrag also 
noch einen völkerrechtlichen Ansatz­
punkt, um weiterhin für eine gesell­
schaftliche und gesetzliche Ächtung fa­
schistischer Organisationen und ihrer 
Propaganda einzutreten.

— in bezug auf die Möglichkeit einer 
Neugliederung für den Raum Berlin/ 
Brandenburg abweichend von den Vor­
schriften des Artikels 29 des Grundge­
setzes durch Vereinbarungen der betei­
ligten Länder,
— mit den Überlegungen zur Aufnahme 
von Staatszielbestimmungen in das 
Grundgesetz sowie
— mit der Frage der Anwendung des Ar­
tikels 146 des Grundgesetzes und in deren 
Rahmen einer Volksabstimmung ...

Artikel 30 
Arbeit und Soziales

(1) Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen 
Gesetzgebers,
1. das Arbeitsvertragsrecht sowie das 
öffentlich-rechtliche Arbeitszeitrecht 
einschließlich der Zulässigkeit von 
Sonn- und Feiertagsarbeit und den be­
sonderen Frauenarbeitsschutz möglichst 
bald einheitlich neu zu kodifizieren,
2. den öffentlich-rechtlichen Arbeit­
schutz in Übereinstimmung mit dem 
Recht der Europäischen Gemeinschaf­
ten und dem damit konformen feil des 
Arbeitsschutzrechtes der Deutschen 
Demokratischen Republik zeitgemäß 
neu zu regeln . . .

Artikel 31 
Familie und Frauen

(1) Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen 
Gesetzgebers, die Gesetzgebung zur 
Gleichberechtigung zwischen Männern 
und Frauen weiterzuentwickeln.
(2) Es ist Aufgabe des gesamtdeutsches 
Gesetzgebers, angesichts unterschiedli­
cher rechtlicher und institutioneller Aus­
gangssituationen bei der Erwerbstaüg- 
keit von Müttern und Vätern die Rechts­
lage unter dem Gesichtspunkt der Ver­
einbarkeit von Familie und Beruf zu ge­
stalten . . .
(4) Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen 
Gesetzgebers, spätestens bis zum 31. 
Dezember 1992 eine Regelung zu tref­
fen, die den Schutz vorgeburtlichen Le­
bens und die verfassungskonforme Be­
wältigung von Konfliktsituationen 
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Dokumentiert: Grundgesetz-Diskussion in der Presse
1989: Erste Überlegungen zu 

Hegierbarkeit, EG, Föderalismus
l fiter veränderten politischen und sozi­
alen Rahmenbedingungen müssen die 
Gnmdgegebenheiten" der Demokra­

tie. die sich unter der 40jährigen Ägide 
des Grundgesetzes herausgebildet ha- 
Itn. ihre „Bewährungsprobe“ beste­
hen. Darin waren sich die Referenten 
der Tagung „Christen und Grundge­
setz“ ... einig. Und so war an diesem 
Arebenende im Kölner „Maternus- 
itaus" viel von „Erosionen“ die Rede — 
in Kirche, Staat und Gesellschaft. Kon­
rad Repgen. Paul Mikat, Axel von Cam- 
renhausen, Hans Maier und Roman 
Herzog analysierten vor geladenen Gä­
sten — unter ihnen der Bundespräsident, 
der Kölner Kardinal Meisner und Bi­
schof Lehmann, Vorsitzender der Deut­
schen Bischofskonferenz — die Heraus­
forderungen für die grundgesetzliche 
Ordnung ... Auch als Optimist . . . ließ 
Herzog es sich nicht nehmen, eindring­
lich vor „Gefährdungen der verfas­
sungsmäßigen Ordnung“ zu warnen 
Mehr und mehr schwinde das Verständ­
nis für den Wert des Wohlstands, damit 
schwinde zugleich die Überzeugungs­
kraft eines Verfassungskonsenses, „der 
diesen Wohlstand in wesentlichen Tei­
len ermöglicht hat“. Im Zeichen eines 
..Auseinanderdriftens der weltanschau­
lichen Positionen“ sei die . . . pluralisti­
sche Ordnung an ihre Grenzen gestoßen; 
es fehle an integrierenden Elementen. 
Nationale Idee oder das Gefühl der mili­
tärischen Bedrohung seien verblaßt .

Die Welt, 3.4.1989

. . . Die Integration Europas ist in ein 
Stadium zunehmender Dynamik gesto­
ßen. Die Terminierung des Binnenmark­
tes für 1992 hat Integrationsdruck er­
zeugt. Nach 1992 sollen 80 Prozent aller 
nationalen Gesetze europäischen Ur­
sprungs sein. Dies bedeutet eine gewal­
tige Verlagerung von Kompetenzen und 
damit Entscheidungsmacht der Mit­
gliedstaaten auf Europa.

Der Machtverlust geht zu einem ho­
hen Anteil zu Lasten der Länder, spe­
ziell der Landesparlamente . . . Europä­
ische Regelungen und Kontrollen er­
strecken sich neuerdings auf ange­
stammte, ureigene Länderbereiche wie 
Medienrecht, Kultur, regionale Wirt­
schaftspolitik . . .

Handelsblatt, 21.11.89

Grüne, Frauen, Humanistische 
Union und andere Beiträge

Die Humanistische Union hat . . . Vor­
schläge gemacht, die wir im Wortlaut 
dokumentieren . . .

. . . Diese neue Verfassung . . . muß 
. . . insbesondere folgenden Anforde­
rungen entsprechen:
1. Friedensstaatlichkeit und Umwelt­
schutz müssen als Grundlagen des Staa­
tes zusätzlich in die Verfassung aufge­
nommen werden.
2. Niemand darf zu Wehr- oder Ersatz­
dienst verpflichtet werden.
3. Die Grundlage eines jeden demokrati­
schen Staates ist der Wille der Bevölke­
rung. Deshalb müssen ihre Gestaltungs­
rechte gestärkt und Volksbegehren so­
wie Volksentscheid in der Verfassung 
verankert werden.
Das Wahlrecht steht allen im Staatsge­
biet lebenden Männern und Frauen un­
abhängig von ihrer Staatsangehörigkeit 
zu.
4. Der Staat hat in allen Meinungs- und 
Glaubensfragen neutral zu sein. Die 
Trennung von Staat und Kirche muß da­
her ebenso gewährleistet werden wie die 
freie vom Staat unbeeinflußte Religions­
ausübung. Religion ist Privatsache.
5. Der Schutz der Privatheit muß ausge­
baut werden. Hierzu ist auch die Erwei­
terung des Datenschutzes erforderlich. 
Verfassungsschutz- und Staatssicher­
heitsbehörden haben in dem neuen deut­
schen Staat keinen Platz . . .
6. Zum Schutz der Privatheit gehört 
auch die Achtung vor der Entscheidung 
der Frau, ob sie eine Schwangerschaft 
austragen will oder nicht . . .
9. Der schon heute im Grundgesetz an­
gelegte Sozialstaat ist so auszubauen, 
daß Staatsziel auch die Verschaffung 
eines Arbeitsplatzes, von ausreichen­
dem Wohnraum und von gleichen Bil­
dungschancen für jeden wird.

Frankfurter Rundschau, 10.3.90

Für eine „breite öffentliche Verfas­
sungsdiskussion“ mit Absicherung im 
zweiten Staatsvertrag haben sich die 
Journalistin Lea Rosh und der ehemalige 
Bundesverfassungsrichter Helmut Si­
mon ausgesprochen. Sie kündigten in 
Karlsruhe als Mitglieder des am 16. Juni 
gegründeten „Kuratoriums für einen 
demokratisch verfaßten Bund deutscher 
Länder“ weitere Aktionen an . . . Pro­
minente Mitglieder sind der Schriftstel­
ler Günter Grass, Otto Schily, Bärbel 
Bohley und Friedrich Schorlemmer . . . 
sprechen für das Kuratorium die frühere 
Ministerin am Runden Tisch der DDR, 
Tatjana Böhm, sowie Wolfgang Temp­
lin, ein . . . DDR-Bürgerrechtler . . .

Süddeutsche Zeitung, 18.7.90

Die Bundesregierung weigert sich, die 
deutsche Verantwortung gegenüber Op­
fern der NS-Zeit in der Präambel des 
Grundgesetzes zu verankern . . . Heinz 
Galinski wollte hier die „Verantwor­
tung für die Vergangenheit und die Ver­
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schwangerer Frauen vor allem durch 
rechtlich gesicherte Ansprüche für Frau­
en, insbesondere auf Beratung und so­
ziale Hilfen besser gewährleistet 
Zur Verwirklichung dieser Ziele wird in 
dem in Artikel 3 genannten Gebiet mit 
finanzieller Hilfe des Bundes unverzüg­
lich ein flächendeckendes Netz von Be­
ratungsstellen verschiedener Träger auf­
gebaut . ..«
Quelle: Bt-Drucksache 11/7760 vom 31.8.90

Festlegungen des 
„2 + 4“-Vertrags

»Artikel 1
(1) Das vereinte Deutschland wird die 
Gebiete der Bundesrepublik Deutsch­
land, der Deutschen Demokratischen 
Republik und ganz Berlins umfassen. 
Seine Außengrenzen werden die Gren­
zen der Deutschen Demokratischen Re­
publik und der Bundesrepublik Deutsch­
land sein und werden am Tage des In- 
kraftretens dieses Vertrags endgültig 
sein. Die Bestätigung des endgültigen 
Charakters der Grenzen des vereinten 
Deutschland ist ein wesentlicher Be­
standteil der Friedensordnung in Eu­
ropa.
(2) Das vereinte Deutschland und die 
Republik Polen bestätigen die zwischen 
ihnen bestehende Grenze in einem völ­
kerrechtlich verbindlichen Vertrag.
(3) Das vereinte Deutschland hat keiner­
lei Gebietsanspruche gegen andere Staa­
ten und wird solche auch nicht in Zu­
kunft erheben.
(4) Die Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demo­
kratischen Republik werden sicherstel­
len. daß die Verfassung des vereinten 
Deutschland keinerlei Bestimmungen 
enthalten wird, die mit diesen Prinzipien 
unvereinbar sind . . .

Artikel 3
(I) Die Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demo­
kratischen Republik bekräftigen ihren 
Wrzicht auf Herstellung und Besitz von 
und auf Verfügungsgewalt über atomare, 
biologische und chemische Waffen . . .

Gemeinsamer Brief
{Genschers und de Maizieres an die Au­
ßenminister der vier Mächte, d. Red.) 
... 3. Der Bestand der freiheitlich-de­
mokratischen Grundordnung wird auch 
im vereinten Deutschland durch die Ver­
fassung geschützt. Sie bietet die Grund­
lage dafür, daß Parteien, die nach ihren 
Zielen oder nach dem Verhalten ihrer 
Anhänge darauf ausgehen, die freiheit­
lich-demokratische Grundordnung zu 
beeinträchtigen oder zu beseitigen, so­
wie Vereinigungen, die sich gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder gegen 
den Gedanken der Völkerverständigung 
richten, verboten werden können. Dies 
betrifft auch Parteien und Vereinigun- 
gm mit nationalsozialistischen Zielset- 
zun^ED ... *
Qade Bulletin der Bundesregierung, 14.9.90 

pflichtung gegenüber allen Opfern des 
Faschismus festschreiben" . . .

Die Tageszeitung, 21.9.90 

„Positive Rechte können eingeklagt 
werden“. Angeregt durch den Entwurf 
des Runden Tisches für eine neue Ver­
fassung machen sich inzwischen Frauen 
verschiedener politischer Hintergründe 
für mehr Frauenrechte in der Verfas­
sung stark . . .
taz: Was erhoffen Sie sich von der Initia­
tive „Frauen in bester Verfassung“? Re­
nate Sadronzinski: Wir wollten deutlich 
machen, daß in der Diskussion über eine 
neue Verfassung . . . Frauen unbedingt 
mitmischen müssen. Wir stellten uns 
eine paritätisch besetzte verfassungsge­
bende Versammlung vor und eine Ver­
fassung, in der Frauenrechte explizit 
aufgenommen werden müßten ... Chri­
stiane Bretz: ■ . . Wir haben vorgeschla­
gen, daß in Artikel drei als Staatszielbe­
stimmung die Chancengleichheit von 
Frauen und Männern stärker definiert 
werden muß. Ein zweiter Punkt ist, wie 
das Recht auf einen Kindergartenplatz 
definiert werden kann. Ein weiterer 
Punkt ist, obwohl wir da immer auf Gra­
nit beißen, das Recht auf Arbeit. Aber 
nicht so, wie die DDR das definiert hat: 
Jeder soll und muß arbeiten, und damit 
verbunden ein gewisser Arbeitszwang. 
Das lehnen wir ab. Ein weiterer Punkt 
ist die Gleichstellung der Geschlechter, 
und damit die Förderung von Frauen, 
die notfalls auch eine Bevorzugung sein 
kann . . .
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*
„Frauen für eine neue Verfassung“. 
Unter diesem Titel lädt die Frankfurter 
Dezernentin für Frauen und der Schwer­
punkt „Frauenforschung“ der Goethe- 
Universität am Samstag, den 29.9. zu 
einem großen Forum in die Paulskirche 
in Frankfurt/Main . . . ein. Am Ende 
soff dort, ein gemeinsames Manifest ver­
abschiedet werden.

„Frauen in bester Verfassung“ heißt 
eine Initiative der „Humanistischen 
Union“, das Grundgesetz um eine Reihe 
von Grundrechten zu ergänzen, die die 
Gleichberechtigung und den Schutz von 
Frauen verbessern sollen.

DGB-Frauen und DDR-Politikerin­
nen fordern öffentlich ein in der Verfas­
sung verankertes Recht auf Arbeit und 
Kinderbetreuung, sowie Frauenförder­
maßnahmen.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft „Les­
benpolitik“ der Grünen sammelt seit 
Monaten Unterschriften für eine Erwei­
terung des Artikels 3 des Grundgesetzes 
um den Passus, daß keine Person „we­
gen ihrer sexuellen Orientierung“ dis­
kriminiert werden darf . . .

Renate Sandrozinski, Autorin und 
langjährige Streiterin gegen den Para­
graphen 218, ist Mitautorin des Aufrufs 
„Frauen in bester Verfassung“. Chri­
stiane Bretz, stellvertretende Vorsitzen­
de des DGB Westberlin, hat den Aufruf 
der DGB-Frauen und DDR-Politikerin­
nen mitverfaßt . . .

Die Tageszeitung, 25.9.90

Kongreß der Grünen und des Bündnis 90 
für eine neue Verfassung . . . Zum Auf­
takt eines zweitägigen rechtspolitischen 
Kongresses in Berlin haben sich führen­
de Politiker der Grünen und des Bündnis 
90 für die Schaffung einer neuen Verfas­
sung . . . ausgesprochen . ..

Die Tageszeitung, 16.10.90
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Beiträge von FDP, SPD 
und aus Unionskreisen

Für eine Weiterentwicklung des Grund­
gesetzes hat sich auch die stellvertreten­
de Bundesvorsitzende der FDP, Irmgard 
Adam-Schwaetzer, am Wochenende in 
Stuttgart ausgesprochen. Auf dem Libe­
ralen Jugendtag forderte sie ... die Auf­
nahme von Elementen der direkten De­
mokratie ins Grundgesetz, wie zum Bei­
spiel den Volksentscheid. Außerdem 
... „Staatszielbestimmungen“ für den 
Umweltschutz, für das Recht auf Woh­
nung, auf Ausbildung und auf den 
Schutz der eigenen Daten. Genscher 
meinte, daß die Deutschen ... darüber 
abstimmen sollten, ob Bundeswehrsol­
daten künftig an Einsätzen der UN-Frie- 
denstruppen teilnehmen sollten.

Die Tageszeitung, 16.10.90

Plädoyer für einen neuen Parlamentari­
schen Rat. Von Dieter Grimm, Richter 
am Bundesverfassungsgericht ...
... Aus inhaltlichen Gründen besteht 
daher keine Notwendigkeit für eine neue 
Verfassung. Gleichwohl verlangt die Si­
tuation vom deutschen Volk eine Ent­
scheidung über die Verfassung, unter 
der es nach seiner Vereinigung leben 
will ... Der vom Grundgesetz gefaßte 
Staat vergrößert sich in Kürze um einen 
Bevölkerungsteil, der die Qualität des 
Grundgesetzes nur vom Hörensagen 
kennt .. . Die Bevölkerung der DDR 
war an der Ausarbeitung des Grundge­
setzes nicht beteiligt ... Die beste Mög­
lichkeit, eine Pflicht zur Neukonstituie­
rung festzulegen, bietet der zweite 
Staatsvertrag. In ihm sollte daher die 
Einberufung eines Verfassungsrates 
nach dem Muster des Parlamentarischen 
Rates für 1991 vereinbart werden, der 
die notwendigen Änderungen des 
Grundgesetzes berät, mit Zweidrittel­
mehrheit verabschiedet und dann dem 
Volk zur Abstimmung unterbreitet . . .

Die Zeit, 10.8.90

Bundesländer wollen Grundgesetz än­
dern . . . Nordrhein-Westfalen, Baden- 
Württemberg, Bayern, Hessen, Rhein­
land-Pfalz und das Saarland haben im 
Bundesrat einen Antrag zur Änderung 
des Grundgesetzes eingebracht, wonach 
künftig jede Übertragung von Hoheits­
rechten auf zwischenstaatliche Einrich­
tungen nur mit Zustimmung des Bundes­
rates zulässig sein soll . . .

FAZ, 1.3.90

Das letzte Wort dem Volke. Von Ernst 
Benda . . . Die meisten Vorschläge, die 
... zu einer Änderung oder Ergänzung 
des Grundgesetzes aus der DDR gekom­
men sind und die etwa in dem Verfas­
sungsentwurf des „Runden Tisches“ ih­
ren Ausdruck gefunden haben, haben 
wenig Überzeugungskraft . . . Aber 
auch wenn . . . wenig Änderungsbedarf 
für eine Verfassungsordnung gesehen 
wird, die sich bewährt hat, ist dies kein 
ausreichender Grund, einer Diskussion 
auszuweichen ... Je intensiver und of­
fener der Dialog geführt wird, desto grö­
ßer ist die Chance, daß der Konsens, der 
das Grundgesetz im Bewußtsein der 
Bürger der Bundesrepublik getragen 
hat, künftig die Menschen in ganz 
Deutschland erfaßt . . .

Die Zeit, 14.9.90

. ... CSU-Politiker um den Abgeordne­
ten Scheu befürchten schon ..., das 
Ziel der SPD sei eine „andere Repu­
blik“. Daher warben sie bei den Führun­
gen der Unionsparteien .. . für eine drit­
te Strategie: Änderungsbegehren selbst 
züvorzukommen und das Grundgesetz 
alsbald dem Volk zur Abstimmung vor­
zulegen. „Der Artikel 146 macht den 
zum Sieger, der die Initiative ergreift,,, 
sagt Scheu . . .

FAZ, 24.9.90

Der Diskussion um eine Verfassungsre- 
form sollte mehr Spielraum eingeräumt 
werden .. . Steuergesetze fallen so dif­
ferenziert aus, daß nur noch die Steuer­
berater sie durchschauen. Die Farbe der 
Dachziegel auf dem Eigenheim schreibt 
derselbe Staat vor, der sich nicht in der 
Lage sieht, die Abfällkörbe ... regel­
mäßig zu entleeren. Im Mietrecht greift 
der Staat in die freie Vertragsgestaltung 
ein, im Arbeitsrecht hingegen verab­
schiedet er sich stillschweigend . .. Ein­
fache Volkszählungen gelingen heute 
nur mühsam im zweiten Anlauf. Gleich­
zeitig bilden sich in den Städten Enkla­
ven, in die der Arm der Polizei kaum 
noch hineinreicht ... Der Befund ist 
nicht geeignet, die bundesdeutsche Ver­
fassung als Prunkstück ohne Fehl und 
Tädel zu feiern . . .

Der Zusammenschluß von Ost und 

West bietet daher eine nahezu ideale Ge­
legenheit. darüber nachzudenken, wie 
. . . gleichzeitig die Mängel unserer ei­
genen Verfassung ausgebügelt werden 
können. Dem schwerwiegenden Funk­
tionsmangel, der von der bürokratisch­
politischen Kooperation im Bundesrat 
ausgeht, ließe sich beikommen, wenn 
die Kandidaten der zweiten Kammer di­
rekt gewählt würden ...

Wirtschaftswoche, 29.6.90 
Weitere Materialien zur Verfassungsdiskussion: 
Die Welt, 16.8.90 (Prof. Kriele zu Forderungen 
von SPD und Grünen); Die Welt, 21.8.90 (Bundes­
wehreinsatz im Ausland); Die Welt, 23.4.90 
(Staatsrechtler Dürig und Häberle zur Verfas­
sungsreform); FAZ, 7.4.90 (Prof. Benöhr zum 
„Recht auf Arbeit“); Der Spiegel, 15.10.90 (Lau­
fende Diskussion bei SPD und Regierung); FAZ, 
10.3.90 (W. Hennis zur Verfassung „des zukünfti­
gen Deutschland“); Die Welt, 2.7.90 (Franz Gress 
zur Föderalismus-Diskussion); Handelsblatt, 16.7. 
90 (Bericht von einer SPD-Verfassungsreform-Ta- 
gung); FAZ, 28.7.90 (B. Rüthers zur Diskussion 
um „soziale Grundrechte“); FAZ, 2.8.90 (F.K. 
Fromme zur laufenden Diskussion). Von Bedeu­
tung für die Diskussion der politischen Rechten ist 
noch immer der Schlußbericht der „Enquetekom­
mission Verfassungsreform“ aus dem Jahre 1976 
(Drucksache 7/5924). Diese hatte sich u.a. mit 
Volksbegehren und Volksentscheid, Wahlterminen 
der Länder, Stellung der Gemeinden, EG befaßt.
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Kurdische Geschichte, Sprache, Kultur, Politik
Erste kurdische Kulturwoche in Stuttgart

Der kurdische Arbeiter- und Kulturverein in Stuttgart veranstal­
tete vom 5. bis 10. November 1990 in Stuttgart eine kurdische 
Kulturwoche. Auf dieser Kulturwoche wurden verschiedene 
Themen wie die Geschichte, Sprache, Kultur, Politik und Litera­
tur sowie die soziale und wirtschaftliche Lage Kurdistans auf­
gegriffen. Es kamen Kurdologen, Soziologen, Geschichtswissen­
schaftler und kurdische Politiker aus der Türkei, der Sowjet­
union, der Schweiz und der BRD, die zu diesen Themen referier­

ten. Die ganze Woche wurde dreisprachig — kurdisch, türkisch, 
deutsch — abgehalten. Auf der Eröffnungsveranstaltung wurden 
Grußbotschaften vorgelesen, darunter auch Grüße der politischen 
Gefangenen in der Türkei und Kurdistan. Während der ganzen 
Woche wurde eine Bilderausstellung gemacht. Rund 2600 Leute 
besuchten die Veranstaltungen, die Zahl der deutschen Besucher 
war gering. Zum Abschluß fand eine große Kulturveranstaltung 
statt. — (Kurdischer Arbeiter- und Kulturverein in Stuttgart, rub)

Das kurdische Volk — eines der 
ältesten Völker Mesopotamiens, 
das man als Wiege der Zivilisa­
tion kennt — ist im Besitz einer 
reichen nationalen Kultur und 
Erbe einer Sammlung von Kunst 
und Literatur. Diese Werte sind

genauso bedeutend und wichtig 
wie unsere anderen nationalen 
Werte. Die folkloristischen und 
kulturellen sowie die histori­
schen Reichtümer wie die Spra­
che, Kultur, Tänze, Lieder, Sit­
ten und Gebräuche, Legenden,

Märchen, Heldentaten und 
Monumente, Geschichten und 
Schriften waren für das kurdi­
sche Volk eine inhaltsreiche 
Schöpfung des geistigen For­
mens und eine bedeutende Reali­
tät im Kampf, die bis zum heuti-

Kurdische Siedlungsgebiete

Geschichte Kurdistans und des kurdischen Volkes
Kurdistan umfaßt ein Gebiet von 
ca. 550000 qkm, in dem das kur­
dische Volk, rund 20 Millionen 
Menschen, seit Jahrtausenden 
lebt. Dieses Gebiet hat strategi­
sche Bedeutung für den Handel 
und Verkehr zwischen den drei 
Kontinenten Europa, Afrika und 
Asien.

Der Ursprung der Kurden geht 
zurück auf indo-europäische 
Stämme, die als Nomadenstäm­
me lebten. Die Meder, von de­
nen die Kurden abstammen, sie­
delten um 1000 v. Chr. zwischen 
dem Vansee und Urimiye-See. 
Bis ins 7. Jh. v. Chr. dauerten die 
Kämpfe zwischen dem assyri­
schen Reich und den Medern. 
612 v. Chr. eroberten die Meder 
die assyrische Hauptstadt Nini­
ve. Die Meder errichteten ein 
Reich, das das heutige Kurdistan 
umfaßte. Das war die Grundlage 
für die Bildung der Nation, der 
kulturellen, sprachlichen und 
territorialen Einheit.

In der Folgezeit brachen in das 
Mederreich nacheinander die 
Perser, Griechen, Römer und die 
arabischen Reiche ein, konnten 
aber nie das gesamte Gebiet un­
terwerfen und besetzen.

Erst nach dem Niedergang der 
arabischen Herschaft in den Jah­
ren 900 bis 1100 n. Chr. gelang 
die erneute Staatsbildung und 
Entwicklung der sprachlichen 
und kulturellen Einheit. Es 
kommt zur Bildung von vier gro­
ßen feudalen kurdischen Für­
stenstaaten.

Als die ersten Türken, die 
Seldschuken, nach Kleinasien 
einfielen, lebten in dieser Region 
schon fast 2000 Jahre Kurden. 
Drei der kurdischen Staaten wur­
den von den Seldschuken be­
setzt. Nach dem Zerfall des Seld- 
schukenreiches konnten sich die 
kurdischen Fürstentümer und 
Emirate vom 9. bis 16. Jahrhun­
dert türkischer Angriffe erweh­
ren. 1514 schlossen sich die mei­
sten Fürsten Nord- und Westkur­
distans einer Allianz mit dem 
Osmanischen Reich gegen Per­
sien an. In ganz Kurdistan gab es 
seinerzeit mehr als 40 Fürsten­
tümer mit eigenen Institutionen,

Traditionen und Armeen. Sie 
standen den anderen entwickel­
ten Reichen des Orients in Bezug 
auf Architektur, Medizin, Bil­
dung und Kultur, Handel und 
Gewerbe in nichts nach.

Mit dem Frieden von 1639 
zwischen dem Osmanischen und 
dem Persischen Reich verloren 
die kurdischen Fürstentümer ih­
re Bedeutung als Bündnispartner 
und Pufferstaaten. In dem Ab­
kommen wurde Kurdistan unter 
dem Osmanischen und Persi­
schen Reich aufgeteilt. Das letzte 
kurdische Fürstentum Bothan 
wurde 1847 niedergeworfen. 
Das Osmanische Reich war nur 
an kurdischen Soldaten und an 
der Steuereintreibung interes­
siert. In den alten Hauptstädten 
wie Bitlis, Van, Diyarbakir, Sil­
van, Jazireh usw. wurden die 
kurdischen kulturellen Zentren 
beseitigt.

In Hunderten von Aufständen 
wehrte sich das kurdische Volk 
gegen die Besatzung. Allein in 
den Jahren von 1806 bis 1913 
fanden zwölf große kurdische 
Aufstände unter Führung kurdi­
scher Fürsten statt.

Nach der Niederlage des Deut­
schen Reiches im Ersten Welt­
krieg zerbrach auch das osmani­
sche Imperium. Mit dem Lau­
sanner Abkommen von 1923 und 
dem Brüsseler Abkommen von 
1926 wurde Kurdistan von 
Frankreich, England und der 
jungen türkischen Republik in 
vier Teile zerschnitten. Der os­
manische Teil Kurdistans wurde 
aufgeteilt auf die Türkische Re­
publik, Irak (damals englische 
Kolonie) und Syrien (damals 
französische Kolonie).

Seit dieser Zeit unterdrücken 
die Kolonialregierungen mit den 
unterschiedlichsten Methoden 
die Versuche des kurdischen 
Volkes, seine kulturelle Identität 
und nationale Befreiung zu er­
langen. In Nordwest-Kurdistan, 
dem von der Türkei koloniali- 
sierten Kurdistan, sind die kurdi­
sche Sprache in Wort und 
Schrift, traditionelle Tänze und 
Bräuche, kurdische Parteien

usw. verboten. Allein die Türkei 
schlug zwischen 1921 und 1938 
20 Aufstände der Kurden blutig 
nieder und massakrierte Hun­
derttausende kurdischer Men­
schen.

1934 beschloß das türkische 
Parlament das „Ansiedlungsge­
setz“, das die gesetzliche Grund­
lage für Zwangsdeportationen 
bis heute bildet. Danach wurden 
Hunderttausende kurdischer 
Menschen in die Westtürkei 
zwangsdeportiert. Die Massaker 
und Deportationen in Kurdistan 
nach der Gründung der Türki­
schen Republik gehören zu den 
größten Völkermorden des 20. 
Jahrhunderts — und das gilt bis 
heute. Nordwest-Kurdistan wur­
de unter Miltärrecht gestellt. 
Über das ganze Land wurde bis 
1940 ein dichtes Netz von Mili­
tärgarnisonen und Gendarmerie­
stationen gezogen.

Die Zeit von 1940 bis 1970 
war für das kurdische Volk in 
Nordwest-Kurdistan eine Zeit 
der schrittweisen Vernichtung 
der eigenen Identität. Ab 1940 
wurden die reichen Bodenschät­
ze Kurdistans ausgebeutet und 
die Produkte in türkischen Fir­
men verarbeitet. Diese Zeit in 
Nordwest-Kurdistan war eine 
Zeit des Stillschweigens, der 
militärischen Besetzung, der 
wirtschaftlichen Ausbeutung, 
der Entfremdung von der eige­
nen Identität und der Türkisie- 
rung. In den anderen besetzten 
Teilen Kurdistans gab es Versu­
che, die kurdische Realität auf­
recht zu erhalten und große 
Widerstandsbewegungen.

In Nordwest-Kurdistan ent­
standen Ende der sechziger, An­
fang der siebziger Jahre Grup­
pen, die erneut die Unabhängig­
keit Kurdistans und die Beseiti­
gung des Kolonialismus zu ih­
rem Ziel erklärten. Ab 1975 in 
festeren Strukturen arbeitend, 
fand diese junge Bewegung für 
die nationale Unabhängigkeit 
seinen konkreten Ausdruck in 
dem „Manifest“ von 1977. Im 
November 1978 wurde die Grün­
dung der PKK (Partiya Kerkeren 
Kurdistan) bekanntgegeben.

gen Tag verwendet wird. Diese 
Werte, die ein untrennbarer Teil 
des kurdischen Volkes sind, das 
sich geistig formt und nationali­
siert, wurden ständig von Seiten 
der Kolonialisten zuerst zerstört 
und dann versucht zu vernichten.

Die kolonialistischen Mächte 
versuchten, unser Volk von die­
sem Standpunkt aus seiner Iden­
tität zu berauben, indem sie die 
Existenz unseres Volkes ver­
leugneten und seine nationalen 
kulturellen Reichtümer aus­
plünderten.

Wie man sieht, wurde die Exi­
stenz des kurdischen Volkes in 
seiner Geschichte ständig ver­
leugnet und seine Sprache verbo­
ten. Unter kolonialistischer tür­
kischer, arabischer und persi­
scher Herrschaft waren die Kur­
den nicht nur von Massakern be­
troffen, sondern auch einer Kul­
turausbeutung ausgesetzt. Diese 
Kulturausbeutung fand auf dem 
Gebiet der Sprache. Kultur und 
Kunst statt. Außerdem war die 
Kultur auch noch verboten und 
von Assimilationspolitik betrof­
fen. Vor allem wurde die Spra­
che von Seiten der türkischen 
Kolonialisten verboten, die kul­
turellen und künstlerischen Wer­
te wurden ausgeraubt, und mit 
einer unglaublichen Betrügerei 
wurden unsere nationalen Werte 
durch Übertragung unserer Mu­
sik und Kultur auf das Türkische 
degeneriert . . .

Kurz gesagt: Die kolonialisti­
schen Herrschermächte begnü­
gen sich nicht mit der Zerstörung 
unserer ganzen nationalen Wer­
te, sondern eignen sich gleich­
zeitig manche unserer Werte 
durch Raub an. Dies ist eine der 
größten Katastrophen, die einem 
Volk in seiner Geschichte zusto­
ßen kann, weil die Kultur die Le­
bensader und das geistige Le­
bensgebiet eines Volkes ist.

Trotz dieser Katastrophen, die 
das kurdische Volk erleben muß­
te, kämpft es heute mit ganzer 
Kraft. Es marschiert auf seinem 
eigenen Boden in die Freiheit 
und Unabhängigkeit. Dieser 
Kampf ist ein erneutes Lebendig­
werden und eine neue gesell­
schaftliche Existenz.

Es ist bekannt, daß ein Volk, 
das sich seiner nationalen, kultu­
rellen Werte, Sprache und Kunst 
nicht annimmt, seinen ehrenhaf­
ten und freien Platz zwischen den 
freien Völkern der Welt nicht 
einnehmen kann. Ansonsten ver­
dient es, von der ganzen freiheit­
lichen Familie der Welt ver­
wünscht zu werden.

Wir als patriotische Demokra­
ten aus Kurdistan, die das wissen 
und Verantwortung tragen, ver­
anstalten die kurdische Woche, 
um die kulturelle Ausbeutung zu 
stoppen, der Zerstörung und 
Ausraubung unserer nationalen 
kulturellen Werte entgegenzu­
treten und um uns der gesell­
schaftlichen Kultur, der geisti­
gen Werte anzunehmen und sie 
auf internationaler Ebene vorzu­
stellen.

Als kurdischer Arbeiter- und 
Kulturverein glauben wir mit 
dieser kurdischen Kulturwoche, 
bei der wir Kurdistans Kultur, 
Kunst und Literatur ausstellen 
und vorstellen, eine wichtige 
Aufgabe zu erfüllen . ..

schichte Kurdistans. Das Land 
Kurdistan wurde seit Menschen­
gedenken ständig von Kriegen 
und Invasionen betroffen. Stän­
dig versuchten die herrschenden 
Mächte, das kurdische Volk zu 
vernichten und es aus der Ge­
schichte zu löschen. Die weitere 
Entwicklung des kurdischen 
Volkes wurde ständig unter­
drückt. Alle Gesellschaftsfor­
men, die zum Fortschritt beitra­
gen oder die nationale Identität 
bewahren, wurden vernichtet. 
Es wurden nur die Gesellschafts­
formen übriggelasen, die das Ge­
genteil waren. Die Existenz des 
kurdischen Volkes wurde ver­
leugnet und seine Identität ge­
raubt. Auf das kurdische Volk 
wurde eine Unterdrückung aus­
geübt, der man noch nicht begeg­
net ist, es wurden unzählige 
Massaker durchgeführt. Doch 
das kurdische Volk leistete Wi­
derstand gegen die Kolonial­
mächte, es versuchte immer, sei­
ne Identität aufrecht zu erhalten. 
Es gab viele klassische Volks­
aufstände, wie z.B. Agri, Der- 
sim, Kocgiri, Zilan u.v.a. Doch 
diese Aufstände wurden immer 
blutig niedergeschlagen und das 
kurdische Volk massakriert. Die 
Gefängnisse wurden wie heute 
mit kurdischen Menschen über­
füllt. Bis vor kurzem waren das 
Land Kurdistan und das kurdi­
sche Volk noch unbekannt, doch 
jetzt weiß man von der Existenz 
eines kurdischen Volkes und 
dessen Leidensweg.

Das Thema Menschenrechte 
wurde sehr umfangreich vorge­
tragen, dazu wurde ein Bericht 
aus der Türkei, der vom Men­
schenrechtsvereinsvorsitzenden 
Hatip Diele in Diyarbakir zu der 
kurdischen Kulturwoche gesandt 
wurde, vorgelesen. In Kurdistan 
wird Gewalt angewendet, Men­
schen werden ohne jegliche Ver­
handlung ermordet, unmenschli­
che Methoden werden ange­
wandt, Menschen werden depor­
tiert, ganze Dörfer werden dem 
Erdboden gleichgemacht, Wäl­
der werden abgebrannt, Men­
schen sind dem Hunger und zahl­
reichen Krankheiten ausgelie­
fert, sie leben in schwarzen Zel­
ten und kämpfen ums Überleben. 
Militärische Stützpunkte wurden
errichtet, Kriegsübungen wer­
den durchgeführt und kurdische 
Dörfer bombardiert. In Kurdi­
stan ist zur Zeit das Wichtigste 
das Recht auf Leben oder Nicht­
leben.

Geschichte 
der Kurden
Die Referate beinhalteten die 
Herkunft der Kurden, Informati­
onen über das Land Kurdistan, 
die ältere und die jüngste Ge-

Menschenrechte 
in Kurdistan
Unter dem Thema Menschen­
rechte wurde auch das Gefängnis 
in Diyarbakir behandelt, vor al­
lem die Lage nach dem Putsch 
am 12. September 1980. Die 
Foltermethoden wurden sehr 
ausführlich beschrieben, z.B. 
wurden 50 Menschen in einen 
Raum von 2x2 Meter reinge­
zwungen, Menschen wurden in 
Toiletten und Abflußkanäle ge­
worfen, sie wurden gezwungen, 
die Spucke der Wärter vom 
Boden zu lecken, sie wurden 
Hurensöhne genannt und mußten 
mit „Jawohl, Sir“ antworten, sie 
wurden vergewaltigt und den 
Soldaten für diesen Zweck ange­
boten. Sie wurden gezwungen, 
zu gestehen und sich als Agenten 
bereit zu erklären. Doch die Ge­
fangenen haben bis in den Tod 
Widerstand geleistet. Viel Blut 
wurde vergossen, viele sind ge­
fallen, manche haben sich er­
hängt, andere sich verbrannt. Sie 
haben endlose Hungerstreiks 
durchgeführt. Bis jetzt sind 50 
Gefangene in Diyarbakir gefal­
len. Aber um das Gefängnis in 
Diyarbakir zu verstehen, muß 
man es selbst erleben. Auch die 
aktuelle Lage in diesem Gefäng­
nis wurde zur Sprache gebracht. 
Um die Rechte der Gefangenen 
zu vernichten und ihren Wider­
stand zu brechen, werden Depor­
tationen durchgeführt, und noch­
mals gab es Tote und Wider­
stand. In dieser Etappe werden >

die Unterdrückungsmaßnahme! 
noch verstärkt 
Das Volk leistet 
und Todesfasten 
Die Todesstrafen 
behandelt. Sie sollen vollstreck! 
werden.

Auch wenn die Türkei sich al- 
demokratisch bezeichnet, ist die - 
nicht der Fall. Doch die Welt 
Öffentlichkeit schweigt. Die Exi­
stenz des kurdischen Volke- 
wird nicht nur von den Kolonial 
mächten verleugnet, sondern 
auch von der Weltöffentlichkeit 
vor allem in Europa. Auch beim 
Massaker gegen das kurdische 
Volk in Halabja wurde ge­
schwiegen. Der Referent sagte 
noch eins dazu: Sie kämpfen 
gegen das Waldsterben und 
gegen die Naturzerstörung. Es 
wird nicht verlangt, das kurdi­
sche Volk unbedingt zu unter 
stützen, uns wird es reichen, 
wenn sie sich für unsere Wälder 
interessieren, die abgebrannt 
werden, in Kurdistan sind die 
Wälder auch grün. Doch das ist 
auch nicht der Fall. Die Referen 
ten haben die Öffentlichkeit dazu 
aufgerufen, das kurdische Volk 
zu unterstützen.

weite rgefühn 
mit Intifad-

Widersunij 
werden neu

Sprache, Literatur 
Kunst und Kultur
Auch über Sprache. Literatur. 
Kunst und Kultur wurde in dieser 
Woche sehr ausführlich berich­
tet.

Die kurdische Sprache ist eine 
indogermanische Sprache. Sie 
wird in vier Dialekte aufgeteilt. 
Diese Dialekte sind: Kurmanci. 
Sorani, Zazaki und Fehlt. Zwi­
schen diesen Dialekten gibt es 
große Unterschiede, weil die 
kurdische Sprache früher sehr 
lange Zeit nicht geschrieben und 
gelesen wurde. Die kurdische 
Sprache wurde in ganz Kurdistan 
verboten, es wurde Assimila­
tionspolitik duchgeführt, die 
Sprache und die Entwicklung der 
Sprache wurde ständig unter 
drückt genauso wie die Kultur. 
Kunst und Literatur. Über die 
kurdische Literatur wußte man 
bis jetzt sehr wenig. In dem Re­
ferat wurde dargelegt, daß Kur­
distan doch eine beachtliche Li­
teratur hat. Es wurden die litera­
rischen Tätigkeiten vom 11. 
Jahrhundert bis zum heutigen 
Tag erwähnt und kurdische Ge­
dichte vorgelesen, auch Ge­
schichten und Legenden. Hel­
dentaten und Romane wurden 
vorgetragen. Auch die übrige 
kurdische Kultur, die genauso 
verboten ist, wurde angespni 
chen. Ausführlich wurde das 
Thema Musik behandelt. Die 
kurdischen Volkslieder, die eine 
Aufgabe haben zur Nachrichten­
übermittlung und als ein Ge­
schichtsbuch füngieren, haben 
einen sehr wertvollen Platz in der 
kurdischen Kultur. Denn die Ge­
schichte der Kurden wird durch 
diese Lieder an die Generationen 
weitergegeben. Doch die kurdi­
sche Musik wurde auch assimi­
liert und geraubt, damit haben 
die Kolonialherrscher auf natio­
naler und internationaler Ebene 
Preise einkassiert. Sie eigneten 
sich die kurdische Musik an und 
gaben diese als ihre Musik aus.

Kulturveranstaltung 
zum Abschluß
Die kurdische Kulturwoche en­
dete mit einer gelungenen Kul­
turveranstaltung. Es wurden 
sehr reichhaltige kulturelle Bei­
träge vorgeführt; Sänger und 
Sängerinnen, Musikgruppen und 
Folkloregruppen haben diese 
Schlußveranstaltung sehr vidB- 
tig gestaltet. Es kamen viele 
Grußbotschaften, darunter be­
fand sich die Grußbotschaft wo 
Hatip Diele, Dr. Ismil Be$ifap 
Außerdem wurde ein Theater 
stück vorgeführt. in dem man die 
aktuelle Situation in Kuidtsao 
darzustellen versucht hat. Ein 
Tätigkeitsbericht des kurdischen 
Arbeiter- und Kulturvei» 
wurde vorgelesen




